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„ Und eine Bank, die stichhaltige 
 Beweise auf den Tisch legt.“
 

Hinter jedem erfolgreichen Anwalt steht eine starke Bank. Ob private oder berufl iche Finanzen – unsere Kunden-
betreuer liefern rasch und kompetent maßgeschneiderte Lösungen für Ihre Bedürfnisse. Vereinbaren Sie einen 
Beratungstermin in Ihrer Filiale oder unter 05 0100 - 50500.

„ Anwälte wollen eine Beratung, 
 die auf Fakten beruht.“
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Editorial

Präsident Dr. Murko
Privilegien

Um staatsanwaltliche Ermittlungsverfahren
zu beschleunigen, soll es zu Eingriffen in

die anwaltliche Verschwiegenheit kommen.
So wurde bei den Rechtsgesprächen anläss-

lich des heurigen Europäischen Forum Alp-
bach von einem namhaften Repräsentanten
der Staatsanwaltschaft aber auch von einem
hohen Standesvertreter der Richter vorge-
schlagen, die Ermittlungsverfahren insofern
zu beschleunigen, als dass die Schutzvorschrif-
ten bei Hausdurchsuchungen in den Räum-
lichkeiten von Rechtsanwälten aber auch von
Medien vermindert werden.
Dieser Vorschlag stand bereits in einem Ge-

setzesentwurf. Er konnte abgewendet werden.
Dennoch verstummen die Angriffe auf an-

gebliche anwaltliche Privilegien nicht. Kritiker
verkennen jedoch, dass diese Vorschriften dem
Schutz der anwaltlichen Verschwiegenheit
dienen.
Die Verschwiegenheit ist jedoch kein Privi-

leg des Rechtsanwalts.
Die Kernprinzipien des anwaltlichen Berufs-

rechts, Verschwiegenheit, Unabhängigkeit und
Freiheit von Interessenskollisionen dienen nur
vordergründig dem Schutz des Rechtsanwalts.
Sie machen es ihm erst möglich, unumwun-

den vorzubringen und ohne falsche Rücksicht-

nahmen die Interessen des eigenen Klienten zu
vertreten. Gerade dies macht die Stellung des
Anwalts im Rechtsstaat aus.
Der Rechtsanwalt und nur er ist in der Lage,

die Interessen seines Klienten gegenüber Ge-
richten und Verwaltungsbehörden, aber auch
gegenüber Dritten durchzusetzen, nur dem
Gesetz und dem eigenen Gewissen verpflich-
tet.
Angebliche Privilegien des Rechtsanwalts

sind daher Privilegien des Bürgers. Werden
sie beschränkt, so geht mit jeder einzelnen Ein-
schränkung ein geringeres Maß an Rechts-
staatlichkeit und Rechtssicherheit einher.
Dies müssen wir bedenken, wenn wir schnel-

lere Verfahren und Einschränkung von soge-
nannten Anwaltsprivilegien fordern.
Es geht wie bei allen anderen Grundrechts-

eingriffen darum, dass scheibchenweise die
Grund- und Freiheitsrechte reduziert werden,
ohne dass mehr an Sicherheit oder Rechtsfrie-
den erzielt wird.
Die österreichischen Rechtsanwälte werden

daher auch weiterhin ihre Stimme erheben,
nicht um eigene Privilegien zu sichern, son-
dern um weiterhin unumwunden für jeden ein-
zelnen vorbringen und seine Interessen vertre-
ten zu können.
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Wichtige Informationen

Bekämpfung von Geldwäsche und
Terrorismusfinanzierung

D ie Financial Action Task Force (FATF) hat in einer
Erklärung vom 22. Juni 2012 erneut auf beste-

hende Defizite des Systems zur Bekämpfung der Geld-
wäsche und Terrorismusfinanzierung in einigen Län-
dern hingewiesen.

Dementsprechend wurde die Geldwäscherei- und
Terrorismusfinanzierungsrisiko-Verordnung der Fi-
nanzmarktaufsichtsbehörde (FMA) geändert. In § 2
Abs 2 der Verordnung sind all jene Staaten aufgelistet,
in denen jedenfalls ein erhöhtes Risiko der Geld-
wäscherei und Terrorismusfinanzierung besteht. Dies
sind aktuell: Iran, Korea, Bolivien, Kuba, Ecuador,
Äthiopien, Ghana, Indonesien, Kenia, Myanmar, Nige-

ria, Pakistan, São Tomé und Príncipe, Sri Lanka, Sy-
rien, Tansania, Thailand, Türkei, Vietnam, Jemen
und Somalia. Die Änderungen wurden am 7. Septem-
ber 2012 im BGBl II 2012/299 kundgemacht.

Nähere Informationen sind der Homepage der
FATF (www.fatf-gafi.org) zu entnehmen.

Im Internen Bereich (Punkt 2.) der Seite www.
rechtsanwaelte.at ist außerdem eine Information des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages zu den
zentralen berufsrechtlichen Vorschriften zur Verhin-
derung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung
abrufbar.

KS

Die Rechtsanwaltskammer Wien ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts. Sie wird von 2700 in Wien niedergelassenen Rechtsanwälten 
gebildet und ist die größte der 9 österreichischen Rechtsanwaltskammern. Aus ihrem Selbstverständnis ist die Rechtsanwaltskammer 
Wien autonome Behörde mit umfassenden Verwaltungsaufgaben für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter, Interessenvertretung 
und Servicestelle.

Aufgrund des Übertritts in den Ruhestand des bisherigen Stelleninhabers per Ende 2012 gelangt gemäß Bundesgesetz über Transparenz 
bei der Stellenbesetzung im staatsnahen Unternehmensbereich (Stellenbesetzungsgesetz), BGBI. I Nr. 26/1998 die Position des

KAMMERAMTSDIREKTORS/-IN
zur Ausschreibung.

HAUPTAUFGABEN
Leitung und innere Organisation des Kammeramtes mit Personalhoheit, Verantwortung für die Erledigungen der Kammer als Behörde, Öf-
fentlichkeitsarbeit und Interessenvertretung für die Wiener Rechtsanwälte, Unterstützung des Präsidiums, Vorbereitung und Durchführung 
von Veranstaltungen, Sammlung von Entscheidungen und Gutachten der Kammer als Standesbehörde sowie ggf. deren Veröffentlichung, 
Aufbau und Weiterentwicklung der EDV-Infrastruktur

FACHLICHE UND PERSÖNLICHE ANFORDERUNGEN
Rechtswissenschaftliche Hochschulausbildung, mehrjährige Management-Erfahrung mit Schnittstellen zum öffentlichen oder staatsna-
hen Bereich, gute Kenntnis der Instrumentarien erfolgreicher Öffentlichkeitsarbeit, hohe Dienstleistungsorientierung, sowohl nach innen 
als auch nach außen, Kommunikationsstärke und soziale Kompetenz, systematische, strukturierte Arbeitsweise, die auf fundierten Kon-
zepten und Strategien beruht, pragmatische Ergebnisorientierung, insbesondere innerhalb behördlicher Strukturen

Im Sinne des allgemeinen Bestrebens, den Anteil von Frauen in Leitungsfunktionen zu erhöhen, werden nachdrücklich auch Frauen ein-
geladen, sich für die ausgeschriebene Stelle zu bewerben.

Bewerbungen sind mit Lebenslauf und unter Angabe der Gründe, die Sie für die ausgeschriebene Funktion als geeignet erscheinen lassen, 
bis spätestens 30.10.2012 an den Präsidenten der Wiener Rechtsanwaltskammer, Herrn Dr. Michael Auer zu richten, p.A. Egon Zehnder 
International GmbH, zu Handen Dr. Markus Schwarz, 1010 Wien, Bauernmarkt 2, bewerbungen@ezi.net.

Wien, am 03.10.2012
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Termine

Inland

8. Okt. 2012 bis 28. Jänner 2013 INNSBRUCK
Leopold-Franzens-Universität:
Veranstaltungsreihe „Aktuelle Probleme des
Wirtschaftsprivatrechts“
Leitung: Univ.-Prof. Dr. Alexander Schopper

8. Okt. 2012 WIEN
Universität Wien/Wirtschaftsuniversität Wien:
1. Wiener Unternehmensrechtstag – Kapital-
markthaftung und Gesellschaftsrecht

10. Okt. 2012 bis 23. Jänner 2013 WIEN
Wirtschaftsuniversität Wien, Abteilung für Unter-
nehmensrecht: Seminar aus Privatrecht

11. und 12. Okt. 2012 RUST AM NEUSIEDLERSEE
Business Circle: RuSt 2012, 16. Jahresforum für
Recht & Steuern
46-köpfiges Referententeam, fachl Gesamtleitung:
Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel

12. Okt. 2012 SALZBURG
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Grundbuch II
RegR Jauk

15. Okt. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Unternehmensbesteuerung in Europa
StB Mag. Dr. Stefan Bendlinger

16. Okt. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Verwaltungsverfahren nach dem AVG
Mag. Dr. Wolfgang Steiner

17. Okt. 2012 WIEN
Linde Seminar:GesRÄG 2011: Umsetzung 2013!
Namens- & Inhaberaktien Neu
Dr. Matthias Potyka und RA Dr. Bernhard Rieder

22. Okt. 2012 INNSBRUCK
Wirtschaftsseminare-Organisation & Marketing-
service Gesellschaft mbH: Spezialseminar Miet-
vertragserrichtung 2012

23. Okt. 2012 SALZBURG
Wirtschaftsseminare-Organisation & Marketing-
service Gesellschaft mbH: Spezialseminar Miet-
vertragserrichtung 2012

23. und 24. Okt. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung IFRS für Banken
Referententeam

31. Okt. 2012 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Kosten-Aufbauseminar
RA Dr. Hofer-Zeni

6. Nov. 2012 WIEN
Wirtschaftsseminare-Organisation & Marketing-
service Gesellschaft mbH: Spezialseminar Miet-
vertragserrichtung 2012

8. und 9. Nov. 2012 WIEN
Forschungsstelle für Europ. Rechtsentwicklung und
Privatrechtsreform, Juridicum: Symposium Das
Recht der Kreditsicherung in Zentral- und Ost-
europa

9. Nov. 2012 SALZBURG
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Grundbuch III
RegR Jauk

13. Nov. 2012 WIEN
Business Circle: Stiftung Neu, Praktikerforum:
Die neueste Judikatur im Stiftungsrecht
Referenten: RA Dr. Maximilian Eiselsberg, RA Dr. Flo-
rian Neumayr, WP/StB Mag. Dr. Berndt Zinnöcker

13. und 14. Nov. 2012 WIEN
Business Circle: Kartellrecht Fachseminar: Was
Sie über kartellrechtliche Schranken und Mög-
lichkeiten wissen müssen
Referenten: RA MMag. Dr. Astrid Ablasser-Neuhuber,
Mag. Claudia Hainz-Sator, Dr. Philip Kienapfel, Bun-
deskartellanwalt Dr. Alfred Mair, RA Dr. Florian
Neumayr, LL.M.

14. und 15. Nov. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Gerichtliche vs außergerichtliche
Unternehmenssanierung
Referententeam

15. Nov. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Vertriebskartellrecht – Der aktuelle Rechtsrah-
men für Vertriebsverträge
Referenten: Dr. Florian Neumayr, LL.M., Dr. Stephan
Polster, M.A.
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15. Nov. 2012 WIEN
Business Circle: Datenschutzrecht aktuell, Eintä-
giges Update für erfahrene Praktiker
Referenten: RA Dr. Rainer Knyrim, MR Mag. Georg
Lechner, Leiterin der Geschäftsstelle der Datenschutz-
kommission MR Dr. Eva Souhrada-Kirchmayer

22. und 23. Nov. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Seilbahnen 2012
Referententeam

22. und 23. Nov. 2012 SALZBURG
Studiengesellschaft für Wirtschaft und Recht: Sach-
verstand im Wirtschaftsrecht
Referententeam

27. Nov. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Pflichtteilsrecht
Univ.-Lekt. Dr. Stephan Verweijen

29. Nov. 2012 LINZ
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Kosten-Aufbauseminar
RA Dr. Hofer-Zeni

29. Nov. 2012 WIEN
Business Circle: Compliance now! 2. Jahresta-
gung Compliance
18-köpfiges Referententeam, fachl Gesamtleitung: RA
DDr. Alexander Petsche, MAES

29. und 30. Nov. 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Strafrecht & Strafprozessrecht
Referententeam

6. Dez. 2012 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Firmenbuch-spezial
Dipl. Rechtspfleger ADir Szöky

10. Dez. 2012 WIEN
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV):
Grundbuch II
RegR Jauk

Ausland

11. und 12. Okt. 2012 TRIER
Europäische Rechtsakademie (ERA): Jahrestagung
zur EU-Strafjustiz 2012

11. bis 13. Okt. 2012 MÜNCHEN
Association Internationale des Jeunes Avocats
(AIJA): Fight for your right . . . to distribute. Li-
tigation and arbitration strategies in internatio-
nal distribution

25. bis 27. Okt. 2012 BERLIN
Association Européenne des Avocats – European As-
sociation of Lawyers (AEA-EAL): Jahreskongress
2012

31. Okt. bis 4. Nov. 2012 DRESDEN
Union Internationale des Avocats (UIA): 56. Jah-
reskongress

22. und 23. Nov. 2012 TRIER
Academy of European Law (ERA): EU Adopts
New Regulation On Cross-Border Successions

22. und 23. Nov. 2012 PARIS
Union Internationale des Avocats (UIA): Mediation
Advanced Training Course (3rd Edition)

29. und 30. Nov. 2012 PARIS
Union Internationale des Avocats (UIA): Agency,
Distribution & Franchising Advanced Training
Course

7. und 8. Dez. 2012 MAPUTO
Union Internationale des Avocats (UIA): Internati-
onal Investments in Africa

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten
489 ff.

Termine
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" §§ 890, 1175, 1202 ABGB:
Aktive Klagelegitimation bei Forderungen einer GesbR

Bei Forderungen einer GesbR handelt es sich re-
gelmäßig um Gesamthandforderungen, sodass ein
gemeinsames Einschreiten aller Gesellschafter
als Kläger erforderlich ist.
Kann keine Übereinkunft aller Mitgläubiger gem
§ 890 zweiter Satz ABGB erreicht werden, kann
nur auf gerichtliche Hinterlegung für alle Gesell-
schafter geklagt werden, um die Schlüssigkeit der
Klage zu bewahren.
OGH 8. 11. 2011, 3 Ob 131/11b ecolex 2012/101 =
RdW 2012/287 = GeS 2012, 177.

" §§ 523, 879 ABGB; § 82 GmbHG:
Verbot der Einlagenrückgewähr

1. Ein Pfandbestellungsvertrag der unter Verstoß
gegen das Verbot der Einlagenrückgewähr abge-
schlossen wurde, ist lediglich dann absolut nichtig,
wenn sich der Verdacht eines derartigen Verstoßes
dem Dritten so aufdrängte, dass es an Gewissheit
grenzt.
2. Ein Gläubiger der so entreicherten GmbH ist vom
Schutzbereich des Verbotes der Einlagenrückge-
währ umfasst.
3. Die Löschung eines absolut nichtigen Pfand-
rechts kann vom Eigentümer unabhängig von der
Reihenfolge der Eintragungen im Grundbuch mit-
tels Eigentumsfreiheitsklage erwirkt werden.
OGH 14. 9. 2011, 6 Ob 29/11z ecolex 2012/96.

" § 14 Abs 1, § 20 f PSG; § 2 UmwG:
Bestellung eines Stiftungsprüfers

1. Die Funktion des Stiftungsprüfers ist höchstper-
sönlicher Natur.
2. Diese Höchstpersönlichkeit des Prüferamtes hat
zur Folge, dass die Bestellung selbst bei einer Um-
wandlung mit Gesamtrechtsnachfolge der zum
Stiftungsprüfer bestellten juristischen Person
üblicherweise erlischt. Die höchstpersönlichen
Rechte und Pflichten sind von der umfassenden Ge-
samtrechtsnachfolge nach § 2 Z 1 UmwG ausge-
nommen.
3. Führt dies zu einer Lücke der Bestellungen ist eine
rückwirkende Bestellung möglich, obwohl diese
insofern problematisch ist, als gewisse Rechte und
Pflichten des Stiftungsprüfers nicht rückwirkend
ausgeübt werden können.
4. Die unklare Bestellung des Stiftungsprüfers
„für die Dauer von drei Jahren“ ist sachgerecht
auf die zu prüfenden Geschäftsjahre zu bezie-
hen.
OLGWien 13. 3. 2012, 28 R 229/11v ZFS 2012, 87.

" §§ 277, 283 UGB:
Unvollständige Offenlegung des Jahresabschlusses

1. Wird die Gewinn- und Verlustrechnung nicht
miteingereicht, ist eine Zwangsstrafe zu verhängen.
2. Die Höhe der Zwangsstrafe richtet sich nach den
Umständen des Einzelfalls, jedoch darf sie nicht zu
niedrig angesetzt werden. Der Bilanzgewinn ist dafür
kein Beurteilungskriterium.
3.Die nachträgliche Einreichung des Jahresabschlusses
nach Verhängung der Zwangsstrafe steht lediglich der
Verhängung einer weiteren Zwangsstrafe entgegen.
OGH 16. 2. 2012, 6 Ob 17/12m GeS 2012, 136.

" §§ 277, 283 UGB:
Ende der Offenlegungspflicht

1. Während der Liquidation sind die Liquidatoren
zur Offenlegung des Jahresabschlusses verpflichtet.
2. Die Pflicht endet mit der Einreichung der Li-
quidationsschlussbilanz.Diese spiegelt die Vermö-
gensverhältnisse der Gesellschaft nach Verteilung
der verbleibenden Vermögenswerte wider.
3. Für den Zeitraum zwischen Beendigung der Li-
quidation und Löschung aus dem FB besteht keine
Offenlegungspflicht.
OLG Linz 30. 1. 2012, 3 R 209/11a GeS 2012, 181.

" § 40 FBG; §§ 59, 273 IO:
Passivlegitimation bei amtswegiger Löschung der
GmbH nach Aufhebung des Konkurses

1. Die Aufhebung des Konkurses über die beklagte
Kapitalgesellschaft führt zum Wiederaufleben des
ursprünglich gestellten Leistungsbegehrens des
Klägers.
2. Bei Löschung der beklagten Kapitalgesellschaft
während des anhängigen Prozesses ist das Verfah-
ren auf Begehren des Klägers fortzusetzen. Begehrt
er dies nicht, ist die Klage zurückzuverweisen und
das bisherige Verfahren für nichtig zu erklären.
OGH 30. 1. 2012, 9 ObA 39/11 t ecolex 2012/179.

" §§ 33, 34, 35, 36 PSG:
Fortsetzung einer aufgelösten Privatstiftung

1. Es ist nicht generell unzulässig, eine aufgelöste
Privatstiftung fortzusetzen. Der ursprüngliche
Auflösungsgrund muss weggefallen sein. Eine aufge-
löste Privatstiftung kann fortgesetzt werden, wenn
der Stifter denWiderruf, der ursprünglich zur Auf-
lösung geführt hat, zurücknimmt.
2. Der Auflösungsbeschluss kann anschließend durch
einen Fortsetzungsbeschluss des Stiftungsvorstandes
zurückgenommen werden, wenn das Sperrjahr noch
nicht abgelaufen ist, sodass dem Letztbegünstigten
noch keine klagbaren Ansprüche entstanden sind.
OLG Innsbruck 10. 1. 2012, 3 R 227/11y GeS 2012,
184.

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/10
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" §§ 277, 283 UGB:
Offenlegung des Jahresabschlusses

1. Es gilt keine Unschuldsvermutung im Zwangs-
strafverfahren wegen der Verletzung von Offenle-
gungspflichten.
2. Eine Pflicht des Firmenbuchgerichtes, mögliche
Hinderungsgründe zu erheben, besteht nicht.
OGH 21. 12. 2011, 6 Ob 234/11x GeS 2012, 135
(Fantur).

" § 91 GOG (§ 9 Abs 1, § 270 Abs 1, § 363a StPO;
Art 6 Abs 1, 13 EMRK):
Gegen Entscheidung über Fristsetzungsantrag gerich-
teter Erneuerungsantrag = EvBl 2012/83

Rechtsbehelfe gegen Verletzungen des Gebots ange-
messener Verfahrensdauer sind dann wirksam iSd
Art 13 MRK, wenn sie den behaupteten Verstoß
oder dessen Fortsetzung verhindern, dadurch das
Verfahren also präventiv beschleunigt wird, oder
wenn sie (nachfolgend) angemessene Wiedergutma-
chung für eine bereits erfolgte Verletzung gewähren.
Wurde die zum Gegenstand eines erfolglosen Frist-
setzungsantrags gemachte Urteilsausfertigung nach-
geholt und steht Hintanhaltung der solcherart rekla-
mierten Verfahrensverzögerung nicht mehr in Rede,
kann eine Verletzung der Monatsfrist des § 270
Abs 1 StPO für die Urteilsausfertigung zwar mit Be-
rufung, nicht aber mit einem – subsidiären – Antrag
auf Erneuerung des Strafverfahrens geltend gemacht
werden.
OGH 3. 4. 2012, 14 Os 12/12 i (OLG Graz 9 Fss
2/11h; LGSt Graz 8 Hv 136/09b).

" § 302 Abs 1 StGB (§ 133 Abs 1 StPO):
Gleichwertigkeit faktischer Verrichtungen mit Rechts-
handlungen beim Missbrauch der Amtsgewalt = EvBl
2012/84

Unter dem Begriff „Amtsgeschäfte“ sind auch fakti-
sche Verrichtungen zu verstehen, sofern diese ei-
ner Rechtshandlung annähernd gleichwertig sind.
Gleichwertigkeit liegt nicht nur bei einer besonderen
Qualität des Handelns vor, sondern wenn ein hypo-
thetischer Vergleich ergibt, dass die aus der (miss-
bräuchlichen) faktischen Verrichtung resultierende
Rechtsschädigung auch durch eine darauf abzielende
(missbräuchliche) Rechtshandlung hätte bewirkt
werden können. IdS greift eine von einem Kriminal-
beamten von sich aus (tatsächlich) durchgeführte
Observation jedenfalls nicht weniger in die Rechte
der von der Ermittlungsmaßnahme betroffenen Per-
son ein als eine (gedachte) entsprechende Rechts-
handlung (etwa in Form einer Anordnung durch
die StA nach § 102 Abs 1 StPO).
OGH 3. 4. 2012, 14 Os 138/11 t (LGSt Wien
608 Hv 1/11a).

" § 363a StPO (§ 9 Abs 1, § 34 Abs 2 StGB; § 91
GOG; §§ 283, 464 StPO):
Verzögerte Urteilsausfertigung als Verletzung des
Grundrechts auf angemessene Verfahrensdauer =
EvBl-LS 2012/95

Um Verzögerungen der Urteilsausfertigung als
Verstoß gegen das Grundrecht auf angemessene
Verfahrensdauer mit Erneuerungsantrag (ohne vor-
herige Befassung des EGMR) geltend machen zu
können, bedarf es eines darauf bezogenen Fristset-
zungsantrags, der für den Fall seines Erfolgs iSd
§ 91 Abs 2 GOG allerdings nicht aufrecht erhalten
werden muss, weil eine – regelmäßig zurückwei-
sende – Entscheidung des übergeordneten Gerichts
eine weitere Beschleunigung des Verfahrens nicht
bewirken kann.
OGH 3. 4. 2012, 14 Os 155/11 t.

" § 127 StGB (§ 28 StGB; § 259 Z 3, § 281 Abs 1 Z 7,
8 und 9 lit a StPO):
Tatbestandliche Handlungseinheit beim Diebstahl =
EvBl-LS 2012/96

Wegfall oder Hinzukommen von Beutestücken kann
nicht Gegenstand eines (Teil-)Freispruchs sein, weil
§ 127 StGB alle Gegenstände eines einzigen diebi-
schen Zugriffs (derselben Tat im materiellen Sinne)
unter den Begriff „einer“ fremden beweglichen Sa-
che zusammenfasst, womit sie weder unter dem Ge-
sichtspunkt der Identität von Anklage und UGegen-
stand beachtlich sind, noch den demmateriellen Tat-
begriff zugrundeliegenden historischen Sachverhalt
verändern.
OGH 3. 4. 2012, 14 Os 27/12w.

" § 165 Abs 2 StPO (§ 281 Abs 1 Z 3 und 4 StPO;
Art 6 Abs 3 lit d MRK):
Verteidigung bei kontradiktorischer Vernehmung =
EvBl 2012/90

In Strafverfahren mit Verteidigerzwang in der HV
kann der Angeklagte, wenn das Beweisverfahren
durch kontradiktorische Vernehmung im Ermitt-
lungsverfahren gleichsam vorweggenommen wird,
aus § 281 Abs 1 Z 4 StPO mit Erfolg geltend ma-
chen, dass er nicht rechtzeitig, ausdrücklich und in
einer für ihn verständlichen Weise auf den Wert,
den ein zur kontradiktorischen Vernehmung beige-
zogener geschulter Rechtsbeistand darstellt, und
das Recht hingewiesen wurde, mit Blick auf ein
(zwanglos zu bejahendes) Erfordernis iSd § 61 Abs 2
StPO nach Maßgabe der sonstigen Voraussetzungen
die Beigebung eines Verfahrenshilfeverteidigers zu
verlangen.
OGH 28. 2. 2012, 12 Os 5/12w (LG Innsbruck
38 Hv 158/11v).
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" § 228 Abs 1 StPO:
Sicherstellung der Volksöffentlichkeit außerhalb der
Amtsstunden = EvBl 2012/91

Beschränkungen des Zugangs zum Gerichtsgebäude
außerhalb der Amtsstunden können Nichtigkeit we-
gen Missachtung des § 228 Abs 1 StPO begründen.
OGH 8. 3. 2012, 13 Os 102/11 s (LG Wr. Neustadt
37 Hv 97/08h).

" § 56 Abs 1 StPO:
Für Hauptverhandlung genügt zusammenfassende
Übersetzung durch Dolmetscher = EvBl-LS 2012/103

§ 56 Abs 1 StPO gewährt keinen Anspruch auf „Si-
multandolmetschung“, allenfalls in Form des sog
„Flüsterdolmetschers“ in Betreff des gesamten Ver-
handlungsgeschehens.
OGH 3. 4. 2012, 14 Os 6/12g.

" § 129 StGB:
Schütteln eines Behältnisses zur Sachwegnahme be-
gründet keine Einbruchsqualifikation = EvBl-LS 2012/
104

Erfolgt die Sachwegnahme nicht durch ein den Zu-
griff auf den Inhalt zulassendes Aufbrechen des Be-
hältnisses oder Öffnen des Verschlussmechanismus
mit einem in Z 1 des § 129 StGB genannten Mittel,
sondern durch ein die Sperrvorrichtung als solche in-
takt lassendes Schütteln eines Warenautomaten,
wird solcherart keine Einbruchsqualifikation be-
gründet.
OGH 13. 3. 2012, 12 Os 16/12p.

" § 377 UGB:
Pestizide auf Bio-Produkt: Erst mit Erkennbarkeit des
Mangels beginnt die Rügefrist

Die Parteien des der Entscheidung des OGH zu-
grunde liegenden Sachverhaltes handeln mit biolo-
gisch erzeugten Lebensmitteln. In Bezug auf die
Qualität der von der Klägerin an die Beklagte gelie-
ferten Apfelprodukte war vereinbart, dass diese la-
bormäßig ua auf Pestizide untersucht worden waren.
Reklamationen mussten „binnen 8 Tagen nach Er-
halt der Ware“ in Schriftform gemacht werden.
Die Beklagte prüfte die Ware nach Lieferung nur
mittels Geschmacksproben und wurde erst von einer
Kundin auf die Kontaminierung der Äpfel durch
Pestizide aufmerksam gemacht. Sogleich verstän-
digte die Beklagte die Klägerin hiervon und stellte
die Zahlungen an diese ein. Die Klägerin klagte so-
dann unter Hinweis auf die verspätete Mängelrüge
auf Zahlung des Restkaufpreises.
Das Ergebnis des OGH: Die Beklagte hatte aufgrund
der (oben erwähnten) Qualitätszusage keinerlei
Grund zur Annahme, dass die Ware dennoch pesti-
zidverseucht sein könnte. Angesichts der mit chemi-
schen Untersuchungen von Lebensmitteln verbun-

denen Kosten wäre eine chemische Analyse jeder
Lieferung der Apfelprodukte weder wirtschaftlich
vertretbar und noch in acht Tagen ernsthaft zu be-
werkstelligen.
Unabhängig davon vertritt der OGH die Meinung,
dass der Klägerin die (offenbar) unterlassene Prüfung
eher anzulasten sei als der Beklagten bzw dass ihr In-
teresse an rascher Klarheit über die Lieferung als ge-
ringer zu werten sei als jenes der Beklagten am Erhalt
ihrer Ansprüche. Die Klägerin könne sich somit
schon nach § 377 Abs 5 UGB nicht auf die Verfris-
tung der Mängelrüge berufen.
OGH 27. 3. 2012, 4 Ob 167/11d EvBl 2012/105.

" §§ 1295 ff ABGB:
Beratungs- und Warnpflichten des Versicherers wäh-
rend des laufenden Versicherungsverhältnisses

Die Klägerin in diesem Verfahren wurde in zwei
früher eingeleiteten Verfahren als Beklagte mit ho-
hen Schadenersatzforderungen konfrontiert, weil
sie als Gynäkologin bei Ultraschalluntersuchungen
übersehen hatte, dass die betreffenden Kinder am
Down-Syndrom leiden. Beklagte ist hier das Versi-
cherungsunternehmen, bei dem die Klägerin eine
Ärztehaftpflicht abgeschlossen hatte. In den gegen
die Gynäkologin geführten Verfahren hat die nun-
mehr beklagte Versicherung für reine Vermögens-
schäden eine Deckungszusage nur bis zu einem Be-
trag von a 7.267,29 abgegeben, der Klägerin dro-
hen jedoch weit höhere Zahlungen aus diesem Ti-
tel. Die Klägerin macht geltend, dass sie von den
Mitarbeitern der Beklagten weder bei Vertragsab-
schluss noch während des aufrechten Versiche-
rungsverhältnisses auf die bestehende Deckungs-
lücke bezüglich „wrongful-birth“-Schäden hinge-
wiesen worden sei.
Nach Meinung des OGH ist eine nebenvertragliche,
dem Vertragsabschluss nachfolgende Beratungs- und
Warnpflicht eines (Haftpflicht-)Versicherers zumin-
dest dann zu bejahen, wenn der Fall durch folgende
Umstände gekennzeichnet ist: Eine neue Rsp, die
dem Versicherer (dem auch der Wunsch des Versi-
cherten nach umfassendem Versicherungsschutz be-
kannt war) wohl nicht entgangen sein kann, führt zu
existenzbedrohenden Berufsrisiken einer bestimm-
ten, überschaubaren Gruppe von nach denselben Be-
dingungen Versicherten (hier: Gynäkologen). Geht
es um die Verfehlung eines für eine solche Gruppe
von Versicherungsnehmern typischen Deckungsbe-
dürfnisses, kann daher schon die (weitere) Kenntnis
des Versicherers, dass der Versicherungsnehmer die-
ser Gruppe angehört und umfassenden Versiche-
rungsschutz anstrebt, eine solche Verpflichtung aus-
lösen.
OGH 31. 8. 2011, 7 Ob 72/11 f JBl 2012, 457.
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" § 364 Abs 2 ABGB:
Wie laut darf ein Hahn krähen?

Die Parteien sind Nachbarn in einemKärntner Dorf.
Sie streiten über die Frage, ob es die Klägerin hin-
nehmen muss, dass die Beklagte auf ihrer Liegen-
schaft einen Hahn und dreizehn Hennen hält. Die
benachbarten Grundstücke liegen in einem aufgelo-
ckerten Wohngebiet mit dörflich-ländlichem Cha-
rakter. Seit 2005 sind sie im Flächenwidmungsplan
als „Bauland-Wohngebiet“ ausgewiesen. In unmit-
telbarer Nähe werden große Flächen landwirtschaft-
lich genutzt, die Beklagte selbst betreibt keine Land-
wirtschaft. Der Hahn kräht in der Früh erstmals ge-
gen 4.30 Uhr, dann etwa alle fünfzehn Minuten.

Der OGH würdigt die Situation wie folgt: Geräu-
sche, die von artgerecht und in überschaubarer
Zahl gehaltenen Hühnern (einschließlich eines
oder zweier Hähne) ausgehen, sind als ortsüblich
anzusehen, und zwar jedenfalls dann, wenn sich
die Tiere zur Nachtzeit in einem Stall mit dicken
Mauern aufhalten, sodass ihr Gackern und Krähen
draußen nur in einer „gemäßigten Lautstärke“
wahrgenommen werden kann. Soweit diese Geräu-
sche dennoch die Nachtruhe besonders empfindli-
cher Personen stören, muss das als Folge des länd-
lichen Charakters der Umgebung hingenommen
werden.

OGH 12. 6. 2012, 4 Ob 99/12 f.
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Der Sachwalter im Strafverfahren (I)
Von Ri Dr. Rainer J. Nimmervoll, Linz. Der Autor ist mit Strafsachen befasster Richter des Landesgerichtes Linz. Er
publiziert zu verschiedenen, vorwiegend strafprozessualen Problemstellungen und ist regelmäßig Vortragender bei
Aus- und Fortbildungsveranstaltungen im Sprengel des Oberlandesgerichtes Linz.

In der strafgerichtlichen Praxis lassen sich immer wieder Unsicherheiten über die Rolle des Sachwalters im Straf-
verfahren bzw dessen Rechte feststellen. Die dreiteilige Abhandlung beleuchtet in ihrem ersten Teil die damit in
engem Zusammenhang stehenden Fragen nach den Prozessvoraussetzungen der Partei-, Prozess- bzw Verhand-
lungsfähigkeit sowie der Beteiligungsfähigkeit. Der zweite Teil widmet sich ausführlich der Stellung des Sach-
walters des Beschuldigten iwS (§ 48 Abs 2 StPO), ehe die Arbeit mit ihrem dritten Teil mit einer umfassenden
Untersuchung der Position des Sachwalters einer Person in sonstigen Verfahrensrollen im Strafprozess (als Op-
fer, Privatbeteiligter bzw Gegner des Privatbeteiligten, Privat- oder Subsidiarankläger, Zeuge sowie bei Vorliegen
eines Ermächtigungsdeliktes) endet.

I. Einleitung
Einer volljährigen1) Person, die an einer psychischen
Krankheit leidet oder geistig behindert ist (behin-
derte Person), ist ein Sachwalter2) für alle oder einzelne
ihrer Angelegenheiten zu bestellen, wenn sie diese
nicht ohne Gefahr eines Nachteils für sich selbst
zu besorgen vermag (§ 268 Abs 1 ABGB). Erfordert
es das Wohl der betroffenen Person, so hat ihr das Ge-
richt zur Besorgung dringender Angelegenheiten
längstens für die Dauer des Verfahrens einen einstwei-
ligen Sachwalter mit sofortiger Wirksamkeit3) zu be-
stellen (§ 120 AußStrG).

Insb in jenen Fällen, in denen der Sachwalter (auch)
mit der Vertretung der behinderten Person ua vor Ge-
richt betraut ist, wirft sich zunächst die Frage auf, ob
überhaupt bzw für welche Belange er auch im Strafver-
fahren zuständig ist und in welchem Verhältnis seine
Handlungen oder Erklärungen zu jenen des besachwal-
teten Beschuldigten (§ 48 Abs 2 StPO) stehen. Die ös-
terreichischenGesetzemit Strafrechtsbezug sehen ohne
nähere Begründung an verschiedensten Stellen dieMit-
wirkung des (auch bloß einstweiligen) Sachwalters4) bzw
gesetzlichen Vertreters5) – und ein solcher ist der Sach-
walter6) – vor.Ziel dieser Arbeit ist eine möglichst um-
fassende und klar strukturierte Darstellung der diesbe-
züglichen Rechtslage, insb sollen die Rechte und Pflich-
ten des Sachwalters in Betreff der diversen Verfahrens-
rollen, die die behinderte Person im Strafverfahren
einnehmen kann, abschließend beleuchtet werden.

1. Begriffsbestimmungen

In dieser Arbeit finden sich wiederholt die Begriffe Be-
schuldigter, Angeklagter, Unterzubringender bzw Be-
troffener. Stets ist damit eine Person gemeint, der ein
Sachwalter mit entsprechendem Wirkungskreis be-
stellt ist. Mit dem Begriff „Beschuldigter (§ 48 Abs 2
StPO)“ sind grundsätzlich alle der genannten Perso-
nen gemeint. Bezüglich des Terminus Beschuldigter
bzw Angeklagter wird § 48 Abs 1 StPO gefolgt: Be-

schuldigter ist demnach jede Person, die auf Grund
bestimmter Tatsachen konkret verdächtig ist, eine
strafbare Handlung begangen zu haben, sobald gegen
sie wegen dieses Verdachts ermittelt oder Zwang aus-
geübt wird (Z 1), Angeklagter ist demgegenüber jeder
Beschuldigte, gegen den Anklage eingebracht worden
ist (Z 2). Als „Unterzubringender“ wird – ohne dass
damit ein Verstoß gegen die Unschuldsvermutung
zum Ausdruck gebracht werden soll – jene Person be-
zeichnet, gegen die ein Verfahren zur Unterbringung
in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher
nach § 21 Abs 1 StGB bzw § 21 Abs 2 StGB oder
aber in einer Anstalt für entwöhnungsbedürftige
Rechtsbrecher nach § 22 StGB geführt wird. Dabei
wird nicht verkannt, dass die beiden letztgenannten
Personengruppen freilich nach insoweit „richtiger Ter-
minologie“ stets auch Beschuldigte bzw Angeklagte
sind. Die Notwendigkeit einer geeigneten und prakti-
kablen Begriffsfindung hiefür ergibt sich aus § 440
StPO, der die an sich nur für die Unterbringung nach
§ 21 Abs 1 StGB geltende Regelung des § 431 StPO,
welcher eine Reihe zusätzlicher Rechte einräumt, auch
auf die beiden letztgenannten Personengruppen für an-
wendbar erklärt. Als Betroffener schließlich wird –

nach herkömmlicher Terminologie sowie als Sonder-
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1) Vgl zur gesetzlichen Vertretung Minderjähriger im Strafverfahren
§ 38 JGG.

2) Die männliche Form bezieht sich stets auf Frauen und Männer glei-
chermaßen, vgl auch § 515 Abs 2 StPO.

3) Dh, dass die Bestellung von der Zustellung des Beschlusses an und
nicht erst ab Rechtskraft wirksam ist: OGH 13. 11. 2008, 2 Ob 173/
08 t; RIS-Justiz RS0081672; RS0008550. Anders die „normale“ Be-
stellung eines Sachwalters: Diese wird (erst) mit Rechtskraft des Be-
schlusses wirksam: OGH 10 Ob 18/08g SZ 2008/37; RIS-Justiz
RS0008550.

4) Bspw § 58 Abs 4 StPO; § 96a StVG.
5) Etwa § 58 Abs 4, § 61 Abs 3, § 176 Abs 2 und 4, § 179 Abs 2, § 281
Abs 1, § 283 Abs 4, § 431 Abs 1 bis 3, §§ 440, 465 Abs 1 StPO;
§ 158 Abs 4 Z 2 StVG; vgl auch § 36 Abs 2, § 37 Abs 2, §§ 38, 39,
42 Abs 2, § 43 Abs 2 JGG.

6) Vgl bspw Ratz, WK-StPO § 282 Rz 33.
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fall des Unterzubringenden – jene Person bezeichnet,
gegen die ein Verfahren zur Unterbringung in einer
Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21
Abs 1 StGB geführt wird.7)

II. Der Sachwalter des Beschuldigten
(§ 48 Abs 2 StPO)

1. Prozessvoraussetzungen

Um überhaupt ein Strafverfahren durchführen zu kön-
nen, müssen gewisse Voraussetzungen vorliegen. Diese
sog Prozessvoraussetzungen können auch als Bedin-
gungen für die Verfahrensdurchführung betrachtet
werden.8) Im hier interessierenden Kontext sind (nach
herkömmlicher Ansicht, vgl dazu unten mehr) als –

stets von Amts wegen zu prüfende9) – sog positive Pro-
zessvoraussetzungen10) die Parteifähigkeit, die Pro-
zessfähigkeit sowie die Verhandlungsfähigkeit des
Beschuldigten hervorzuheben.

Streng von der Frage der Prozess- und Verhand-
lungsfähigkeit zu unterscheiden ist jene nach der De-
liktsfähigkeit, hier interessierend vor allem mit Blick
auf die Zurechnungsunfähigkeit iSd § 11 StGB.
Das eine hat mit dem anderen nichts zu tun, das Vorlie-
gen oder der Mangel eines davon entfaltet keinerlei
Bindungswirkung bei der Beurteilung des anderen.11)

a) Parteifähigkeit

Generelle Voraussetzung jeder Verfahrensführung ist
das Vorliegen der sog passiven Parteifähigkeit als
grundlegende Fähigkeit, überhaupt Beschuldigter
(§ 48 Abs 2 StPO) bzw in einem Strafverfahren Partei,

also dessen Subjekt, sein zu können.12) Sie kommt – un-
abhängig von Gesundheits- oder Geisteszustand – al-
len natürlichen Personen zu, seit Inkrafttreten des
VbVG aber auch allen juristischen Personen.13)

b) Prozessfähigkeit?

Nach bisheriger Lehre und der älteren Rsp ist eigenes
Handeln im Prozess von der (strafrechtlichen) Pro-
zessfähigkeit abhängig.14) Darunter wird die prozes-
suale Handlungsfähigkeit,15) also die (nicht faktische,
sondern rechtliche16)) Fähigkeit von Personen verstan-
den, Prozesshandlungen (selbst oder durch einen
selbst bestellten Vertreter17)) selbständig vorzuneh-
men, dh rechtserhebliche prozessuale Willenser-
klärungen abzugeben18) und solcherart auf das Straf-
verfahren einzuwirken.19) Gemeint ist damit die rechtli-
che Fähigkeit bzw Eignung, selbständig vor Gericht
(als Partei) zu handeln,20) somit auftreten und eigene
Erklärungen abgeben zu können.21)

Mangels anderer Anhaltspunkte (bzw überhaupt Er-
wähnung dieses Begriffes) in der StPO ist die Prozess-
fähigkeit des Beschuldigten – anders als bspw im
ABGB – dem Grunde nach im weitesten Umfang an-
zuerkennen.22) Sie kommt folglich in der Regel jeder
natürlichen (bzw neuerdings juristischen) Person zu,
unabhängig davon, ob diese bspw unter 14 Jahren23)

oder aber – in welchem Umfang auch immer – besach-

7) Insoweit nicht differenzierend Achammer, WK-StPO § 48 Rz 10, in-
dem er den in § 48 Abs 2 StPO explizit genannten Fall des § 21
Abs 1 StGB in § 48 Abs 1 Z 3 StPO verschiebt, obwohl die letztge-
nannte Bestimmung nach dem artikulierten Willen des Gesetzgebers
(ErläutRV 25 BlgNR 22. GP 66) ausschließlich Personen betreffen
soll, „die zwar nicht am Strafverfahren beteiligt sind, die aber
für die Wahrnehmung ihrer Rechte – partiell – eine Verfahrensposi-
tion benötigen, die in mancher Hinsicht der des Beschuldigten ver-
gleichbar ist“, was auf den Betroffenen iSd § 21 Abs 1 StGB ganz klar
nicht zutrifft.

8) Vgl zum Ganzen Markel, WK-StPO § 1 Rz 29.
9) OGH 11 Os 177/80 SSt 52/14 = EvBl 1981/179; 15 Os 42/92 JBl
1994, 345; RIS-Justiz RS0097498; RS0097815; Roeder, Lehrbuch
des österreichischen Strafverfahrensrechtes2 86; Böhm in Barth/
Ganner (Hrsg), Handbuch des Sachwalterrechts2 636.

10) OGH 5 Os 965/52 SSt 24/16 = EvBl 1953/357; 12 Os 26/70 SSt 41/
23 = EvBl 1971/15; Markel,WK-StPO § 1 Rz 29; Schwaighofer,WK-
StPO § 275 Rz 2.

11) Insoweit in dieser Allgemeinheit verfehlt OGH 5 Os 965/52 SSt 24/
16 = EvBl 1953/357 folgend Lohsing/Serini, Österreichisches Straf-
prozessrecht4 181: „(. . .) gegen jede physische Person, deren
Deliktsunfähigkeit nicht von vornherein mit Gewissheit feststeht,
kann ein Strafverfahren durchgeführt werden (. . .)“.

12) Markel, WK-StPO § 1 Rz 29; Schwaighofer, WK-StPO § 275 Rz 8.
13) Markel, WK-StPO § 1 Rz 29; Schwaighofer, WK-StPO § 275 Rz 8;

Spenling,WK-StPO Vor §§ 366–379 Rz 14; St. Seiler, Strafprozess-
recht11 Rz 184; vgl auch Roeder, Lehrbuch2 85; Lohsing/Serini, Straf-
prozessrecht4 180; Gleispach, Das österreichische Strafverfahren2

114.
14) Gleispach, Strafverfahren2 114; Roeder, Lehrbuch2 85; Eder-Rieder,

Die freiheitsentziehenden vorbeugenden Maßnahmen 227.
15) Markel,WK-StPO § 1 Rz 31; Birklbauer/Mayrhofer,WK-StPO § 212

Rz 9; die E des OGH 12 Os 26/70 SSt 41/23 = EvBl 1971/15 ver-
wendet diesen Begriff jedoch als Synonym für die Verhandlungsfä-
higkeit. Vgl dazu auch Roeder, Lehrbuch2 85; Gleispach, Strafverfah-
ren2 114. Nicht zwischen zivilrechtlicher und strafrechtlicher Hand-
lungsfähigkeit differenzierend Korn/Zöchbauer,WK-StPO § 71 Rz 3.

16) Schwaighofer, WK-StPO § 275 Rz 25.
17) OGH 15 Os 57/09 k EvBl 2009/160 (Rami) = JBl 2010, 324 (Böhm)

=MR 2009, 236 = Ratz, AnwBl 2010, 228; vgl auch 14 Os 17/03 SSt
2003/10 = EvBl 2003/126 = JSt 2003/40; Ratz, WK-StPO § 281
Rz 634; Murschetz, WK-StPO § 431 Rz 2.

18) OGH 15 Os 57/09 k EvBl 2009/160 (Rami) = JBl 2010, 324 (Böhm)
= MR 2009, 236 = Ratz, AnwBl 2010, 228; RIS-Justiz RS0125357;
Schwaighofer, WK-StPO § 275 Rz 9; Markel, WK-StPO § 1 Rz 31;
Ratz, WK-StPO § 281 Rz 634; Birklbauer/Mayrhofer, WK-StPO
§ 212 Rz 9; Platzgummer, Grundzüge des österreichischen Strafver-
fahrens8 77; ähnlich auch Roeder, Lehrbuch2 85. Vgl auchMurschetz,
WK-StPO § 431 Rz 2 sowie Zierl, Sachwalterrecht 93.

19) Markel, WK-StPO § 1 Rz 31.
20) OGH 9 Os 36/76 ÖJZ-LSK 1976/202; 13 Os 80/76 EvBl 1977/64;

30. 3. 1979, 13 Os 51/79.
21) Markel, WK-StPO § 1 Rz 31; Böhm in Barth/Ganner 631.
22) So schon Gleispach, Strafverfahren2 114; vgl auch Schwaighofer,

WK-StPO § 275 Rz 10.
23) Vgl § 1 Z 1 bzw § 4 Abs 1 JGG.
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waltet ist.24) Denn die Tatsache der Bestellung eines
Sachwalters für den Beschuldigten schließt für das
Strafverfahren dessen passive Prozessfähigkeit nicht
aus, sie steht der Durchführung eines Strafverfahrens
gegen ihn nicht entgegen.25)
Handlungen des besachwalteten Beschuldigten

sind – seine Verhandlungsfähigkeit vorausgesetzt (dazu
sogleich) – im Strafverfahren demnach rechtlich voll
wirksam.26) Das bedeutet im Ergebnis aber, dass für
strafprozessuale Belange mit Blick auf den Beschuldig-
ten als Partei des Strafverfahrens (§ 48 Abs 2 StPO) –
nicht aber in seiner Rolle als Gegner des Privatbeteilig-
ten bzw für Privatbeteiligte, Privat- oder Subsidiaran-
kläger – der (aus dem Zivilrecht stammende) Begriff
der Prozessfähigkeit keinerlei Anwendungsbereich
hat bzw keine Beschränkungen mit sich bringt. Wenn
aus rechtlicher Sicht aber jedermann wirksam Erklä-
rungen als Beschuldigter vor dem Strafgericht abgeben
kann, dann ist der Begriff der Prozessfähigkeit im
Strafprozess entbehrlich und kann als obsolet aufgege-
ben werden.27) Dafür spricht auch schon der Umstand,
dass der (besachwaltete, jedoch zurechnungsfähige –

§ 11 StGB) Beschuldigte nach der Konzeption des ös-
terreichischen Rechts für die von ihm begangene Straf-
tat zur Verantwortung gezogen werden kann und ihm
die Rechtsordnung die Wahrnehmung seiner Rechte
selbst zubilligt. Damit wird im Ergebnis aber auch vo-
rausgesetzt, dass auch ein Verfahren gegen ihn geführt
werden darf.28) Da die StPO – mit Ausnahme des
Machthabers (§ 455 Abs 2 StPO) – weder Stellvertre-
tung noch gesetzliche Vertretung des Beschuldigten
kennt, kann insoweit auch der Bestellung eines Sach-
walters keinerlei Bedeutung zukommen.29)

Dass die StPO selbst von einer grundsätzlich umfas-
senden Prozessfähigkeit des Beschuldigten (§ 48 Abs 2
StPO) nach bisheriger Terminologie ausgeht, lässt sich
auch aus den Regelungen über die Unterbringung geis-
tig abnormer Rechtsbrecher nach § 21 Abs 1 StGB
(§§ 429ff StPO) ableiten: Für diese sieht § 430 Abs 5
erster Satz StPO vor, dass aufgrund des Gesundheitszu-
standes des Betroffenen die Hauptverhandlung auch
ohne dessen Beteiligung durchgeführt werden darf.
Obwohl ein derartiger Zustand regelmäßig wohl – na-
hezu zwingend – auch die Prozessunfähigkeit des Be-
troffenen im herkömmlich vertretenen Sinn zur Folge
haben wird, findet diese keine Erwähnung. Dies lässt
den Schluss zu, dass diese stillschweigend vorausgesetzt
wird,30) woraus zu schließen ist, dass schon die gesetzli-
che Konzeption dahin lautet, dass diese jedem Beschul-
digten (§ 48 Abs 2 StPO) zukommen soll bzw muss.

Zum selben Ergebnis führt im Übrigen eine system-
übergreifende Schau: § 9 AVG normiert, dass Zweifel
an der persönlichen Rechts- und Handlungsfähigkeit
von Beteiligten nach den Vorschriften des bürgerlichen
Rechts zu beurteilen sind. Wenn nun aber bspw das
AVG eine derartige Regelung kennt, so kann dem Ge-
setzgeber nicht zugesonnenwerden, dass er sich des Prob-
lems der fraglichenProzessfähigkeit in der StPOnicht be-
wusst gewesen wäre. Insoweit ist keine planwidrige Lücke
zu vermuten, was folglich einem Analogieschluss entge-
gensteht. Die StPO geht mit Bedacht von voller Prozess-
fähigkeit des Beschuldigten (§ 48 Abs 2 StPO) aus.

Insoweit kann als Fazit festgehalten werden, dass der
Begriff der strafrechtlichen Prozessfähigkeit als recht-
liche Eignung zur Verfahrensführung – im Gegensatz
zur faktischen Eignung, verhandlungsfähig zu sein –

24) Vgl OGH 14 Os 17/03 SSt 2003/10 = EvBl 2003/126 = JSt 2003/40;
explizit so Bertel/Venier, Grundriss des österreichischen Strafpro-
zessrechts8 Rz 293; idS wohl auch Böhm in Barth/Ganner 631; (be-
züglich des Besachwalteten, nicht aber des Unmündigen) Eder-Rie-
der,Maßnahmen 229 sowie Gleispach, Strafverfahren2 114, der aber
die Frage der Prozessfähigkeit mit jener der Verhandlungsfähigkeit
vermengt. Zum JGG wohl ebenso wie hier Schroll, WK-StGB2 § 1
JGG Rz 21 bzw § 38 JGG Rz 7. AA wohl St. Seiler, Strafprozess-
recht11 Rz 184; Roeder, Lehrbuch2 85 f sowie Murschetz, WK-StPO
§ 431 Rz 2. Birklbauer/Mayrhofer, WK-StPO § 212 Rz 9 setzen be-
züglich der Prozessfähigkeit „ein gewisses Maß an Einsichtsfähigkeit
voraus, dessen Fehlen erforderlichenfalls durch einen gesetzlichen
Vertreter (zB im Unterbringungsverfahren für zurechnungsunfähige
geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21 Abs 1 StGB; vgl
§§ 429 ff) substituiert werden kann“. Nach der hier vertretenen Auf-
fassung ist dieses intellektuelle Erfordernis jedoch nicht bei der Pro-
zessfähigkeit, sondern der Verhandlungsfähigkeit zu verlangen. Darü-
ber hinaus ersetzt mE der Sachwalter nicht die fehlenden Fähigkeiten
des Beschuldigten, sondern tritt er neben dem Beschuldigten und
damit zusätzlich zu diesem im Verfahren auf.

25) OGH 5 Os 965/52 SSt 24/16 = EvBl 1953/357; zustimmend inso-
weit wohl Eder-Rieder, Maßnahmen 229.

26) Bertel/Venier, Grundriss8 Rz 293.
27) IdS wohl auch OGH 14 Os 17/03 SSt 2003/10 = EvBl 2003/126 =

JSt 2003/40: Das HöchstG stellte dort den Begriff der zivilrechtlichen
Prozessfähigkeit lediglich jenem der strafrechtlichen Verhandlungs-
fähigkeit gegenüber und verzichtete – wohlbedacht – auf den Begriff
der strafrechtlichen Prozessfähigkeit. AA noch Gleispach, Strafver-
fahren2 114, dessen Ausführungen aber erkennbar auf der (wohl da-
mals vorherrschenden) Vermengung von Prozessfähigkeit und Ver-
handlungsfähigkeit beruhen. Dem folgt Roeder, Lehrbuch2 85, ohne
diese Vermengung aufzulösen. AA auch Böhm in Barth/Ganner
635. Vgl demgegenüber auch die ältere Rsp, bspw OGH 30. 3.
1979, 13 Os 51/79; 13 Os 80/76 EvBl 1977/64; 28. 4. 1976, 9 Os
36/76 sowie auch 15 Os 57/09k EvBl 2009/160 (Rami) = JBl
2010, 324 (Böhm) = MR 2009, 236 = Ratz, AnwBl 2010, 228: Diese
E setzt sich wieder explizit mit dem Begriff der strafrechtlichen Pro-
zessfähigkeit auseinander; sie betrifft allerdings inhaltlich die aktive
Prozessfähigkeit des Privatanklägers und steht somit der hier vertre-
tenen Ansicht nicht zwangsläufig entgegen.

28) Folglich bedarf es also auch keiner Untersuchung durch einen Sach-
verständigen zur Klärung der Prozessfähigkeit des Beschuldigten:
So – ohne nähere Begründung – OGH 9 Os 36/76 ÖJZ-LSK 1976/
202 und 13 Os 80/76 EvBl 1977/64.

29) AA wohl Böhm in Barth/Ganner 635 f; idS wohl auch Birklbauer/
Mayerhofer, WK-StPO § 212 Rz 9.

30) Vgl aber Platzgummer, Strafverfahren8 77, der der Ansicht ist, dass
der Betroffene weder prozess- noch verhandlungsfähig sein muss.
Nach der hier vertretenen Auffassung kommt die (in dieser Arbeit
als obsolet aufgegebene) Prozessfähigkeit ohnedies jedermann – un-
abhängig vom Gesundheitszustand – der Betroffene muss jedoch
nicht verhandlungsfähig sein.
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ein entbehrlicher ist und nur die (nachfolgend zu unter-
suchende) Frage nach der Verhandlungsfähigkeit des
Beschuldigten von Relevanz ist.31)

c) Verhandlungsfähigkeit

Der Begriff der Verhandlungsfähigkeit ist – wie oben
aufgezeigt – von jenemder (ohnedies verzichtbaren) Pro-
zessfähigkeit zu unterscheiden,32) weil es sich bei dem ei-
nen um eine Beurteilung nach rechtlichenGesichtspunk-
ten handelt(e), beim anderen um eine solche nach fakti-
schen. Im Gesetz wird die Verhandlungsfähigkeit (ge-
nauso wenig wie die Prozessfähigkeit) erwähnt, weil sie
als ein die Verteidigung sichernder Verfahrensgrundsatz
als selbstverständlich vorausgesetzt wird.33)

Weder aus den Regelungen über die Sachwalter-
schaft noch aus den Bestimmungen der StPO lässt sich
ableiten, dass schon die Tatsache der Besachwalterung
allein auch die strafrechtliche Verhandlungsunfähigkeit
nach sich ziehen muss.34) Einer bestehenden Sachwal-
terschaft vermag insoweit bestenfalls Indizfunktion zu-
kommen.35) Umgekehrt führt freilich auch die Bestel-
lung eines Sachwalters nicht zur „Herstellung“ der Ver-
handlungsfähigkeit des Beschuldigten,36) weshalb auch
einer vom Strafgericht beim Pflegschaftsgericht ange-
regten Sachwalterbestellung für den Beschuldigten kei-
nerlei Bedeutung zukommt.37) Ob entgegen einer beste-
henden Sachwalterschaft für alle Angelegenheiten bzw
die Vertretung vor Gericht die Verhandlungsfähigkeit
zu bejahen oder aber zu verneinen ist, hat das Gericht
selbst alsVorfrage (§ 15 StPO) zu prüfen; eine Bindung

an die – in anderem Kontext getroffene – Entscheidung
des Pflegschaftsgerichtes über die Bestellung eines
Sachwalters besteht demzufolge nicht.38)

Die Verhandlungsfähigkeit wird als (faktische) Fä-
higkeit verstanden, sich als mit gesetzlich eingeräum-
ten Rechten ausgestattetes Prozesssubjekt39) corpore
et animo am (gesamten) Strafverfahren40) beteiligen41)

bzw daran mitwirken42) zu können. Nicht erforderlich
ist sie hingegen für Haftverhandlungen.43) Die bloße
körperliche Anwesenheit des verhandlungsunfähigen
Beschuldigten entspricht folglich nicht dem Gesetz.44)
Erforderlich ist vielmehr die mit Blick auf die körper-
liche und geistige Verfassung der fraglichen Person
zu beurteilende Fähigkeit, dem Verlauf der Verhand-
lung (ohne Gefahr für ihre Gesundheit)45) zu folgen,
sich verständlich zu äußern und ihre Rechte sinnvoll
wahrzunehmen46) bzw ihre Verfahrensbefugnisse
auszuüben sowie ihre Prozesseinlassungs- und sons-
tigen Verfahrenspflichten zu erfüllen.47) Verhand-
lungsfähigkeit im strafprozessualen Sinne bedeutet
also, dass der Beschuldigte in der Lage sein muss, seine
Interessen innerhalb und außerhalb der Verhandlung
vernünftig wahrzunehmen, die Verteidigung in ver-
ständiger und verständlicher Weise zu führen und Pro-
zesserklärungen abzugeben und entgegenzunehmen.48)

Mit Blick auf den psychischen Zustand des Be-
schuldigten ist zu verlangen, dass er zumindest einen
groben Einblick in die Prozesslage haben muss sowie

31) Vgl wiederum auch OGH 14 Os 17/03 SSt 2003/10 = EvBl 2003/
126 = JSt 2003/40 sowie Spenling, WK-StPO Vor §§ 366–379
Rz 13. AA mit ausführlicher Begründung Böhm in Barth/Ganner
634. Seine weitergehenden – profunden – Überlegungen werden
bei der hier vertretenen Ansicht der Entbehrlichkeit des Begriffes
der strafrechtlichen Prozessfähigkeit obsolet.

32) So auch Eder-Rieder, Maßnahmen 229.
33) OGH Kr I 127/11 KH 3814; vgl dazu auch Schwaighofer, WK-StPO

§ 275 Rz 3.
34) OGH 5 Os 965/52 SSt 24/16 = EvBl 1953/357; RIS-Justiz

RS0059019.
35) Vgl im ähnlichen Kontext der Frage nach der Zurechnungsunfähig-

keit nach § 11 StGB OGH 10 Os 82/66 EvBl 1966/416; ähnlich auch
Müller/Prinz, Sachwalterschaft und Alternativen 76 und Böhm in
Barth/Ganner 637.

36) Vgl Bertel/Venier, Grundriss8 Rz 293; s auch Birklbauer/Mayrhofer,
WK-StPO § 212 Rz 9.

37) Der OGH (14 Os 17/03 SSt 2003/10 = EvBl 2003/126 = JSt 2003/
40; 8. 8. 2002, 15 Os 74/02) sowie Markel,WK-StPO § 1 Rz 24 be-
tonen die Notwendigkeit dieser Verständigung. Allerdings steht
diese der Durchführung der Hauptverhandlung nicht entgegen, insb
ist nicht bis zu einer allfälligen Bestellung eines Sachwalters zuzuwar-
ten. Vgl im Übrigen Markel, WK-StPO § 1 Rz 31 aE; Schwaighofer,
WK-StPO § 275 Rz 11 oder Böhm in Barth/Ganner 637, welcher da-
durch auch eine Herstellung der Prozess- bzw Verhandlungsfähigkeit
als möglich erachtet. Nach der hier vertretenen Auffassung spielt
eine derartige Anregung nur bezüglich der Beurteilung der (für die
Privatbeteiligung bzw Privat- und Subsidiaranklageerhebung not-
wendigen) zivilrechtlichen Prozessfähigkeit des Beschuldigten eine
Rolle.

38) OGH 12 Os 61/64 SSt 35/35; RIS-Justiz RS0096160; Lohsing/Serini,
Strafprozessrecht4 86.

39) OGH 9 Os 36/76 ÖJZ-LSK 1976/202; 13 Os 80/76 EvBl 1977/64;
30. 3. 1979, 13 Os 51/79; 24. 11. 1994, 11 Os 150/94; Markel,
WK-StPO § 1 Rz 34; Schwaighofer, WK-StPO § 275 Rz 7.

40) Egal ob Hauptverhandlung, Rechtsmittelverhandlungen oder an-
dere parteiöffentliche Beweisaufnahmen (kontradiktorische Ein-
vernahmen, Tatrekonstruktion): OGH 9 Os 36/76 ÖJZ-LSK 1976/
202; 13 Os 80/76 EvBl 1977/64; 30. 3. 1979, 13 Os 51/79;
24. 11. 1994, 11 Os 150/94; Markel,WK-StPO § 1 Rz 34; Schwaig-
hofer, WK-StPO § 275 Rz 7.

41) OGH 9 Os 143/76 SSt 48/86; RIS-Justiz RS0098980; Lohsing/Serini,
Strafprozessrecht4 181; Markel, WK-StPO § 1 Rz 34.

42) OGH 12 Os 26/70 SSt 41/23 = EvBl 1971/15; RIS-Justiz
RS0097612.

43) Für diese gilt § 176 Abs 3 StPO: Danek, WK-StPO § 273 Rz 3;
Schwaighofer, WK-StPO § 275 Rz 7; Böhm in Barth/Ganner 632.

44) OGH 8. 8. 2002, 15 Os 74/02; 13 Os 154/75 SSt 46/74.
45) OGH 13 Os 45/77 EvBl 1977/254; 9 Os 45/86 SSt 57/87 = EvBl

1987/97; RIS-Justiz RS0098977; ähnlich auch zum deutschen Recht
BVerfG 8. 6. 2004, 2 BvR 785/04 EuGRZ 2004, 437; Schwaighofer,
WK-StPO § 275 Rz 5.

46) OGH 14 Os 17/03 SSt 2003/10 = EvBl 2003/126 = JSt 2003/40;
8. 8. 2002, 15 Os 74/02; 13 Os 45, 46, 52/77 EvBl 1977/254; RIS-
Justiz RS0117395; Markel, WK-StPO § 1 Rz 34; Schwaighofer,
WK-StPO § 275 Rz 4; Ratz, WK-StPO § 281 Rz 378; Murschetz,
WK-StPO § 431 Rz 1; Bertel/Venier, Grundriss8 Rz 293; Prozessfä-
higkeit wohl mit Verhandlungsfähigkeit verwechselnd Platzgummer,
Strafverfahren8 77 sowie Zierl, Sachwalterrecht 93.

47) OGH 12 Os 26/70 SSt 41/23 = EvBl 1971/15; 11 Os 85/81
SSt 53/27; 8. 3. 2005, 14 Os 131/04; ähnlich Lohsing/Serini, Straf-
prozessrecht4 181; Roeder, Lehrbuch2 85.

48) BVerfG 8. 6. 2004, 2 BvR 785/04 EuGRZ 2004, 437.
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den Sinn der einzelnen Verfahrenshandlungen und
Verfahrensschritte und – wenigstens in laienhafter
Weise – die Folgen der (Nicht-)Ausübung von Verfah-
rensrechten abschätzen kann. Er muss in der Lage sein,
die Bedeutung seiner Aussage zu erkennen, Anträge zu
stellen und Zeugen zu befragen.49) Vorauszusetzen ist
ein gewisses Verständnis des Beschuldigten von
der Art des Verfahrens sowie dafür, was für ihn auf
dem Spiel steht, insb welche Strafe ihm droht: Das be-
deutet, dass er – wenn notwendig mit der Unterstüt-
zung etwa eines Dolmetschers, eines Verteidigers, eines
Sozialarbeiters oder eines Freundes – in der Lage sein
sollte, die generelle Stoßrichtung des vor Gericht
Gesagten zu verstehen. Er sollte den Aussagen der Be-
lastungszeugen folgen und, sofern er von einem Vertei-
diger vertreten wird, diesem seine Sicht der Ereignisse
erklären, ihn auf Tatsachen, die seiner Verteidigung
nützen, aufmerksam machen und Einwendungen gegen
andere Aussagen vorbringen können.50)

Die Verhandlungsfähigkeit wird demnach (erst)
dann fehlen, wenn der Beschuldigte nicht in der Lage
ist, dem Gang der Verhandlung sachgemäß zu folgen51)

bzw sich zweckentsprechend selbst zu verteidigen,
bspw infolge einer (geistigen52)) Erkrankung,53) dh wenn
er wegen seines Geisteszustandes unfähig ist, seine In-
teressen wahrzunehmen.54)

Im Übrigen kann die Verhandlungsunfähigkeit aber
auch durch physische Beeinträchtigungen eintreten.
Verhandlungsunfähig ist bspw eine herzkranke Person,
bei der durch größere Aufregungen die Gefahr eines
Herzinfarktes besteht oder ein „Liegend-Patient“; ebenso
eine Person, die (etwa wegen hohen Fiebers) Bettruhe be-
nötigt oder laufend anmedizinischeGeräte angeschlossen
ist, nicht aber, wer nur in einer bestimmten Sitzposition
(zB mit hochgelagerten Beinen) an einer Verhandlung
teilnehmen oder sich nur mit Krücken fortbewegen kann;
genauso wenig jemand, der zwar auf Grund einer chroni-
schen Erkrankung gefährdet ist, jederzeit eine – unver-
zügliche ärztliche Behandlung erfordernde –Krankheits-
attacke zu erleiden, deren momentaner Gesundheitszu-
stand aber nicht bedrohlich ist.55) Bei tauben, blinden
oder stummen Personen bedarf die Frage ihrer allfälli-
gen Verhandlungsunfähigkeit stets einer expliziten Über-
prüfung (arg ex § 61 Abs 2 Z 2 StPO).56)

Die Verhandlungsfähigkeit des Beschuldigten ist
nicht in jedem Fall – quasi automatisch und reflexartig
– zu hinterfragen. Zweifel an der (mit Blick auf diese
Arbeit vor allem psychischen) Verhandlungsfähigkeit
sind vielmehr nur im Falle von konkreten Sympto-
men angebracht, die auf einen solchen Zustand hin-
deuten. Erforderlich sind – durch das Beweisverfahren
hervorgekommene – objektive Momente, die bei ge-
wissenhafter Prüfung und Würdigung die Geistesge-
sundheit des Beschuldigten in Frage stellen.57)

Liegen Hinweise in diese Richtung vor, ist stets die
Untersuchung des Geistes- oder Gemütszustandes

des Beschuldigten durch einen (sachverständigen)Arzt,
nötigenfalls auch durch zwei Ärzte (§ 127 Abs 3 StPO) –
nicht aber zwingend etwa durch einen Facharzt oder ein
Konsilium58) – zu veranlassen.59) Derartige Zweifel kön-
nen nämlich nicht durch irgendwelche Überlegungen
beseitigt werden; es ist vielmehr die gutachterlicheMei-
nungwenigstens einesSachverständigen einzuholen.60)
Die ärztliche Untersuchung muss nicht in Anwesenheit
des Gerichts stattfinden (§ 127 Abs 2 StPO).61)

Der Beschuldigte hat eine schlichte ärztliche, nicht
mit Eingriffen in seine körperliche Integrität verbun-
dene Untersuchung zur Prüfung seiner Verhand-
lungsfähigkeit zu dulden; eine solche darf auch ohne
seine Zustimmung durchgeführt werden. Nur bei
Gefahr einer Beeinträchtigung des Rechtes auf kör-
perliche Unversehrtheit durch (invasive) Eingriffe be-
darf es eines entsprechenden Einverständnisses des Be-
schuldigten.62) Soweit ihm die diesbezügliche Einsichts-
und Urteilsfähigkeit fehlt, ist die Zustimmung seines
Sachwalters, dessenWirkungskreis die Besorgung die-
ser Angelegenheiten umfasst, erforderlich (§ 283 Abs 1
ABGB).63) Allerdings ist der Beschuldigte nicht ver-
pflichtet, sich behandeln zu lassen, um seine Ver-
handlungsfähigkeit wieder herzustellen.64)

Die Frage der Verhandlungsfähigkeit stellt letztlich
aber eine Rechtsfrage65) dar, für deren Lösung der bei-
zuziehende Sachverständige nur Tatsachengrundlagen
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49) Schwaighofer, WK-StPO § 275 Rz 4; ähnlich Böhm in Barth/Ganner
632.

50) EGMR 15. 6. 2004, Bsw 60958/00 ÖIM Newsletter 2004, 128; Ratz,
WK-StPO § 281 Rz 378.

51) OGH 13 Os 45, 46, 52/77 EvBl 1977/254; RIS-Justiz RS0098974.
52) Roeder, Lehrbuch2 85.
53) OGH 5 Os 965/52 SSt 24/16 = EvBl 1953/357.
54) Gleispach, Strafverfahren2 114.
55) Vgl zum Ganzen Schwaighofer, WK-StPO § 275 Rz 5 f mwN.
56) Schwaighofer, WK-StPO § 275 Rz 4.
57) OGH 12 Os 26/70 SSt 41/23 = EvBl 1971/15; 3 Os 813/47

SSt 19/75; vgl auch 19. 2. 1980, 10 Os 182/79; 16. 1. 1986,
13 Os 179/85; 24. 11. 1994, 11 Os 150/94.

58) Ratz, WK-StPO § 281 Rz 379.
59) OGH 12 Os 26/70 SSt 41/23 = EvBl 1971/15; Böhm in Barth/

Ganner 639.
60) OGH 24. 11. 1994, 11 Os 150/94; 11. 5. 1978, 10 Os 76/78.
61) Ratz, WK-StPO § 281 Rz 379.
62) OGH 10 Os 158/79 SSt 50/72 = EvBl 1980/109 = RZ 1980/13;

11 Os 177/80 SSt 52/14 = EvBl 1981/179; 15 Os 42/92 JBl 1994,
345; RIS-Justiz RS0097815; vgl auch Schwaighofer, WK-StPO
§ 275 Rz 13 f mwN sowie Markel, WK-StPO § 1 Rz 32 f.

63) Böhm in Barth/Ganner 640.
64) Ratz,WK-StPO § 281 Rz 379; Schwaighofer,WK-StPO § 275 Rz 15;

Böhm in Barth/Ganner 633 und 640.
65) Vgl dazu Ratz,WK-StPO § 281 Rz 378: Der Gutachter ist zwar in der

Lage, den Untersatz des Syllogismus der Rechtsfolgebestimmung zu
formulieren, demnach die Existenzbehauptung für die Fallnorm auf-
zustellen und mitzuteilen, wozu der Angeklagte befähigt ist. Für die
Fallnormbildung, also das Anforderungsprofil, aber fehlt ihm die
Legitimation, weil sie eine auf die konkrete Fallgestaltung hin zu be-
urteilende Rechtsfrage darstellt, für die der Sachverständige nur die
Tatsachengrundlage beisteuert. Beauftragt das Gericht den Sachver-
ständigen schlankerhand mit der Erstellung eines Gutachtens „über
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beistellen kann.66) Bei der vorzunehmenden rechtlichen
Beurteilung ist ua auch auf die Schwierigkeit und
Komplexität des Tatvorwurfs Bedacht zu nehmen.67)
Beurteilungsmaßstab ist dabei jeweils der konkret an-
stehende Verfahrensabschnitt mit seinen spezifischen
Anforderungen an die physische und psychische Leis-
tungsfähigkeit des Beschuldigten.68)

Behaupteter Verhandlungsunfähigkeit kann uU
schon durch entsprechende Verhandlungsführung
begegnet werden. Was im Einzelfall beim jeweiligen
Krankheitsbild zur Herstellung der Verhandlungsfä-
higkeit getan werden kann (bspw entsprechende Positi-
onierung des Beschuldigten zur Steigerung seiner Auf-
merksamkeit und zur akustischen Unterstützung, ein-
verständliche Medikation, Pausen – auch in längerem
Ausmaß,69) ärztliche Beobachtung etc), obliegt dem
Sachverständigen zu beurteilen.70)

Mangelt es an der Verhandlungsfähigkeit des Be-
schuldigten, so kann das Verfahren zwar eingeleitet, je-
doch grundsätzlich – insb die Hauptverhandlung71) –

(vorerst) nicht durchgeführt werden.72) Es gilt zu diffe-
renzieren: Ist die Verhandlungsunfähigkeit des Be-
schuldigten anzunehmend bloß vorübergehend (hie-
für wird eine Zeitspanne von bis zu einem Jahr als
grobe Orientierung dienen können), ist mit der anste-
henden Verfahrenshandlung schlichtweg solange zu-
zuwarten,73) bspw die kontradiktorische Einvernahme
oder die Hauptverhandlung gar nicht erst anzube-
raumen bzw eine bereits angesetzte oder begonnene
zu vertagen (§ 22674) bzw § 275 StPO),75) bis die Ver-
handlungsfähigkeit wieder eingetreten ist. Der Ange-
klagte selbst – und nicht der Sachwalter76) – kann aber
einer Fortsetzung der schon laufenden Verhandlung
in seiner Abwesenheit zustimmen.77) Im Falle der ge-
zielten Herbeiführung der Verhandlungsunfähigkeit
durch den Beschuldigten kann auch mit Abwesen-
heitsurteil (§ 427 StPO) vorgegangen werden, weil

dies einem vorsätzlichen Fernbleiben von der Haupt-
verhandlung gleichzuhalten ist.78)

Wird die Verhandlungsunfähigkeit des Beschuldig-
ten hingegen vermutlich andauernd sein, dh ist mit ei-
ner Besserung seines Zustandes nicht (mehr) zu rech-
nen, ist das Verfahren von der Staatsanwaltschaft bzw
dem Gericht in jedem Stadium – dh egal ob im Ermitt-
lungs- oder Hauptverfahren – infolge Fehlens einer
Prozessvoraussetzung79) und damit Vorliegens eines
prozessualen Verfolgungshindernisses gem § 197
Abs 2a StPO (formlos, dh insb ohne Beschlussfassung
in Form einer bloßen Verfügung80)) abzubrechen.81)
Denn der Mangel dieser Prozessvoraussetzung bewirkt
iS dieser Gesetzesstelle, dass „nach einer gesetzlichen
Vorschrift die Verfolgung nicht eingeleitet oder fortge-
setzt werden kann“.82) Damit wird auch ein Gleich-
klang mit den Verjährungsbestimmungen des § 58
Abs 3 Z 1 StGB geschaffen, weil damit die Dauer der
Abbrechung des Verfahrens nicht in die Verjährungs-
fristen eingerechnet wird.83) Nach Wegfall des Hin-
derungsgrundes ist das Verfahren (ebenso formlos)
fortzusetzen (§ 197 Abs 2a aE StPO).

Nicht zulässig ist folglich eine Einstellung des Ver-
fahrens durch die Staatsanwaltschaft (§ 190 Z 1 zweiter
Fall StPO)84) oder das Gericht (§ 212 Z 1 zweiter Fall

die Verhandlungsfähigkeit des Angeklagten“, kommt es seiner Pro-
zessleitungspflicht nicht nach.

66) OGH 11. 11. 2003, 14 Os 74/03.
67) OGH 23. 10. 2003, 12 Os 89/03; 9 Os 45/86 SSt 57/87 = EvBl

1987/97; Böhm in Barth/Ganner 632.
68) BVerfG 8. 6. 2004, 2 BvR 785/04 EuGRZ 2004, 437.
69) Danek, WK-StPO § 273 Rz 8; Schwaighofer, WK-StPO § 275 Rz 6.
70) Vgl zum Ganzen Ratz,WK-StPO § 281 Rz 379 sowie Böhm in Barth/

Ganner 633.
71) OGH 13 Os 45, 46, 52/77 EvBl 1977/254.
72) OGH 5 Os 965/52 SSt 24/16 = EvBl 1953/357; Markel, WK-StPO

§ 1 Rz 29; Gleispach, Strafverfahren2 114; Platzgummer, Strafverfah-
ren8 77; vgl auch Lohsing/Serini, Strafprozessrecht4 337 f.

73) Vgl Nordmeyer, WK-StPO § 197 Rz 5.
74) Vgl dazu auch Danek, WK-StPO § 226 Rz 9 f.
75) OGH 13 Os 154/75 SSt 46/74; RIS-Justiz RS0097914; Böhm in

Barth/Ganner 639.
76) Böhm in Barth/Ganner 632.
77) Vgl zum Ganzen bspw Schwaighofer, WK-StPO § 275 Rz 1 ff.

78) OGH 8. 8. 2002, 15 Os 74/02; Ratz,WK-StPO § 281 Rz 244; Bauer/
Jerabek,WK-StPO § 427 Rz 15 und 21; Böhm in Barth/Ganner 639;
zu pauschal daher Eder-Rieder, Maßnahmen 229.

79) Vgl Gleispach, Strafverfahren2 115 sowie Markel, WK-StPO § 1
Rz 29.

80) Nordmeyer, WK-StPO § 197 Rz 10.
81) So auch zur alten Rechtslage Mayerhofer/Hollaender, StPO5 § 412

E 8. AA Nordmeyer,WK-StPO § 197 Rz 5, der eine Abbrechung nach
Abs 1 wegen eines – seiner Definition nach – faktischen Hindernisses
wie der fehlenden Verhandlungsfähigkeit ebenso ablehnt wie auch
nach Abs 2a aufgrund eines rechtlichen Hindernisses. Nordmeyer
betrachtet das Fehlen der Verhandlungsfähigkeit insgesamt als tat-
sächliches und nicht rechtliches Hindernis, während nach der hier
vertretenen Auffassung der (auf faktischen Umständen beruhende)
Mangel der Verhandlungsfähigkeit die rechtliche Konsequenz des
Fehlens einer Prozessvoraussetzung zur Folge hat, weshalb gegen
den Beschuldigten „die Verfolgung nicht eingeleitet oder fortgesetzt
werden kann“.

82) Vgl dazu die Erwägungen im Initiativantrag 271/A 24. GP 39, die ei-
nen Gleichklang zur alten Rechtslage (§ 412 StPO aF) schaffen woll-
ten, die eine Verfahrensabbrechung auch wegen Verfahrenshinder-
nissen gestattete. Im hier vertretenen Sinne wohl auch Markel,
WK-StPO § 35 Rz 2 bzw § 1 Rz 29 bzw Lohsing/Serini, Strafprozess-
recht4 338. AA Nordmeyer,WK-StPO § 197 Rz 5, der aber den arti-
kulierten Willen des Gesetzgebers nach Schaffung eines Gleichklangs
mit der alten Rechtslage nicht berücksichtigt. Vgl im Übrigen aber
auch Nordmeyer, WK-StPO § 190 Rz 13.

83) Dies macht auch deshalb Sinn, weil die Verhandlungsunfähigkeit
trotz der Annahme deren dauerhaften Vorliegens dennoch wieder
eintreten kann. In vielen Fällen wäre andernfalls die Strafverfolgung
verjährt, insb im Falle einer Verfahrenseinstellung. Die gesetzlich vor-
gesehenen Fälle einer Verfahrensfortsetzung bzw Wiederaufnahme
vermögen dies nicht zu verhindern.

84) So noch Eder-Rieder, Maßnahmen 229.
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(§ 485 Abs 1 Z 3) StPO85) oder aber gar mit Freispruch
(§ 259 Z 3 aE StPO) vorzugehen.86)

Das Fehlen der Verhandlungsfähigkeit in der
Hauptverhandlung kann nur – eine entsprechende
Antragstellung auf Vertagung der Hauptverhandlung
wegen Verhandlungsunfähigkeit vorausgesetzt (§ 238
StPO) – einen aus § 281 Abs 1 Z 4 (§ 345 Abs 1
Z 5) StPO relevanten Verfahrensmangel bewirken,87)
nicht aber Nichtigkeit nach § 281 Abs 1 Z 9 lit b (§ 345
Z 11 lit b) StPO,88) weil Verfahrensverstöße kein pro-
zessuales Verfolgungshindernis iS dieser Bestimmung
verwirklichen.89) Wird die Verhandlungsfähigkeit erst-
mals im Rechtsmittelverfahren aufgeworfen, ist dies –
als unzulässige Neuerung – unbeachtlich.90)

d) Sonderfall: Beteiligungsunfähigkeit
des Betroffenen iSd § 21 Abs 1 StGB

Eine Besonderheit kennt das Verfahren zur Unterbrin-
gung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbre-
cher nach § 21 Abs 1 StGB: Soweit der Zustand des
Betroffenen eine Beteiligung an der Hauptverhand-
lung innerhalb angemessener Frist nicht gestattet
oder von einer solchen Beteiligung eine erhebliche
Gefährdung seiner Gesundheit zu besorgen wäre,
ist die Hauptverhandlung in Abwesenheit des Betrof-
fenen durchzuführen (§ 430 Abs 5 erster Satz StPO).
Folglich hindert die sog Beteiligungsunfähigkeit die
Durchführung der Hauptverhandlung nicht, dies unab-
hängig davon, ob der Betroffene im Sinne obiger Aus-
führungen verhandlungsfähig ist.91) Denn allein die –

in diesen Fällen wohl oftmals zu bejahende – Verhand-
lungsunfähigkeit des Betroffenen nimmt ihm noch
nicht das Recht auf Beteiligung an der Hauptver-
handlung, denn auch wenn seine Vernehmung un-
möglich ist, kann seine Anwesenheit möglich sein.92)

Zur Wahrung seiner prozessualen Interessen ist die
Annahme bzw Bejahung der Beteiligungsunfähigkeit
des Betroffenen vomVorliegen strengerer Vorausset-
zungen als bei der Prüfung der Verhandlungsunfähig-
keit abhängig. Lediglich im Falle der Besorgnis einer
erheblichen Gefährdung seiner Gesundheit (vgl
dazu auch § 429 Abs 2 Z 5 StPO) durch seine Beteili-

gung darf von einer Anwesenheit des Betroffenen abge-
sehen werden; dies aber auch nur dann, wenn diese auf
Grund seines Zustandes (in angemessener Frist) gera-
dezu unmöglich wäre.93) Ansonsten gestattet nur ein
solcher Zustand des Betroffenen, bei dem die Durch-
führung der Verhandlung aus äußeren Gründen tech-
nisch ausgeschlossen oder mit dem Ansehen der
Rechtsprechung in der Öffentlichkeit unvereinbar
wäre, seine Beteiligung nicht.94)

Wird die Beteiligungsfähigkeit des Betroffenen zu
Unrecht angenommen, so kann dieser Umstand nur
nach entsprechender Antragstellung (§ 238 StPO) im
Wege des § 281 Abs 1 Z 4 (§ 345 Abs 1 Z 5) StPO
geltend gemacht werden.95) Zur weiteren Vorgehens-
weise aus prozessualer Sicht vgl im Übrigen § 430
Abs 5 zweiter bis fünfter Satz StPO;96) zur Notwendig-
keit, im Falle drohender Beteiligungsunfähigkeit des
Betroffenen diesen im Ermittlungsverfahren in Form
einer kontradiktorischen Einvernahme zu befragen
(§ 165 StPO), zu welcher auch der Sachwalter zu la-
den ist,97) siehe § 429 Abs 2 Z 4 und 5 StPO.

                                             

Marktführer seit 1992                                                                  

Erwerb des deutschen Anwaltstitels  
durch europäische Rechtsanwälte 

21. Intensivlehrgang zur Vorbereitung der Prüfung 
Lehrgangsbeginn 15.03.2013 Frankfurt am Main                     

                                     Information: www.drgrannemann.de 

85) Vgl dazu aber OGH 15 Os 57/09 k EvBl 2009/160 (Rami) = JBl
2010, 324 (Böhm) = MR 2009, 236 = Ratz, AnwBl 2010, 228; Birkl-
bauer/Mayrhofer, WK-StPO § 212 Rz 9, die auch eine Einstellung
nach § 212 Z 1 zweiter Fall, § 485 Abs 1 Z 3 StPO bei Vorliegen
von verfahrensrechtlichen Verfolgungshindernissen aller Art (in con-
creto: Prozessfähigkeit) zulassen.

86) Vgl dazu auch die überzeugenden und (mit Blick auf § 190 Z 1,
§ 212 Abs 1 Z 3, § 259 Z 3 aE StPO) verallgemeinerungsfähigen
Ausführungen von Ratz, WK-StPO § 281 Rz 634 (OGH 14 Os 17/
03 SSt 2003/10 = EvBl 2003/126 = JSt 2003/40), wonach die Pro-
zessfähigkeit – ebenso wenig wie die Verhandlungsfähigkeit – etwas
mit der Strafbarkeit der Tat an sich zu tun hat. Genau hier ist die
Grenze der genannten Bestimmungen zu § 197 Abs 2a StPO zu
ziehen.

87) OGH 14 Os 17/03 SSt 2003/10 = EvBl 2003/126 = JSt 2003/40;
RIS-Justiz RS0097803; Ratz, WK-StPO § 281 Rz 378 sowie 634;
Böhm in Barth/Ganner 641. Krit dazu Steininger, Nichtigkeitsgründe
im Strafverfahren5 Z 9 lit b Rz 23 bzw Z 3 Rz 22, der auch eine Gel-
tendmachung nach § 281 Abs 1 Z 3 StPO wegen Verstoßes gegen
§ 250 StPO als möglich erachtet. IdS auch OGH 13 Os 154/75
SSt 46/74.

88) AA OGH 5 Os 965/52 SSt 24/16 = EvBl 1953/357.
89) OGH 10 Os 154/83 EvBl 1984/138 = JBl 1984, 503; RIS-Justiz

RS0074866.
90) OGH 25. 2. 1992, 14 Os 2/92.
91) Platzgummer, Strafverfahren8 77.
92) ErläutRV 934 BlgNR 13. GP 35; OGH 13 Os 45, 46, 52/77 EvBl

1977/254; vgl auch Eder-Rieder, Maßnahmen 229 f.
93) ErläutRV 934 BlgNR 13. GP 35; OGH 13 Os 45, 46, 52/77 EvBl

1977/254; RIS-Justiz RS0098974; Murschetz, WK-StPO § 430
Rz 11; vgl auch Böhm in Barth/Ganner 632.

94) OGH 13 Os 45, 46, 52/77 EvBl 1977/254; Böhm in Barth/Ganner
632.

95) OGH 14 Os 17/03 SSt 2003/10 = EvBl 2003/126 = JSt 2003/40;
Murschetz, WK-StPO § 430 Rz 14; Böhm in Barth/Ganner 642.

96) Vgl dazu Murschetz, WK-StPO § 430 Rz 12 ff sowie Eder-Rieder,
Maßnahmen 230 f.

97) Siehe Murschetz, WK-StPO § 429 Rz 14; Böhm in Barth/Ganner
664 f.
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Der Unterhalt des geschiedenen Ehegatten –
zwischen Verschuldens- und Bedarfsprinzip
Von Mag. Elke Heinrich, Graz. Die Autorin ist Stipendiatin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften (DOC)
am Institut für Zivilrecht, Ausländisches und Internationales Privatrecht.

Ein Entschließungsantrag der „Grünen“ vom 15. 6. 2011 betreffend die Abschaffung der Scheidung wegen Ver-
schuldens1) und die daran anknüpfende Loslösung des nachehelichen Unterhalts vom Verschuldens- hin zum Be-
darfsprinzip hat diese seit langem diskutierte und äußerst kontroversielle Thematik wieder ins Blickfeld des po-
litischen und wissenschaftlichen Diskurses gerückt. Der Beitrag beschäftigt sich mit dem geltenden Unterhalts-
recht nach einer Scheidung und seinen unterschiedlichen Ausprägungen nach dem Verschuldensprinzip auf der
einen und dem Bedarfsprinzip auf der anderen Seite.

I. Einleitung
Mit Rechtskraft der Scheidung2) verlieren – mit Aus-
nahme des Unterhaltsanspruchs nach § 69 Abs 2 EheG
(s dazu III.3.) – jegliche während aufrechter Ehe beste-
henden Unterhaltstitel unabhängig von deren Begrün-
dung (durch Urteil, Vergleich oder Vertrag)3) ihre
Wirksamkeit.4) Auch der nacheheliche Unterhaltsan-
spruch resultiert jedoch, wie jener bei aufrechter Ehe,
aus der durch die Eheschließung begründete personen-
rechtliche Fürsorgepflicht5) und ist als typische Nachwir-
kung der Ehe6) anzusehen.

Anders als in vielen anderen europäischen Staaten7)

knüpft der nacheheliche Unterhaltsanspruch im öster-
reichischen Recht nach wie vor weitgehend an das
Scheidungsverschulden an. Eine Unterhaltsvereinbarung
steht den geschiedenen Ehegatten natürlich jederzeit
frei (§ 80 EheG); bei der einvernehmlichen Scheidung
ist sie sogar zwingender Bestandteil der Scheidungsver-
einbarung und damit Voraussetzung für das Zustande-
kommen der Ehescheidung (§ 55a EheG).8) Durch das
EheRÄG 19999) wurden erstmals bedarfsorientierte Ele-
mente in das nacheheliche Unterhaltsrecht aufgenom-
men, wodurch das Verschuldensprinzip in bestimmten
Fällen überlagert bzw zurückgedrängt wurde.

II. Unterhalt bei Scheidung
wegen Verschuldens

1. Unterhalt bei alleinigem oder überwiegendem
Verschulden eines Ehegatten

a) Allgemeines

Nach § 66 EheG hat der allein oder überwiegend
schuldige Ehegatte dem anderen den nach den Lebens-
verhältnissen der Ehegatten angemessenen Unterhalt10)
zu leisten, soweit dessen Einkünfte aus Vermögen oder
einer zumutbaren Erwerbstätigkeit nicht ausreichen.
Der Unterhaltsanspruch nach § 66 EheG setzt dem-
nach einen Verschuldensausspruch nach § 60 EheG oder
§ 61 Abs 1 EheG – alleiniges oder überwiegendes Ver-

schulden des Unterhaltspflichtigen – im Scheidungsur-
teil voraus.11) An diesen ist das Gericht im nachfolgen-
den Unterhaltsverfahren gebunden.12)

Zusätzlich zum alleinigen oder zumindest überwie-
genden Verschulden des Verpflichteten setzt der Un-
terhaltsanspruch nach § 66 EheG die Leistungsfähigkeit
des Unterhaltsschuldners sowie einen Deckungsmangel
beim Unterhaltsberechtigten voraus.13) Damit ist der
Unterhaltsanspruch gegen den geschiedenen Ehegat-
ten gegenüber Einkünften aus eigenem Vermögen
und einer zumutbaren Erwerbstätigkeit subsidiär.14)
Die Leistungsfähigkeit des Berechtigten hängt dabei

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/10

1) 1587/A(E) 24. GP.
2) Über die Verschuldensfrage muss jedoch noch nicht abschließend
entschieden worden sein: OGH 6 Ob 815/81 JBl 1984, 198; 7 Ob
709/88 JBl 1989, 320 = RZ 1989/13.

3) Zu beachten ist jedoch, dass eine vertragliche Vereinbarung oder ein
Vergleich der beiden Parteien durchaus auch für die Zeit nach der
Scheidung Geltung behalten kann, wenn dies durch den ausdrückli-
chen oder den durch Auslegung zu ermittelnden Parteiwillen gedeckt
ist: OGH 3 Ob 240/02v EFSlg 103.232; s Hinteregger, Familien-
recht5 (2011) 109.

4) OGH 3 Ob 89/09y EFSlg 122.543; 1 Ob 3/06g FamZ 2006/58.
5) Hopf/Kathrein, Kurzkommentar zum Eherecht2 (2005) § 66 EheG
Rz 3.

6) OGH 5 Ob 695/76 SZ 49/127; 3 Ob 585/78 EFSlg 33.874; 8 Ob
247/80 SZ 54/17.

7) So wurde das Scheidungsrecht beispielsweise in Deutschland bereits
durch eine 1977 erfolgte Reform weitgehend vom Verschuldensprin-
zip gelöst. Siehe dazu nur Schwab, Das deutsche Scheidungsrecht: Er-
fahrungen und Anregungen, in Ferrari/Hopf (Hrsg), Eherechtsreform
in Österreich (2000) 77.

8) Im Übrigen wird im Rahmen dieses Beitrags auf die einvernehmliche
Scheidung nicht näher eingegangen.

9) BGBl I 1999/125.
10) Näher dazu Gitschthaler, Unterhaltsrecht2 (2008) Rz 684 mwN der

Rsp.
11) Gitschthaler in Gitschthaler/Höllwerth (Hrsg), Kommentar zum Ehe-

gesetz (2008) § 66 Rz 4.
12) Zankl in Schwimann (Hrsg), Praxiskommentar zum Allgemeinen bür-

gerlichen Gesetzbuch I3 (2005) § 66 EheG Rz 3 mwN.
13) Siehe Schwimann/Kolmasch, Unterhaltsrecht5 (2010) 211.
14) OGH 8 Ob 210/02 v EFSlg 100.913; vgl auch Hopf/Kathrein, Ehe-

recht2 § 66 EheG Rz 7.
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von dem bei entsprechender Anspannung zumutbarer-
weise erzielbaren Nettoeinkommen ab; nur soweit die-
ses zur Deckung der angemessenen Bedürfnisse nicht aus-
reicht, ist der an der Scheidung schuldige Ehegatte zur
Unterhaltsleistung verpflichtet.15)

Zum für die Unterhaltsbemessung auf beiden Seiten
maßgeblichen Nettoeinkommen zählen alle tatsächlich
zufließenden und frei verfügbaren Mittel, wobei ein-
kommensgebundene öffentliche Abgaben sowie wei-
tere unterhaltsrechtlich beachtliche Abzüge und Auf-
wendungen einkommensmindernd zu berücksichtigen
sind.16) Auch öffentlich-rechtliche Sozialleistungen,
wie etwa das Arbeitslosengeld oder die Notstandshilfe,
sind – außer sie dienen der Abdeckung eines konkreten
Mehraufwandes (bspw Behindertenzusatzrenten) – als
Einkommen des Unterhaltsberechtigten zu qualifizie-
ren und damit bei der Unterhaltsberechnung zu be-
rücksichtigen.17) Der Unterhaltsberechtigte muss sich
aber insb tatsächlich erzielte bzw erzielbare Einkünfte
aus einer zumutbaren Erwerbstätigkeit anrechnen las-
sen.18)

b) Zumutbare Erwerbstätigkeit

Der schuldlos oder minder schuldig geschiedene Ehe-
gatte ist verpflichtet, im Sinne des Anspannungsgrund-
satzes einer zumutbaren Erwerbstätigkeit nachzugehen.
Demnach muss er sich nicht nur tatsächlich erzielte,
sondern auch fiktive, von ihm zumutbarerweise erziel-
bare Einkünfte auf seinen Unterhaltsanspruch anrech-
nen lassen.19) Abzustellen ist dabei nicht auf eine bloß
abstrakte Beschäftigungsmöglichkeit, sondern auf die
dem Unterhaltsberechtigten konkret zur Verfügung
stehenden Arbeitsmöglichkeiten.20)

Für die Beurteilung der Zumutbarkeit einer Er-
werbsmöglichkeit ist auf die konkreten Umstände des
Einzelfalls abzustellen.21) So sind insb Alter, Gesund-
heitszustand, Pflicht zur Kinderbetreuung, Ausbildung
etc zu berücksichtigen.22) Zu beachten ist auch, dass der
schuldlos geschiedene Ehegatte nicht zur Ausübung
einer mit einem gravierenden sozialen Abstieg ein-
hergehenden Tätigkeit angehalten werden kann.23)
Die Fortsetzung einer bereits während der Ehe ausgeüb-
ten Erwerbstätigkeit wird dem Unterhaltsberechtigten
grundsätzlich eher zumutbar sein als die Wieder- oder
Neuaufnahme,24) obgleich die während der Ehe prakti-
zierte einvernehmliche Gestaltung der Lebensgemein-
schaft im Grundsatz nicht auf die Zeit nach der Ehe-
scheidung fortwirkt.25) Bei der Neuaufnahme einer
Erwerbstätigkeit ist jedoch ein besonders strenger
Maßstab anzulegen und die bereits genannten Zumut-
barkeitskriterien sind eingehend zu prüfen.26) Die Zu-
mutbarkeit der Ausübung einer Erwerbstätigkeit wurde
bspw bei der Betreuung eines Vorschulkindes verneint,
wenn die geschiedene Ehegattin auch während der Ehe
im Wesentlichen nur den Haushalt versorgt bzw ihre

Tätigkeit mit der Geburt des Kindes aufgegeben hat
oder einer Teilzeitbeschäftigung nachgegangen ist;27)
die Betreuung eines zehnjährigen Kindes mache jedoch
zumindest eine Teilzeitbeschäftigung zumutbar, sofern
die Versorgung des Kindes bis zur Rückkehr des El-
ternteils gewährleistet ist.28)

c) Vermögen

Neben den Einkünften aus einer zumutbaren Erwerbs-
tätigkeit ist, wie bereits erwähnt, auch eigenes Vermö-
gen des schuldlos oder minder schuldig geschiedenen
Ehegatten zu berücksichtigen. Dabei sind jedoch nur
die Erträgnisse des Vermögens maßgeblich, für die wie-
derum der Anspannungsgrundsatz29) gilt. Demnach sind
dem Unterhaltsberechtigten Erträgnisse, die er bei or-
dentlicher, ihm zumutbarer Vermögensverwaltung
hätte erzielen können, anzurechnen.30) Der Stamm
des Vermögens muss vom Unterhaltsberechtigten
grundsätzlich nicht herangezogen werden31) (zur davon
bestehenden Ausnahme s unter e)).

d) Unterhaltshöhe

Nach § 66 EheG hat der Unterhaltsberechtigte An-
spruch auf den nach den Lebensverhältnissen der Ehe-
gatten angemessenen Unterhalt. Der Unterhaltsan-
spruch ist daher im Wesentlichen nach denselben
Grundsätzen und Kriterien wie der Unterhalt nach
§ 94 ABGB bei aufrechter Ehe zu beurteilen.32) Dem-
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15) Vgl Schwimann/Kolmasch, Unterhaltsrecht5 211.
16) OGH 3 Ob 503/96 SZ 69/33 = JBl 1996, 601; 3 Ob 56/95 JBl 1997,

260 = EFSlg 81.676; 2 Ob 115/11 t JusGuide 2011/45/9362.
17) Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 66 EheG Rz 14 f; Schwimann/Kolmasch,

Unterhaltsrecht5 212 jeweils mwN der Rsp.
18) Koch in Koziol/P. Bydlinski/Bollenberger (Hrsg), Kurzkommentar zum

ABGB3 (2010), im Folgenden zitiert KBB3 § 66 EheG Rz 4.
19) Siehe bspw Zankl in Schwimann, ABGB I3 § 66 EheG Rz 15 mwN.
20) OGH 6 Ob 636/95 EFSlg 78.712; 10 Ob 73/07 v EFSlg 119.263; LGZ

Wien 47 R 2074/89 EFSlg 60.305.
21) Siehe RIS-Justiz RS0080396.
22) Zankl in Schwimann, ABGB I3 § 66 EheG Rz 19 f mwN.
23) OGH 28. 1. 1991, 8 Ob 639/91; 6 Ob 87/05w EFSlg 111.273;

Schwimann/Kolmasch, Unterhaltsrecht5 213: So muss ein Abstieg
vom Akademiker zum Hilfsarbeiter nicht, eine bloß rangniedrigere
Beschäftigung (zB vom Abteilungsleiter zum Verkäufer) hingegen
sehr wohl in Kauf genommen werden.

24) Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 66 EheG Rz 10; Zankl in Schwimann,
ABGB I3 § 66 EheG Rz 17; Koziol/Welser (Bearb Kletečc

v
ka), Grundriss

des bürgerlichen Rechts I13 (2006) 497.
25) Schwimann/Kolmasch, Unterhaltsrecht5 212.
26) Vgl Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 66 EheG Rz 10.
27) LGZ Wien 47 R 2069/86 EFSlg 51.688; 43 R 361/99b EFSlg 90.371.
28) LGZ Wien 44 R 1074/87 EFSlg 54.499.
29) OGH 6 Ob 587/93 EFSlg 72.342.
30) OGH 3 Ob 2/72 EFSlg 18.292; 27. 10. 1994, 8 Ob 588/93 dazu aus-

führlicher Zankl in Schwimann, ABGB I3 § 66 EheG Rz 27.
31) LGZ Wien 43 R 2080/86 EFSlg 51.692; 47 R 2071/89 EFSlg 60.306.
32) Schwind, Kommentar zum österreichischen Eherecht2 (1980) 274;

Stabentheiner in Rummel (Hrsg), Kommentar zum Allgemeinen bür-
gerlichen Gesetzbuch II/43 (2002) § 66 EheG Rz 4; Schwimann/
Kolmasch, Unterhaltsrecht5 214.
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nach stehen dem einkommenslosen Unterhaltsberech-
tigten nach stRsp 33% des Nettoeinkommens des Ver-
pflichteten zu.33) Hat der Berechtigte eigene Einkünfte,
beträgt der Unterhaltsanspruch 40% des Einkommens
beider Teile abzüglich des eigenen Einkommens.34)
Weitere Unterhaltspflichten des Unterhaltsschuldners
werden durch eine Verminderung des Anspruchs um
drei bis vier Prozent bei Kindern,35) bei einem neuen
unterhaltsberechtigten Gatten mit ein bis drei Prozent-
punkten36) berücksichtigt. Bei diesen von der Rsp ent-
wickelten Prozentsätzen handelt es sich jedoch um
bloße Richtwerte, die bei atypischen Verhältnissen
den Lebensumständen der geschiedenen Ehegatten
entsprechend angepasst werden müssen.37) Auch beim
Unterhalt des geschiedenen Ehegatten nach § 66 EheG
gilt die Umstandsklausel (clausula rebus sic stantibus),
weshalb sich nach der Scheidung eingetretene Um-
stände auf den Unterhaltsanspruch auswirken und da-
mit jeder geschiedene Ehegatte eine Erhöhung oder
Herabsetzung bei entsprechender Änderung der Ver-
hältnisse verlangen kann.38)

e) Gefährdung des eigenen Unterhalts
des Verpflichteten

Ausnahmen von der eben skizzierten Unterhaltspflicht
bestehen, sofern die Unterhaltsleistung an den geschie-
denen Ehegatten zu einer Gefährdung des eigenen ange-
messenen Unterhalts des an sich Unterhaltspflichtigen
führen würde (§ 67 EheG). Dabei sind auch die sonsti-
gen Verpflichtungen des Unterhaltsverpflichteten, ins-
besondere gegenüber Kindern und gegenüber einem
neuen Ehegatten, zu berücksichtigen. Unter dem nach
den Lebensverhältnissen angemessenen Unterhalt ist
nicht etwa das Existenzminimum, sondern jener Betrag
zu verstehen, den der Unterhaltsverpflichtete selbst
fordern könnte, wenn er Unterhaltsgläubiger eines leis-
tungsfähigen Schuldners wäre.39) Da jedoch nicht fest-
gelegt wird bzw werden kann, was unter einem leis-
tungsfähigen Schuldner zu verstehen ist, scheint die
von Gitschthaler40) vorgeschlagene Lösung, auf das Exis-
tenzminimum nach § 291a Abs 1 bis 7 EO, somit auf
das Existenzminimum unter Einbeziehung der Steige-
rungsbeträge, abzustellen, praktikabler und damit vor-
zugswürdig.

Soweit der Verpflichtete den Unterhalt nicht ohne
Gefährdung seines eigenen angemessenen Unterhalts
leisten könnte, was er daher nicht tun muss, sind nach
§ 71 EheG primär die Verwandten des Unterhaltsbe-
rechtigten heranzuziehen. Kann auch von diesen kein
Unterhalt lukriert werden, hat der Unterhaltsberech-
tigte auf den Stamm seines Vermögens zu greifen
(§ 67 Abs 2 EheG). Ist auch das nicht möglich, dh be-
sitzt der Berechtigte keine ausreichenden Vermögens-
werte, bleibt der Unterhaltsanspruch gegen den ge-
schiedenen Ehegatten bestehen, doch ist dieser unter

Berücksichtigung der Bedürfnisse und der Vermögens-
und Erwerbsverhältnisse der geschiedenen Ehegatten
sowie unter Berücksichtigung der Bedürfnisse und der
wirtschaftlichen Verhältnisse der sonstigen Unterhalts-
berechtigten auf einen Unterhalt nach Billigkeit herab-
zusetzen (§ 67 Abs 1 EheG).41)

2. Unterhalt bei gleichteiligem Verschulden

Trifft keinen der beiden Ehegatten ein überwiegendes
Verschulden an der Scheidung, hat – mit Ausnahme
des verschuldensunabhängigen Unterhalts nach § 68a
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33) Siehe bspw OGH 8 Ob 635/90 NZ 1992, 151 = RZ 1992/49 = EFSlg
66.475; 7 Ob 581/91 RZ 1992/95 = EFSlg 69.291; 4 Ob 51/06p
EFSlg 114.275.

34) So bspw OGH 2 Ob 584/91 EFSlg 66.478; 1 Ob 288/98d JBl 1999,
725 = EFSlg 90.391; 4 Ob 86/11 t Zak 2011, 372.

35) OGH 4 Ob 506/92 ÖA 1992, 160 = EFSlg 70.069; 1 Ob 226/99p
EFSlg 90.364; 1. 9. 2011, 1 Ob 122/11 i; Hopf/Kathrein, Eherecht2

§ 66 EheG Rz 18.
36) OGH 8 Ob 635/90 NZ 1992, 151 = EFSlg 66.475; 2 Ob 318/99 z

EFSlg 91.871.
37) Schwimann/Kolmasch, Unterhaltsrecht5 214; Zankl in Schwimann,

ABGB I3 § 66 EheG Rz 55, jeweils mwN der Rsp.
38) Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 66 EheG Rz 24; ausf dazu Zankl in

Schwimann, ABGB I3 § 66 EheG Rz 42 ff.
39) Stabentheiner in Rummel, ABGB II/43 § 67 EheG Rz 3; ebenso Zankl

in Schwimann, ABGB I3 § 67 EheG Rz 6.
40) In Gitschthaler/Höllwerth, EheG § 67 Rz 2.
41) Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 67 EheG Rz 5; ausf dazu s Zankl in

Schwimann, ABGB I3 § 67 EheG Rz 12 ff.
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EheG (s dazu unter D.1.d)) – auch keiner von ihnen ei-
nen Unterhaltsanspruch. § 68 EheG gewährt dem be-
dürftigen Ehegatten, der sich selbst nicht unterhalten
kann, jedoch einen Unterhaltsbeitrag nach Billigkeit. Die-
ser Anspruch setzt voraus, dass der Berechtigte seinen
Unterhalt weder aus einer zumutbaren oder ihm an sich
unzumutbaren Erwerbstätigkeit noch aus den Erträgnis-
sen sowie dem Stamm seines Vermögens decken kann.42)
Sowohl der Empfang von Sozialhilfe als auch die Aus-
gleichszulage sind dem Unterhaltsbeitrag nach § 68
EheG gegenüber subsidiär und sind somit nicht als Ein-
kommen zu berücksichtigen.43)

Der Unterhalt nach § 68 EheG ist als bloßer Unter-
haltsbeitrag44) ausgestaltet und deckt daher niemals den
vollen Unterhalt ab.45) Bei der Billigkeitsbeurteilung
sind die Bedürfnisse und die Vermögens- und Erwerbsver-
hältnisse des in Anspruch genommenen Ehegatten zu
berücksichtigen (§ 68 Satz 1 EheG). Dabei sind durch
den Verweis in § 68 EheG auf § 67 Abs 1 Satz 2 EheG
vor allem auch weitere Sorgepflichten des Verpflichteten
gegenüber Kindern und/oder einem neuen Ehegatten
bei der Festsetzung der Höhe des Anspruchs nach
§ 68 EheG zu beachten. Ebenso sind die Dauer der
Ehe sowie der Grund, weswegen der bedürftige Teil
nicht selbsterhaltungsfähig ist, nicht hingegen die Ehe-
verfehlungen der beiden Teile in die Beurteilung ein-
zubeziehen.46) Durchschnittlich wird der Unterhalts-
beitrag mit ca 10% bis 15% des Nettoeinkommens
des Verpflichteten festgesetzt.47)

Während von einem Teil der Judikatur48) und der
Lehre49) völlig zutreffend vertreten wird, dass der An-
spruch nach § 68 EheG dem Grunde nach bereits
mit Rechtskraft der Scheidung entsteht, gehen einige
andere Entscheidungen50) davon aus, dass der Unter-
haltsbeitrag erst durch Richterspruch rechtsgestaltend
begründet wird. Nach der Rsp51) steht der Unter-
haltsanspruch nach § 68 EheG mit dem Zeitpunkt
der Klagszustellung zu.52) Dies steht jedoch zu beiden
Auffassungen zum Entstehen des Unterhaltsanspruchs
in eklatantem Widerspruch. Konsequent ist es daher,
den Unterhalt nach § 68 EheG bei Vorliegen der
Voraussetzungen bereits ab Rechtskraft der Schei-
dung – für die Vergangenheit unter Berücksichtigung
des § 72 EheG – zuzusprechen.53) Der Unterhaltsbei-
trag kann nach § 68 Abs 2 EheG von vornherein
zeitlich befristet werden. Jedenfalls erlischt der An-
spruch mit dem Wegfall der Billigkeitsvoraussetzun-
gen.54)

III. Unterhalt bei Scheidung
aus anderen Gründen

Ebenso wie bei der Verschuldensscheidung hängt der
Unterhaltsanspruch auch bei der Scheidung aus ande-
ren Gründen entsprechend dem im österreichischen

Recht vorherrschenden Verschuldensprinzip weitge-
hend vom Schuldausspruch ab.

1. Scheidung nach den §§ 50 bis 52 EheG
mit Schuldausspruch

Wurde die Ehe aus einem der in den §§ 50 bis 52 EheG
genannten Gründe (auf geistiger Störung beruhendes
Verhalten, Geisteskrankheit, ansteckende oder ekeler-
regende Krankheit) geschieden und nach § 61 Abs 2
EheG das Verschulden des Klägers an der Eheschei-
dung ausgesprochen, sind die Regeln der Verschuldens-
scheidung – mithin § 66 EheG und § 67 EheG – ent-
sprechend anzuwenden (§ 69 Abs 1 EheG). Zur An-
wendbarkeit des § 68a s noch unter IV.

2. Scheidung nach den §§ 50 bis 52 bzw 55 EheG
ohne Schuldausspruch

Nach § 69 Abs 3 EheG kann im Falle einer Scheidung
aus anderen Gründen (§§ 50 bis 52 sowie 55 EheG
[Auflösung der häuslichen Gemeinschaft]) ohne
Schuldausspruch der im Scheidungsverfahren beklagte
Ehegatte einen Billigkeitsunterhalt begehren, wenn
und soweit dies mit den Bedürfnissen und den Vermö-
gens- und Erwerbsverhältnissen der geschiedenen Ehe-
gatten zu vereinbaren ist. Im Übrigen normiert § 69
Abs 3 EheG durch den Verweis auf § 71 EheG die Sub-
sidiarität der Unterhaltspflicht des geschiedenen Ehe-
gatten gegenüber der Unterhaltspflicht von Verwand-
ten. Dass dieser Verweis, anders als in § 68 EheG, nicht
auch durch das EheRÄG 1999 beseitigt wurde, wird
von der überwiegenden Lehre jedoch lediglich als Re-
daktionsversehen angesehen.55)

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/10

42) OGH 5 Ob 620/88 EvBl 1989/66 = NZ 1989, 99; 8 Ob 127/03 i
EFSlg 108.297.

43) Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 68 EheG Rz 6 mwN der Rsp.
44) Gitschthaler, Unterhaltsrecht2 Rz 695 mwN der Rsp.
45) Schwimann/Kolmasch, Unterhaltsrecht5 216; vgl auch Hopf/

Kathrein, Eherecht2 § 68 EheG Rz 4.
46) Siehe dazu OGH 8 Ob 63/02a EFSlg 100.936 = EFSlg 100.939; LGZ

Wien 43 R 305/04d EFSlg 108.299.
47) LGZWien 43 R 1086/88 EFSlg 57.274; 45 R 241/03d EFSlg 104.921.
48) OGH 7 Ob 52/70 SZ 43/77; 8 Ob 247/80 SZ 54/17.
49) Stabentheiner in Rummel, ABGB II/43 § 68 EheG Rz 3; Zankl in

Schwimann, ABGB I3 § 68 EheG Rz 1.
50) OGH 2 Ob 362/54 SZ 27/210; 1 Ob 699/85 EFSlg 48.877 unter Be-

rufung auf Schwind, Eherecht2 280.
51) OGH 1 Ob 696/54 SZ 27/303 = JBl 1955, 200; 3 Ob 562/81 SZ 54/

140 = JBl 1982, 660.
52) AA Zankl in Schwimann, ABGB I3 § 68 EheG Rz 9, der davon ausgeht,

dass der Anspruch bei Vorliegen der Voraussetzungen mit der Schei-
dung entsteht und dieser daher auch bereits ab diesem Zeitpunkt zu-
zusprechen ist.

53) So auch Zankl in Schwimann, ABGB I3 § 68 EheG Rz 9; Gitschthaler in
Gitschthaler/Höllwerth, EheG § 68 Rz 3.

54) Siehe Zankl in Schwimann, ABGB I3 § 68 EheG Rz 11.
55) Hopf/Stabentheiner, Das Eherechts-Änderungsgesetz 1999 II, ÖJZ

1999, 861 (864) FN 112; Deixler-Hübner, Grundfragen des neuen
verschuldensunabhängigen Unterhaltsanspruchs nach § 68a EheG,
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§ 67 Abs 1 und 2 EheG finden expressis verbis ent-
sprechende Anwendung, weswegen kein Anspruch auf
Billigkeitsunterhalt nach § 69 Abs 3 EheG besteht,
wenn und soweit sich der geschiedene Ehegatte aus
dem Stamm seines Vermögens selbst erhalten kann.
Zudem sind weitere Unterhaltspflichten gegenüber
etwa vorhandenen Kindern oder einem neuen Ehegat-
ten entsprechend zu berücksichtigen.

Anders als beim Unterhaltsbeitrag nach § 68 EheG
handelt es sich beim Billigkeitsunterhalt nach § 69
Abs 3 EheG um einen echten Unterhaltsanspruch. Die
Höhe dieses Anspruchs liegt zwischen dem notdürfti-
gen Unterhalt, für welchen der Ausgleichszulagenricht-
satz als Anhaltspunkt dient, und dem vollen angemesse-
nen Unterhalt nach § 66 EheG, der jedoch die absolute
Obergrenze bildet.56)

3. Scheidung nach § 55 EheG mit Schuldausspruch

Wird die Ehe nach § 55 EheG geschieden und im Ur-
teil das alleinige oder überwiegende Zerrüttungs-
verschulden des Klägers ausgesprochen (§ 61 Abs 3
EheG), behält der beklagte Ehegatte den Unterhaltsan-
spruch wie bei aufrechter Ehe (§ 69 Abs 2 EheG).57) Der
Unterhaltsanspruch bestimmt sich daher nach erfolgter
Auflösung der Ehe ebenfalls nach § 94 ABGB. Auch im
Zeitpunkt der Scheidung bereits bestehende Unter-
haltstitel behalten daher ihreWirksamkeit, sofern keine
nennenswerte Änderung der Umstände erfolgt ist.58)
Als Orientierungshilfe dienen folgende Prozentsätze:
Hat der unterhaltsberechtigte Ehegatte keine eigenen
Einkünfte, stehen ihm 33% des Einkommens des ande-
ren Ehegatten zu. Der schlechter verdienende Unter-
haltsberechtigte hat Anspruch auf 40% des Einkom-
mens beider Teile abzüglich der eigenen Einkünfte.
Weitere Sorgfaltspflichten gegenüber Kindern sind
mit je vier Prozent, eine Unterhaltspflicht gegenüber
einem früheren Ehegatten mit drei Prozentpunkten
zu berücksichtigen.59)

Der Unterhaltsanspruch nach § 69 Abs 2 EheG ist in
mehrfacher Hinsicht privilegiert: So muss der geschie-
dene Ehegatte nicht einmal einer ihm zumutbaren Er-
werbstätigkeit nachgehen. Tatsächlich erzielte, nicht
jedoch fiktive Einkünfte werden angemessen angerech-
net.60) Der Anspannungsgrundsatz gilt mithin nicht.61)
Die äußerste Grenze bildet jedoch die Rechtsmiss-
brauchsklausel des § 94 Abs 2 ABGB. Ein solcher
Rechtsmissbrauch wird etwa angenommen, wenn ein
kinderloser geschiedener Ehegatte keiner zumutbaren
Erwerbstätigkeit nachgeht.62) Eine weitere Privilegie-
rung des Anspruchs nach § 69 Abs 2 EheG besteht da-
rin, dass Unterhaltsansprüche eines neuen Ehegatten
grundsätzlich – sofern dies der Billigkeit entspricht –
nachrangig sind.

Die absolute Untergrenze des nach § 69 Abs 2 EheG
zustehenden Unterhalts bilden nach Lehre63) und Rsp64)

die Beiträge zur freiwilligen Versicherung in der ge-
setzlichen Krankenversicherung. Voraussetzung dafür
ist natürlich, dass dem geschiedenen Ehegatten dem
Grunde nach ein Unterhaltsanspruch zusteht. Trifft
dies, etwa wegen eines höheren Einkommens des an
sich Berechtigten, nicht zu, besteht auch der Anspruch
auf Abgeltung der Beiträge zur gesetzlichen Kranken-
versicherung nicht.65)

IV. Verschuldensunabhängiger/
bedarfsorientierter Unterhalt

1. Allgemeines

Mit dem am 1. 1. 2000 in Kraft getretenen EheRÄG
199966) erfolgte ein lange und heftig diskutierter
Durchbruch im nachehelichen Unterhaltsrecht. Erst-
mals wurde mit § 68a EheG67) ein vom Scheidungsver-
schulden unabhängiger Unterhaltsanspruch geschaffen.
Eine gänzliche Abkehr vom im österr Scheidungsrecht
nach wie vor vorherrschenden Verschuldensprinzip
war zwar noch nicht konsensfähig, doch konnte mit
der Einführung des § 68a EheG erstmals ein Vorstoß
in Richtung Bedarfsprinzip verzeichnet werden.68)

§ 68a EheG, der sowohl im Falle einer Scheidung
aus Verschulden nach § 49 EheG als auch über § 69b
EheG bei einer Scheidung aus einem der in den
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ÖJZ 2000, 707 (715); Stabentheiner in Rummel, ABGB II/43 § 69
EheG Rz 8; Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 69 EheG Rz 12; aA OGH
6 Ob 9/01v EFSlg 97.289, ebenso Koch in KBB3 § 69 EheG Rz 4;
Schwimann/Kolmasch, Unterhaltsrecht5 218.

56) Deixler-Hübner, Scheidung, Ehe und Lebensgemeinschaft10 (2009)
Rz 157; Schwimann/Kolmasch, Unterhaltsrecht5 218.

57) Ausf dazu Gitschthaler, Unterhaltsrecht2 Rz 704. Die Regelung des
§ 69 Abs 2 EheG ist rechtspolitisch so zu erklären, dass der Gesetz-
geber Ehen scheidbar machen wollte, deren Scheidung vor der Ehe-
rechtsreform 1978 wegen unzulänglicher unterhalts- und versor-
gungsrechtlicher Absicherung [an den Unterhaltsanspruch ist auch
die sozialversicherungsrechtliche Witwen-(Witwer-)versorgung ge-
knüpft] des Beklagten oftmals abgelehnt wurde; Hopf/Kathrein, Ehe-
recht2 § 69 EheG Rz 3.

58) JAB 1916 BlgNR 14. GP 10; OGH 3 Ob 156/79 SZ 52/182 = EvBl
1980/58.

59) Siehe ausf zum Unterhaltsanspruch nach § 94 ABGB Hopf/Kathrein,
Eherecht2 § 94 ABGB.

60) OGH 6 Ob 641/90 EFSlg 63.520; OLG Wien 15 R 290/84 EFSlg
47.479.

61) Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 69 EheG Rz 6.
62) Siehe Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 69 EheG Rz 8 mwN.
63) Zankl in Schwimann, ABGB I3 § 69 EheG Rz 10; Deixler-Hübner,

Scheidung10 Rz 156.
64) OGH 7 Ob 576/82 EFSlg 41.338; 1 Ob 180/01d JBl 2002, 172; 7 Ob

170/06k EFSlg 114.313.
65) OGH 1 Ob 180/01d JBl 2002, 172.
66) Siehe dazu die Materialien: RV 1653 BlgNR 20. GP sowie JAB 1926

BlgNR 20. GP.
67) Ausf zu dieser Bestimmung s Knoll, Verschuldensunabhängiger Un-

terhalt im Ehescheidungsfolgenrecht nach dem EheRÄG 1999,
RZ 2000, 104.

68) Zur Entstehungsgeschichte des § 68a EheG s ausf Hopf/Staben-
theiner, ÖJZ 1999, 864 f.
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§§ 50 bis 52 sowie 55 EheG bezeichneten Gründe an-
zuwenden ist, unterscheidet zwei Fälle, in denen Unter-
halt unabhängig vom Scheidungsverschulden begehrt
werden kann: einerseits bei Unzumutbarkeit der Selbst-
erhaltung wegen der Pflege und Erziehung eines ge-
meinsamen Kindes (Abs 1); andererseits bei Vorliegen
eines ehebedingten Mangels an Erwerbsmöglichkeiten
(Abs 2).

2. Kinderbetreuung

Der Betreuungsunterhaltsanspruch nach § 68a Abs 1
EheG setzt voraus, dass dem geschiedenen Ehegatten
auf Grund der Pflege und Erziehung zumindest eines
gemeinsamen Kindes die Selbsterhaltung nicht zugemu-
tet werden kann. Dabei ist die tatsächliche Betreuung
des Kindes und nicht die rechtliche Betrauung mit
Pflege und Erziehung des Kindes maßgeblich.69) Bei
der Beurteilung der Unzumutbarkeit ist mitunter auch
zu berücksichtigen, welche Auswirkungen eine allfäl-
lige Erwerbstätigkeit auf das Kindeswohl hätte.70) Kri-
terien für die Beurteilung der Unzumutbarkeit der Er-
werbstätigkeit sind daher insbesondere das Alter, die
Gesundheit, die Entwicklung sowie die Anzahl der
Kinder.71) Bis zum Erreichen des fünften Lebensjahres
des jüngsten Kindes wird die Unzumutbarkeit wider-
legbar vermutet.72) Auch über das Erreichen des fünf-
ten Lebensjahres hinaus kann jedoch die Selbsterhal-
tungsunfähigkeit des geschiedenen Ehegatten nach
wie vor gegeben sein, wenn besondere Umstände eine
Betreuungsbedürftigkeit des Kindes oder der Kinder
begründen. Dies kann bspw bei Entwicklungsstörun-
gen eines Kindes sowie bei einer Behinderung der Fall
sein.73)

Der Unterhaltsanspruch nach § 68a Abs 1 EheG ist
vorerst bis zum fünften Lebensjahr des jüngsten Kindes
zu befristen, darüber hinaus immer längstens auf drei
weitere Jahre. Lediglich für den Fall, dass ein Ende
der Unzumutbarkeit der Selbsterhaltung nicht abseh-
bar ist, kann das Gericht von einer Befristung Abstand
nehmen.74)

3. Ehebedingter Mangel an Erwerbsmöglichkeiten

Der Unterhaltsanspruch nach § 68a Abs 2 EheG steht
demjenigen geschiedenen Ehegatten zu, der sich auf
Grund der einvernehmlichen Gestaltung der ehelichen
Lebensgemeinschaft der Führung des Haushalts (dieses
Kriterium ist für sich allein zur Begründung des Unter-
haltsanspruchs grundsätzlich bereits ausreichend)75) so-
wie gegebenenfalls der Pflege und Erziehung eines ge-
meinsamen Kindes oder der Betreuung eines Angehöri-
gen eines der Ehegatten gewidmet hat. Dieser Umstand
muss sodann zu einem Mangel an Erwerbsmöglichkeiten
geführt haben, weswegen dem geschiedenen Ehegatten
die Selbsterhaltung nicht zugemutet werden kann. Der

ehebedingte Mangel an Erwerbsmöglichkeiten kann
aus einer fehlenden beruflichen Aus- und Fortbildung,
der Dauer der ehelichen Lebensgemeinschaft sowie
dem Alter oder dem Gesundheitszustand des bedürfti-
gen Ehegatten resultieren.76)

Demgegenüber wird von der hM77) jedoch vertreten,
dass es sich bei den in § 68a Abs 2 EheG angeführten
Tatbestandsmerkmalen um vier selbständige Kriterien
handle, aus denen ein Unterhaltsanspruch resultieren
könne. Dies seien der Mangel an Erwerbsmöglichkei-
ten, der etwa durch eine fehlende berufliche Aus- und
Fortbildung bedingt sein könne, die Dauer der eheli-
chen Lebensgemeinschaft sowie das Alter oder der Ge-
sundheitszustand. Da die Dauer der ehelichen Lebens-
gemeinschaft als solche keinen Mangel an Erwerbs-
möglichkeiten begründen könne, sei dieser Auslegung
des § 68a Abs 2 EheG aus systematisch-logischen
Gründen der Vorzug zu geben.78)

Dieses Argument vermagmE jedoch nicht zu überzeu-
gen, da, wieHopf/Kathrein79) zutreffend dartun, dieDauer
der ehelichen Lebensgemeinschaft und die in dieser Zeit
einvernehmliche Gestaltung iS einer Hausfrauen- bzw
Hausmannehe durchaus Auswirkungen auf die Möglich-
keiten des (Wieder-)Einstiegs in das Erwerbsleben zeiti-
gen können. Je länger nämlich die in dieser Art einver-
nehmlich gestaltete Ehe gedauert hat, umso schwieriger
wird es dem Betroffenen sein, seinen Unterhaltsbedarf
durch eigene Erwerbstätigkeit zu decken. Ebenso wirken
sich ein hohes bzwhöheres Alter sowie ein schlechterGe-
sundheitszustand iZm der ehebedingten Absenz vom Be-
rufsleben negativ auf die Möglichkeiten aus, nach Auflö-
sung der Ehe einer Erwerbstätigkeit nachzugehen. Im
Übrigen spricht auch der Beistrich nach demWort „Ge-
sundheit“ imGesetzestext selbst für eineAuslegung iS der
beispielhaften Anführung von Gründen, welche einen
Mangel an Erwerbsmöglichkeiten verursachen können.
Damit ist die eingangs erwähnte Auslegung zu favorisie-
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69) Vgl statt aller Ferrari in Ferrari/Hopf, Eherechtsreform 43.
70) Vgl Knoll, RZ 2000, 104 (105); Stabentheiner in Rummel, ABGB II/43

§ 68a EheG Rz 2; so auch ausdrücklich Hopf/Kathrein, Eherecht2

§ 68a EheG Rz 2.
71) Hopf/Stabentheiner, ÖJZ 1999, 865; Hopf/Kathrein, Eherecht2

§ 68a EheG Rz 3.
72) Siehe JAB 1926 BlgNR 20. GP 3.
73) Hopf/Stabentheiner, ÖJZ 1999, 865.
74) Schwimann/Kolmasch, Unterhaltsrecht5 220 f.
75) Stabentheiner in Rummel, ABGB II/43 § 68a EheG Rz 5; Knoll,

RZ 2000, 107, weist zutreffend darauf hin, dass auch die Pflege
und Erziehung eines Kindes bzw die Betreuung eines Angehörigen al-
lein den Unterhaltsberechtigten bereits derart in Anspruch nehmen
kann, dass eine Haushaltsführung daneben nicht mehr möglich ist.

76) So auch Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 68a EheG Rz 6.
77) Hopf/Stabentheiner, ÖJZ 1999, 866; Ferrari in Ferrari/Hopf, Ehe-

rechtsreform 50; Stabentheiner in Rummel, ABGB II/43 § 68a EheG
Rz 6; Schwimann/Kolmasch, Unterhaltsrecht5 221.

78) So Ferrari in Ferrari/Hopf, Eherechtsreform 50; ihr folgend Staben-
theiner in Rummel, ABGB II/43 § 68a EheG Rz 6.

79) Eherecht2 § 68a EheG Rz 7.
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ren, wonach die fehlende berufliche Aus- und Fortbil-
dung, dieDauer der ehelichenLebensgemeinschaft sowie
das Alter oder der Gesundheitszustand Beispiele für
Gründe sind, die einenMangel anErwerbsmöglichkeiten
bedingen können.80)

Der Unterhaltsanspruch nach § 68a Abs 2 ist nur
dann, und zwar auf längstens drei Jahre, zu befristen,
wenn erwartet werden kann, dass der Berechtigte da-
nach in der Lage sein wird, sich selbst zu erhalten. Tre-
ten die einen Anspruch nach § 68a Abs 2 EheG be-
gründenden Umstände erst nachträglich ein, kann die-
ser auch erst zu einem späteren Zeitpunkt als dem der
Ehescheidung entstehen.81)

4. Unterhaltshöhe

Sowohl nach § 68a Abs 1 als auch nach Abs 2 EheG hat
der Berechtigte Anspruch auf einen seinem Lebensbedarf
entsprechenden Unterhalt. Als Vorbild dafür diente die
Regelung des § 1578 BGB,82) doch können auch aus
dieser Vorschrift keine näheren Kriterien für die Un-
terhaltsbemessung erschlossen werden. Im Schrifttum
werden daher unterschiedliche Meinungen zur Bemes-
sung des Unterhalts nach § 68a EheG vertreten.83) Der
OGH84) hat sich in nunmehr stRsp der Meinung von
Deixler-Hübner85) angeschlossen, wonach der Unterhalt
nach den individuellen Umständen zu ermitteln sei und
demnach zwischen 15% und 33% veranschlagt werden
könne, wobei der angemessene Unterhalt nach § 66
EheG tunlichst nicht erreicht werden solle. Dies ist
auch mit den Materialien zum EheRÄG 199986) in Ein-
klang zu bringen, wonach das Ausmaß des Unterhalts
nach § 68a EheG „von jenem nach § 66 EheG herabge-
stuft werden“, nicht aber „von vornherein auf den notwen-
digen oder nötigen Unterhalt beschränkt werden [solle], wie
er in § 795 und § 947 ABGB vorgesehen ist.“ Der Unter-
haltsanspruch nach § 68a EheG soll sich überdies – an-
ders als der Anspruch nach § 94 ABGB oder § 66 EheG
– nicht auch an den Lebensverhältnissen des ehemali-
gen Ehegatten, sondern ausschließlich am Lebensbedarf
des Unterhaltsberechtigten87) orientieren.

Auch im Rahmen des § 68a EheG findet durch einen
ausdrücklichen Verweis in Abs 4 leg cit § 67 Abs 1
EheG entsprechende Anwendung. Nach einhelliger
Meinung88) kommt allerdings auch die Einschränkung
des Unterhaltsanspruchs nach § 67 Abs 2 EheG per
analogiam zum Tragen (dazu s bereits unter II.1.e)).

5. Unbilligkeitsklausel

Obgleich derUnterhalt nach § 68a EheG imGrundsatz
vonVerschuldenserwägungen losgelöst ist, steht er nach
Abs 3 leg cit unter einem sog Billigkeitsvorbehalt. Der
Unterhaltsanspruch nach § 68a Abs 1 und Abs 2 EheG
besteht nämlich nicht bzw vermindert sich insoweit, als
die Unterhaltsgewährung unbillig wäre, weil der Be-

dürftige entweder einseitig (dh nur von einem Teil) be-
gangene besonders schwerwiegende Eheverfehlungen
begangen oder seine Bedürftigkeit grob schuldhaft her-
beigeführt hat oder ein gleich schwerwiegender Grund
vorliegt. Im Fall des § 68a Abs 2 EheG kann sich der
Unterhaltsanspruch auch vermindern oder völlig entfal-
len, weil die Ehe nur kurz gedauert hat.

Eine einseitig begangene besonders schwere Eheverfeh-
lung liegt nicht schon bei alleinigem oder überwiegen-
dem Scheidungsverschulden des Unterhaltsberechtig-
ten im Sinne des § 49 EheG vor. Vielmehr muss es sich
um ein krass ehewidriges – und damit im Laufe der
Ehe89) gesetztes – Verhalten außerordentlicher Schwere
handeln, ohne dass auch der andere Teil eine Ehever-
fehlung begangen hat.90) Der Berechtigte muss eklatant
gegen eheliche Gebote verstoßen haben, weshalb „nach
dem objektiven Gerechtigkeitsempfinden aller vernünftig
denkende[n] Menschen“ ein Unterhaltsanspruch mit die-
sem Verhalten unvereinbar ist.91) Hinsichtlich der für
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80) So auch Knoll, RZ 2000, 107 ff.
81) Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 68a EheG Rz 8.
82) RV 1653 BlgNR 20. GP 25.
83) So schlagen Hopf/Stabentheiner (ÖJZ 1999, 868 f) eine Orientierung

an den für den angemessenen Unterhalt nach § 66 EheG maßgebli-
chen Prozentsätzen vor, die sodann um einen Regelabschlag um bis
zu 30% bei alleinigem oder zumindest sehr weit überwiegendem
Verschulden des Unterhaltsberechtigten zu vermindern seien. Eine
weitere Anspruchsreduktion könne sich sodann aus den Unbillig-
keitsgründen des § 68a Abs 3 EheG (dazu s unter II.1.e)) sowie durch
eine lediglich partielle Unzumutbarkeit der Selbsterhaltung ergeben.
Dagegen wendet Knoll (RZ 2000, 109 ff) zutreffenderweise ein, dass
der Unterhaltsanspruch nach § 68a EheG grundsätzlich vom Schei-
dungsverschulden losgelöst sei und – wie sodann auch Stabentheiner
(in Rummel, ABGB II/43 § 68a EheG Rz 11) richtigerweise vorbringt
– ein solches erst im Rahmen der Billigkeitserwägungen nach Abs 3,
nicht aber bereits bei der Bemessung der Unterhaltshöhe an sich zu
berücksichtigen sei. Knoll (RZ 2000, 109 ff) schlägt daher vor, sich für
den Unterhaltsanspruch nach § 68a EheG an den für den angemes-
senen Unterhalt nach § 66 EheG entwickelten Prozentsätzen zu ori-
entieren (mit einem allenfalls etwas geringeren Ansatz solle der Un-
terhalt daher zwischen 30% und 37% liegen).

84) 4 Ob 278/02 i EvBl 2003/88 = JBl 2003, 526; 7 Ob 61/03a EFSlg
104.926; 9 Ob 87/09 y EFSlg 123.834; RIS-Justiz RS0117322; ausf
zur Unterhaltsbemessung Gitschthaler in Gitschthaler/Höllwerth
(Hrsg), Kommentar zum Ehe- und Partnerschaftsrecht (2011)
§ 68a EheG Rz 23 ff mwN.

85) ÖJZ 2000, 714 f.
86) RV 1653 BlgNR 20. GP 25.
87) Gitschthaler, Unterhaltsrecht2 Rz 739b mwN der Rsp.
88) Hopf/Stabentheiner, ÖJZ 1999, 868 FN 141; Ferrari in Ferrari/Hopf,

Eherechtsreform 54 FN 59; Deixler-Hübner, ÖJZ 2000, 714 FN 59;
Fischer-Czermak, Zum Unterhalt nach Scheidung bei gleichem und
ohne Verschulden, NZ 2001, 254 (255); ebenso Stabentheiner in
Rummel, ABGB II/43 § 68a EheG Rz 12; Zankl in Schwimann, ABGB
I3 § 68a EheG Rz 38.

89) Dies wird wohl durch das Wort „Eheverfehlung“ indiziert. So auch
Zankl in Schwimann, ABGB I3 § 68a EheG Rz 32: Nach der Ehe ge-
setzte unbillige Verhaltensweisen können jedoch zu einer Verwirkung
des Unterhaltsanspruchs nach § 74 EheG führen; aA Deixler-Hübner,
ÖJZ 2000, 713, sowie Knoll, RZ 2000, 112 f.

90) Stabentheiner in Rummel, ABGB II/43 § 68a EheG Rz 10.
91) So der OGH 1 Ob 171/02g JBl 2004, 45 (Kerschner).
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die Beurteilung der begangenen Eheverfehlung relevan-
ten Wertungen zieht der OGH92) eine Parallele zum
Rechtsmissbrauch nach § 94 Abs 2 ABGB.

Mit dem Tatbestand der grob schuldhaften Herbeifüh-
rung der Bedürftigkeit sind etwa jene Fälle gemeint, in
denen der an sich Unterhaltsberechtigte seinen Bedarf
dadurch ausgelöst hat, dass er ohne anerkennenswerten
Grund eine adäquate Erwerbsmöglichkeit ausgeschla-
gen oder aufgegeben hat oder aus eigenem Verschul-
den erwerbsunfähig geworden ist.93) Beispiele für diesen
Unbilligkeitstatbestand sind selbstverschuldete Kündi-
gung oder Entlassung, Vermögensverlust auf Grund
des Eingehens von an sich unvertretbaren Risiken, Le-
ben über den Verhältnissen, aber auch Alkoholismus,
Drogenkonsum etc.94)

Bei einem gleich schweren Grund handelt es sich ins-
besondere um nach der Ehescheidung gesetzte Verhal-
tensweisen des Unterhaltsberechtigten, die eine Unter-
haltsgewährung unbillig erscheinen lassen.95) Es muss
sich also um einen Verstoß gegen die nacheheliche
Solidaritätsverpflichtung handeln. Als Beispiel nennt
Deixler-Hübner96) die bereits nach der bisherigen Rsp
zu einer Verwirkung des Unterhaltsanspruchs nach
§ 68 EheG führende Beeinträchtigung des väterlichen
Besuchsrechts.

Der Unbilligkeitsgrund der relativ kurzen Dauer der
Ehe spielt nur in Hinblick auf § 68a Abs 2 EheG eine
Rolle. Zutreffend weist Ferrari97) darauf hin, dass es
wohl sachgerechter wäre, nicht auf die Dauer der
Ehe, sondern auf jene der ehelichen Lebensgemein-
schaft abzustellen. Wann von einer relativ kurzen
Dauer der Ehe gesprochen werden kann, lassen sowohl
das Gesetz als auch die Materialien offen. Die Literatur
zieht die Parallelregelung des § 1579 Z 1 dBGB98) und
die dazu ergangene Rsp heran, wonach die Grenze bei
etwa drei Jahren anzusetzen ist.99)

Das Vorliegen von Unbilligkeitsgründen führt dazu,
dass iS eines beweglichen Systems zu beurteilen ist, inwie-
weit vom an sich Unterhaltsberechtigten verlangt wer-
den kann, seinen Unterhalt aus einer ihm an und für
sich unzumutbaren Erwerbstätigkeit bzw aus dem
Stamm seines Vermögens zu decken und daher sein
Unterhaltsanspruch entsprechend vermindert wird
oder gänzlich entfällt.100)

V. Resümee
Im Wesentlichen ist das nacheheliche Unterhaltsrecht
in Österreich nach wie vor nach dem Verschuldensprin-
zip ausgestaltet. Bedarfsorientierte Lösungen sind ledig-
lich im eng begrenzten Anwendungsbereich des § 68a
EheG (verschuldensunabhängiger Unterhalt) möglich.
Insbesondere die Regelung des § 69 Abs 2 EheG (Un-
terhalt bei Scheidung nach § 55 EheG mit Schuldaus-
spruch), wonach der geschiedene Ehegatte im Sinne ei-

ner Durchhalteprämie nicht einmal einer zumutbaren
Erwerbstätigkeit nachzugehen braucht, ist meines
Erachtens nicht mehr zeitgemäß. Vielmehr erschiene
mir eine umfassendere Lösung im Sinne des Bedarfs-
prinzips – und somit unter stärkerer Berücksichtigung
sozialer Kriterien – sachgerechter, bei dem im Rahmen
einer wie auch im geltenden § 68a EheG enthaltenen
Unbilligkeitsklausel Verschuldens- bzw Verantwort-
lichkeitselemente Berücksichtigung finden. So schlagen
beispielsweise Kolbitsch/Stabentheiner101) eine Auswei-
tung des Bedarfsunterhaltssystems durch Erweiterung
um die Bedarfsfälle des Alters, der Krankheit sowie
der Erwerbsunfähigkeit vor. Die gerichtliche Feststel-
lung der Verantwortlichkeit bzw des Verschuldens an
der Ehescheidung solle sodann jedoch, wie auch im gel-
tenden Recht, iS einer Reduktion des Anspruchs bzw
eines gänzlichen Anspruchsverlusts berücksichtigt wer-
den, somit Auswirkungen auf die Höhe des Unterhalts-
anspruchs des Bedürftigen zeitigen. Mit einer stärkeren
Koppelung des Unterhaltsanspruchs des geschiedenen
Ehegatten an den tatsächlichen Bedarf und damit die Ho-
norierung der während aufrechter Ehe geleisteten Fa-
milienarbeit102) wären meines Erachtens jedenfalls sach-
gerechtere Lösungen möglich als durch das primäre
Abstellen auf ein etwaiges Scheidungsverschulden. Im
Übrigen würde dies vermutlich auch zu einer Vereinfa-
chung des geltenden nachehelichen Unterhaltsrechts
beitragen und die Komplexität und Unübersichtlichkeit
der Vielzahl der derzeit zur Anwendung gelangenden
Unterhaltstatbestände entschärfen.103)

VI. In Kürze
Der Beitrag beschäftigt sich mit dem geltenden nach-
ehelichen Unterhaltsrecht im Spannungsfeld zwischen
dem in Österreich nach wie vor vorherrschenden Ver-
schuldensprinzip auf der einen und den bislang noch
wenigen bedarfsorientierten Lösungen auf der anderen
Seite.
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92) 1 Ob 171/02g JBl 2004, 45 (Kerschner).
93) Hopf/Stabentheiner, ÖJZ 1999, 867.
94) Knoll, RZ 2000, 114.
95) Hopf/Kathrein, Eherecht2 § 68a EheG Rz 9.
96) ÖJZ 2000, 713.
97) In Ferrari/Hopf, Eherechtsreform 53.
98) Knoll, RZ 2000, 114, legt sich hinsichtlich des Zeitraums, der als kurz

anzusehen ist, nicht fest; Deixler-Hübner, ÖJZ 2000, 711, hält eine
Grenze von sechs Jahren für recht praktikabel.

99) Ferrari in Ferrari/Hopf, Eherechtsreform 53; Stabentheiner in
Rummel, ABGB II/43 § 68a EheG Rz 10, ihm folgend Hopf/Kathrein,
Eherecht2 § 68a EheG Rz 9.

100) Vgl Zankl in Schwimann, ABGB I3 § 68a EheG Rz 37; Schwimann/
Kolmasch, Unterhaltsrecht5 223.

101) Grundsätzliche Erwägungen und Modifikationsvorschläge zu den
heutigen Regelungen des Ehegesetzes, iFamZ 2007, 149.

102) Vgl auch Ferrari in Ferrari/Hopf, Eherechtsreform 63.
103) Auch dazu Ferrari in Ferrari/Hopf, Eherechtsreform 63 f.
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Gegenseitige Anerkennung elektronischer
Identifikationsmöglichkeiten in der EU

Am 4. 6. 2012 hat die Europäische Kommission ei-
nen Verordnungsvorschlag für die Ermöglichung

sicherer und einfacher elektronischer Transaktionen
(KOM[2012] 238/2) präsentiert. Die Kommission sah
sich zu diesem Schritt aufgrund anhaltender Fragmen-
tierung und mangelnder Interoperabilität der „elektro-
nischen Bürgerschaft“ in Europa veranlasst. Durch die
vorgeschlagene Verordnung will sie die grenzüber-
schreitende Anwendung elektronischer Identifikations-
möglichkeiten („e-IDs“) und Signaturen („e-Signatu-
ren“) erleichtern und das Vertrauen in die „digitale
Bürgerschaft“ fördern.

Nach Ansicht der Kommission reichte die beste-
hende RL 1999/93/EG über gemeinschaftliche Rah-
menbedingungen für elektronische Signaturen bisher
nicht dazu aus, einen umfassenden grenz- und sektor-
übergreifenden Rahmen für sichere, vertrauenswürdige
und einfach zu nutzende elektronische Transaktionen
zu schaffen. Die vorgeschlagene Verordnung soll die
bestehende RL ergänzen und elektronische Transakti-
onen zwischen Unternehmen, Bürgern und öffentli-
chen Verwaltungen vor allem durch die erleichterte
Anerkennung und Akzeptanz elektronischer Identifi-
zierungsmittel in anderen Mitgliedstaaten fördern. Ziel
ist es, dadurch das Vertrauen der europäischen Bürger
in öffentliche und private Online-Dienstleistungen, den
elektronischen Güterverkehr sowie den elektronischen
Handel weiter zu stärken.

Zu diesem Zweck reguliert die vorgeschlagene Ver-
ordnung ein „Notifizierungsverfahren“: Erfüllt ein na-
tionales Identifizierungssystem die in der Verordnung
aufgezählten Grundkriterien (derzeit in Art 6 aufge-
zählt), so haben die jeweiligen Mitgliedstaaten die
Möglichkeit, dieses System in eine Liste der Kommis-
sion eintragen zu lassen. Eine Notifizierung hat zur
Folge, dass das betreffende nationale elektronische
Identifikationsmittel verpflichtend durch andere Mit-
gliedstaaten als gültiges Identifikations- und Authentifi-
zierungsmittel bei elektronischen Transaktionen ak-
zeptiert und anerkannt werden muss (derzeit Art 5).
Die Kommission will die Liste in regelmäßigen Abstän-
den aktualisieren. Treten Sicherheitslücken oder an-

dere Probleme bei notifizierten Systemen auf, haben
die betroffenen Mitgliedstaaten diese Umstände umge-
hend an die Kommission zu melden und den Zustand,
der für eine Notifizierung erforderlich ist, wiederher-
zustellen. Ansonsten kann das System temporär „sus-
pendiert“ oder gar von der Liste der Kommission ge-
strichen werden.

In den Erläuternden Bemerkungen wird die vorge-
schlagene Verordnung ausdrücklich als „technologie-
neutral“ bezeichnet (Erwägungsgrund 21): Den Mit-
gliedstaaten bleibt freigestellt, ihre selbst gewählten
Mittel für den Zugang zu Online-Diensten einzuführen
und anzuwenden. Sofern die Mitgliedstaaten jedoch
eine Notifizierung bei der Kommission anstreben, ha-
ben diese Mittel die vorgegebenen Anforderungen zu
erfüllen. Ebenso bleibt es den Mitgliedstaaten vorbe-
halten, die Privatwirtschaft in die Bereitstellung solcher
Mittel miteinzubeziehen oder nicht. Die Verordnung
bezweckt jedenfalls keinen Eingriff in bestehende Iden-
titätsmanagementsysteme der Mitgliedstaaten. Auch
eine Notifizierung eines bestehenden oder neuen nati-
onalen Systems bei der Kommission soll stets aus frei-
williger Initiative der Mitgliedstaaten erfolgen. Somit
werden die Mitgliedstaaten nur zur Annahme eines
technischen Mindeststandards verpflichtet, sofern diese
eine Notifizierung ihres elektronischen Identifikations-
und Authentifizierungssystems bei der Kommission er-
wirken wollen.

Ob und inwiefern der Verordnungsvorschlag für die
österr Bürger und Rechtsanwälte relevant ist, er ihnen
also zumindest rechtlich die elektronische Transaktion
mit öffentlichen Einrichtungen, Unternehmen und
Privatpersonen in anderen Mitgliedstaaten potenziell
erleichtert würde, bleibt abzuwarten. Technische An-
forderungen an die Nutzer ausländischer Identifizie-
rungssysteme (di: die Beschaffung und Anwendung be-
stimmter Hardware/Software), die sich zwangsläufig
aus der technischen Spezifikation des ausländischen
Systems ergeben, würden jedenfalls auch bei Annahme
des Verordnungsvorschlags bestehen bleiben.

Mag. Philipp Winkler,
ÖRAK Büro Brüssel
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Anwaltsakademie
Terminübersicht Oktober 2012 bis Dezember 2012

Oktober 2012

11. 10. WIEN
Privatissimum
Firmenbuchverfahren – Fehlerprävention
Seminarnummer: 20121011A/8

11. bis 13. 10. WIEN
Basic
Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminarnummer: 20121011/8

12. 10. GRAZ
Infopill
Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2012
Seminarnummer: 20121012/5

12. und 13. 10. WIEN
Key qualifications
Verhandlung: Rhetorik und Körpersprache II
Seminarnummer: 20121012A-8

12. und 13. 10. WIEN
Special
Ausgewählte Materien des Exekutionsrechts
Seminarnummer: 20121012/8

16. 10. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
9. Stiftungssteuerrecht
Seminarnummer: 20121016/8

17. 10. BREGENZ
Infopill
Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2012
Seminarnummer: 20121017/7

18. 10. INNSBRUCK
Infopill
Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2012
Seminarnummer: 20121018/6

18. 10. LINZ
Infopill
Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2012
Seminarnummer: 20121018/3

18. bis 20. 10. WIEN
Key qualifications
Verhandeln bei Gericht für Rechtsanwaltsanwärter
– alles was Sie noch können sollten!
Seminarnummer: 20121018/8

19. 10. WIEN
Update
Amtshaftung
Seminarnummer: 20121019B/8

19. 10. GRAZ
Update
Update zum Insolvenzrecht –
Insolvenzverfahren von A bis Z
Seminarnummer: 20121019/5

19. und 20. 10. INNSBRUCK
Basic
Exekutionsrecht intensiv
Seminarnummer: 20121019/6

19. und 20. 10. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Gesellschaftsrecht I
Seminarnummer: 20121019/3

19. und 20. 10. WIEN
Basic
Verwaltungsverfahren Teil II:
UVS, Asylverfahren LVerw.Gericht
Seminarnummer: 20121019A/8

19. und 20. 10. WIEN
Special
Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminarnummer: 20121019/8

23. 10. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
10. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminarnummer: 20121023/8

24. 10. WIEN
Infopill
Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2012
Seminarnummer: 20121024/8

November 2012

2. und 3. 11. ST. GEORGEN i.A.
Special
Mietrecht
Seminarnummer: 20121102/3

2. und 3. 11. WIEN
Special
Verwaltungsverfahren Teil III:
Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminarnummer: 20121102/8

6. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
11. Insolvenz und Steuern
Seminarnummer: 20121106/8
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8. bis 10. 11. IGLS
Basic
Strafverfahren
Seminarnummer: 20121108/6

9. 11. GRAZ
Workshop
Insolvenzrecht spezial – Workshop für Insolvenz-
verwalter
Seminarnummer: 20121109/5

9. und 10. 11. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht II (Der Gesellschaftsvertrag –

Schwerpunkt GmbH)
Seminarnummer: 20121109/8

9. und 10. 11. WIEN
Update
Rechtsentwicklung im Schadenersatz- und Versi-
cherungsvertragsrecht
Seminarnummer: 20121109A/8

15. bis 17. 11. BRUNN AM GEBIRGE
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20121115/2

16. und 17. 11. SALZBURG
Update
Rechtsentwicklung im Abgabenrecht/Rechtsände-
rungen
Seminarnummer: 20121116/4

16. und 17. 11. FELDKIRCH
Basic
Ehescheidung und Aufteilung des ehelichen Ge-
brauchsvermögens
Seminarnummer: 20121116/7

16. und 17. 11. GRAZ
Special
Gesellschaftsrecht II
Seminarnummer: 20121116/5

16. und 17. 11. WIEN
Special
Lauterkeitsrecht
Seminarnummer: 20121116/8

16. und 17. 11. WIEN
Special
Grundzüge der Bilanzanalyse und Unternehmens-
bewertung
Seminarnummer: 20121116A/8

19. und 20. 11. INNSBRUCK
Basic
Gesellschaftsrecht II
Seminarnummer: 20121119/6

20. 11. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
12. Vermögensveranlagung und Steuern –

Die Besteuerung der Einkünfte ausKapitalvermögen
Seminarnummer: 20121120/8

22. bis 24. 11. WIEN
Special
Start up für Rechtsanwälte – der Sprung ins kalte
Wasser
Seminarnummer: 20121122/8

23. 11. WIEN
Update
Einbringung – Verschmelzung – Spaltung
Seminarnummer: 20121123A/8

23. und 24. 11. GRAZ
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung:
Vom Konflikt zum Konsens
Seminarnummer: 20121123/5

23. und 24. 11. WIEN
Special
Honorarrecht
Seminarnummer: 20121123/8

29. und 30. 11. INNSBRUCK
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminarnummer: 20121129/6

Dezember 2012
30. 11. und 1. 12. ST. GEORGEN i.A.

Basic
Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminarnummer: 20121130/3

30. 11. und 1. 12. WIEN
Basic
Standesrecht
Seminarnummer: 20121130A/8

30. 11. und 1. 12. WIEN
Special
Gesellschaftsrecht III – Die Aktiengesellschaft
Seminarnummer: 20121130/8

4. 12. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
13. Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminarnummer: 20121204/8

6. und 7. 12. FELDKIRCH
Basic
Zivilverfahren II
Seminarnummer: 20121206/7

6. und 7. 12. WIEN
Key qualifications
Rhetorik und Körpersprache I
Seminarnummer: 20121206/8
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Strafverfahren
Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
In den ersten beiden Tagen des Seminars wird von einer
vorsitzenden Richterin eines Rechtsmittelsenats des
OLG und einem Verteidiger schwerpunktmäßig auf die
Vorbereitung undDurchführung vonRechtsmittelverfah-
ren unter Anführung von Praxisbeispielen eingegangen.
Der dritte Tag widmet sich den Aufgaben und Hand-
lungsmöglichkeiten des Verteidigers nach Rechtskraft
des Strafurteils.

Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Inns-
bruck
Referenten: Dr. Albert Heiss, RA in Innsbruck
Dr. Beatrix Kiechl, Senatspräsidentin des OLG Inns-
bruck
Dr. Ursula Pernfuss, LL.M., RA in Innsbruck
Termin: Donnerstag, 8. 11. 2012 bis Samstag, 10. 11.
2012 = 6 Halbtage
Seminarort: Igls, Sporthotel Igls

Ehescheidung und Aufteilung des ehelichen Gebrauchsvermögens
Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar soll einen praxisnahen Zugang zum
Scheidungs- und Scheidungsfolgerecht geben, ver-
knüpft mit einer Übersicht über den neuesten Stand
von Judikatur und Literatur.
Planung: Mag. Stefan Aberer, RA in Bregenz

Referenten: Präs. Dr. Birgitt Breinbauer, LL.M., RA in
Dornbirn
Dr. Reinhard Huter, Richter des BG Feldkirch
Termin: Freitag, 16. 11. 2012 und Samstag, 17. 11.
2012 = 3 Halbtage
Seminarort: Feldkirch, Montfort – das Hotel

Gesellschaftsrecht II
Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Aufbauend auf Grundlagenkenntnissen des Gesell-
schaftsrechtes sollen spezielle Probleme der Personen-
gesellschaften und Kapitalgesellschaften vertieft sowie
die rechtliche Umstrukturierung von Unternehmens-
trägern aufbereitet werden. Der Schwerpunkt liegt
auf der Vermittlung von vertiefenden Kenntnissen be-
treffend die Eigenkapitalausstattung von Personenge-
sellschaften im Wege der Einlagenfinanzierung, der
Einflussnahmemöglichkeit von Gesellschaftern auf die
Geschäftsführung sowie die rechtlich und finanziell we-
sentlichen Aspekte beim Ausscheiden von Personen-
gesellschaftern. Betreffend die GmbH sollen neben
Haftungs- und Finanzierungsfragen schwerpunktmä-

ßig kritische Punkte in Gesellschaftsverträgen sowie
ebenfalls das Ausscheiden von Gesellschaftern bzw
der Gesellschafterwechsel erarbeitet werden. Den Ab-
schluss des Seminars bildet eine vertiefende Betrach-
tung häufiger Umgründungsfälle. Im Vordergrund
steht die Aufarbeitung von Problemstellungen im Zu-
sammenhang mit Vertragsgestaltungen.
Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Inns-
bruck
Referenten: Univ.-Prof. Prof. (FH) Mag. Dr. Franz
Pegger, RA in Innsbruck
Dr. Nikola Tröthan, RA in Innsbruck
Termin: Montag, 19. 11. 2012 und Dienstag, 20. 11.
2012 = 3 Halbtage
Seminarort: Innsbruck, Villa Blanka

Gesellschaftsrecht II

Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar soll die Teilnehmer sowohl mit grund-
sätzlichen Fragen der Vertragsgestaltung und der
gesellschaftsrechtlichen Praxis (Gesellschafterver-

sammlung, Beschlussfassungserfordernisse, Kapitalauf-
bringung, Kapitalerhöhung, Abgrenzung von Ge-
schäftsführungs-, Generalversammlungs- und Auf-
sichtsratskompetenzen, Sondervereinbarungen, Euro-
Umstellung, Gewinnverteilungsregelung, Übertragung
von Geschäftsanteilen) als auch mit handels- und steu-
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errechtlichen Grundproblemen von Umgründungen
(Umwandlungen, Spaltungen etc) vertraut machen.
Das Sponsoring für dieses Seminar übernimmt die Stei-
ermärkische Sparkasse.
Planung: Dr. Georg Alexander Muhri, RA in Graz
Referenten: Dr. Georg Alexander Muhri, RA in Graz

Mag. Kathrin Poltsch, Richterin des LG Graz
Mag. Michael Spath, Notarpartner in Leibnitz
Termin: Freitag, 16. 11. 2012 und Samstag, 17. 11.
2012 = 3 Halbtage
Seminarort: Graz, Steiermärkische Sparkasse, Am
Sparkassenplatz 4

Update zum Insolvenzrecht – Insolvenzverfahren von A bis Z
Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Für die Durchführung eines Insolvenzverfahrens bietet
die Insolvenzordnung verschiedene Verfahrensabläufe
an. Die erfolgreiche Abwicklung erfordert Kenntnis
der Rechte und Pflichten des Schuldners, der Aufgaben
der Insolvenzorgane und Verständnis über die Zielset-
zungen der am Verfahren Beteiligten.
Das Seminar richtet sich daher insbesondere an
Schuldnervertreter, Insolvenzverwalter und Gläubiger-
vertreter. Die einzelnen Verfahrensabläufe und Ver-

fahrensabschnitte werden aus diesen unterschiedlichen
Blickwinkeln beleuchtet.
Planung: VPräs. Dr. Axel Reckenzaun, MBL, RA in
Graz
Referenten: VPräs. Dr. Axel Reckenzaun, MBL, RA in
Graz
Mag. Kathrin Poltsch, Richterin des Landesgerichts für
ZRS Graz
Termin: Freitag, 19. 10. 2012 = 2 Halbtage
Seminarort: Graz, Hotel Das Weitzer

Insolvenzrecht spezial – Workshop für Insolvenzverwalter
Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar richtet sich an Insolvenzverwalter und
bearbeitet spezielle Fragen zu den einzelnen Verfah-
rensabläufen nach dem IRÄG 2010.
Anhand von Fallbeispielen werden ausgewählte Fragen
zum Verhältnis Insolvenzverwalter – Schuldner, Un-
ternehmensfortführung und -überwachung, Verwer-
tung, Zahlungs- und Sanierungsplan sowie Schluss-
rechnung und Verteilung erörtert. Den wesentlichen

Schriftsätzen und Gerichtsterminen gilt besonderes
Augenmerk.
Planung: VPräs. Dr. Axel Reckenzaun, MBL, RA in
Graz
Referenten: VPräs. Dr. Axel Reckenzaun, MBL, RA in
Graz
Mag. Kathrin Poltsch, Richterin des Landesgerichts für
ZRS Graz
Termin: Freitag, 9. 11. 2012 = 2 Halbtage
Seminarort: Graz, Hotel Wiesler

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!
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Collaborative law

Collaborative Law ist ein Verfahren, dass nach unserer
Einschätzung international in den nächsten Jahren
stark an Bedeutung gewinnen wird. Anwälte (die auch
Mediatoren sind) vertreten ihre Klienten parteiisch.
Die Anwälte verpflichten sich jedoch vertraglich dazu,
diese Klienten nicht vor Gericht gegeneinander zu
vertreten, sondern als Team an einer gemeinsamen
Lösung zu arbeiten. Es können verschiedene Coaches
(für Kinder, Kommunikationsverbesserung oder Fi-
nanzen) beigezogen werde. Wir können zwei Seminare
zu diesem Thema anbieten:
Collaborative Law Vernetzungstreffen 12. 10. 2012
bis 13. 10. 2012 Schlosshotel Mondsee

Referenten: Susan Gamache/Kanada, Tom Farrell/
Großbritannien, Zuzana Ocenasova; Seminarsprache
Englisch und Deutsch
Informiert wird, wie man Collaborative Law Teams
bildet.
Collaborative Law Ausbildung von 9. 11.–10. 11.
2012 RAK Wien
Referenten: Sabine Sommerhuber und Friedrich Schwar-
zinger.
Details zu dem Seminar finden Sie unter www.avm-
mediation.at.

Anna-Maria Freiberger
Generalsekretärin der AVM

  2012. XII, 110 Seiten.
Br. EUR 26,80
ISBN  978-3-214-02015-6

Gleixner

Fibel für den Gerichtsvollzug

Der erste Praxisbehelf
für den Gerichtsvollzug

Das Werk befasst sich mit den allgemeinen rechtlichen Grundlagen des Gerichtsvollzugs in Österreich 
und stellt den Ablauf des Vollzugsverfahrens chronologisch dar. Dabei wird im Wesentlichen auf die 
Fahrnisexekution eingegangen; die für das Auffi ndungs-, Zugriffs- und Verkaufsverfahren relevanten 
Bestimmungen wurden zusammengetragen, chronologisch nach Verfahrensschritten gegliedert und 
zum besseren Verständnis mit wertvollen Kommentaren und Erläuterungen versehen. Außerdem 
wurden die für den Gerichtsvollzug relevanten Abschnitte des Kommentars Angst, EO2 (2008) – 
Kommentierungs-Ausschnitte von DDr. Werner Jakusch, Dr. Franz Mohr und Dr. Paul Oberhammer – 
zusammengetragen, systematisch gegliedert und ebenfalls chronologisch geordnet.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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Chronik

Erinnerung an Dr. Konrad Faulhaber
12. 11. 1950–15. 8. 2011

K onrad Faulhaber stammte aus einer Juristenfamilie
und setzte die berufliche Tradition fort. Großvater

Emil war Richter und Begründer der Faulhaber Rechts-
kurse, Vater Herbert war Rechtsanwalt und widmete
sein Leben der Leitung und Gestaltung der Rechts-
kurse. Nach vorbildlichem Abschluss des Studiums be-
gann er seine Ausbildungszeit in der Kanzlei Eckert in
Baden und wurde später selbständiger Anwalt in der
Laudongasse 25 in 1080 Wien, auch Sitz der Rechts-
kurse.

Diese Kurse, in denen unter anderem Persönlichkei-
ten wie Walter Melnitzky, Richter im Olah-Prozess und
späterer Präsident des Obersten Gerichtshofes, Johan-
nes Steiner, Senatspräsident am Verwaltungsgerichts-
hof, und Herbert Pimmer, nunmehr Senatspräsident
beim OGH, vortrugen, waren maßgeblich für das hohe
Niveau der Rechtskurse. Die Kurse wurden vom Vater
Herbert bis zu seinem Tod im Jahr 1995 geführt, dann
übernahm Konrad Faulhaber die Rechtskurse, welche
durch Mutter Grete und Gattin Astrid administrativ ge-
leitet wurden. Ganze Juristen- und Anwaltsgeneratio-
nen durchliefen die Kurse mit ihrem unverwechselba-

ren Touch, der sich auch zwischen meinem Besuch
als Student in den Siebzigerjahren bis zu den Anwalts-
vorbereitungskursen und einzelnen Seminaren um die
Jahrtausendwende kaum veränderte.

Konrad Faulhaber widmete seit Kindheit und Gymna-
sium in der Rosasgasse auch viel Zeit dem Sport, wel-
chem er sein Leben lang verbunden blieb. Neben Judo,
Tennis und Schifahren wurde in der Familie auch re-
gelmäßig Faustball gespielt. Seine Hilfsbereitschaft,
sein Einfühlungsvermögen und das ausgleichende
Temperament zeichneten Konrad Faulhaber besonders
aus. Sohn Stefan setzt in der Laudongasse die Tradition
mit einer Anwaltskanzlei fort, Sohn Robert, auch Jurist,
arbeitet in der Telekommunikationsbranche, die
jüngste Tochter Eleonore studiert Biologie.

Die schwere Krankheit, deren Angriff er beim ersten
Mal mit Erfolg zurückschlagen konnte, setzte ihm beim
zweiten Ausbruch vor zwei Jahren so schwer zu, dass er
ihr trotz unbeirrbarem Lebensmut letztlich unterlag.
Nach seinem Tod war es für die Familie leider nicht
möglich, die Rechtskurse fortzuführen.

em. RA Dr. Johannes Sääf

Ehrung

Am 10. 7. 2012 wurde Herrn Dr. Heimo Jilek,
Rechtsanwalt in Leoben und ehrenamtliches Mit-

glied des Disziplinarrates der Steiermärkischen Rechts-
anwaltskammer, das Goldene Ehrenzeichen für Ver-
dienste um die Republik Österreich verliehen. Das Eh-
renzeichen und die Verleihungsurkunde wurden dem
Ausgezeichneten durch den Präsidenten des Oberlan-
desgerichtes Graz, Dr. Manfred Scaria, überreicht.
Die steirische Anwaltschaft gratuliert sehr herzlich zu
dieser Auszeichnung.

Präsidentin Dr. Gabriele Krenn
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„Alles neu“ beim Dachverband der Kammern
der Freien Berufe!

M it Beschluss der Hauptversammlung vom
27. 6. 2012 wurde das „Bundeskomitee Freie Be-

rufe Österreichs“, der Dachverband der Kammern der
Freien Berufe, in „Die Freien Berufe Österreichs“ um-
benannt. Darüber hinaus wechselte das Präsidium. Der
seit 2006 amtierende Präsident der Österreichischen
Zahnärztekammer (von 1987 bis 2005 Obmann der
Zahnärzte in der Österreichischen Ärztekammer),
OMR DDr. Hannes Westermayer, wurde einstimmig
zum neuen Präsidenten gewählt und vertritt als solcher
nun seit 1. 7. 2012 rund 74.000 Freiberufler. In dieser
Aufgabe wird er für eine Funktionsperiode von drei
Jahren von drei Vizepräsidenten, nämlich dem Präsi-
denten der Ärztekammer, Dr. Artur Wechselberger,
dem Präsidenten des ÖRAK, Dr. Rupert Wolff, und
dem Präsidenten der Tierärztekammer, VR Dr. Walter
Holzhacker, unterstützt.

Als eines seiner wesentlichen Ziele nennt der Präsi-
dent die Verankerung des Wertes der Freien Berufe
für eine freie Gesellschaft. Vorrangig ist für den neuen
Präsidenten auch die Stärkung von „Die Freien Berufe
Österreichs“ als gemeinsame Plattform der Kammern
der Freien Berufe.

Die Mitglieder von „Die Freien Berufe Österreichs“
sind die Standesvertretungen der Apotheker, Architek-
ten und Ingenieurkonsulenten, Ärzte, Notare, Patent-
anwälte, Rechtsanwälte, Tierärzte, Wirtschaftstreu-
händer und Zahnärzte.

Die Freien Berufe Österreichs
Maria Theresien-Straße 5/3/14
1090 Wien

IAML Award für junge Rechtsanwälte

E inführung: Vor zwei Jahren hat das European
Chapter der International Academy of Matrimonial

Lawyers (IAML) einen jährlichen Preis (Award) für
junge Rechtanwälte etabliert, die einen Aufsatz schrei-
ben. Der Award hat sich zum Ziel gesetzt, die For-
schung und Kompetenz junger Familienrechtsanwälte
zu fördern und den Bekanntheitsgrad der Ziele der
IAML innerhalb der anderen Berufskollegen zu verbes-
sern. Der Aufsatz befasst sich mit einem wichtigen
Thema der IAML und der europäischen Familien-
rechtler, typischerweise mit einer internationalen Di-
mension und/oder einer Analyse neuer geplanter Ent-
wicklungen.
Preis: Der jährliche Award besteht aus einem Preis

von a 1.000,– an den Autor des besten Aufsatzes und
zum ersten Mal in diesem Jahr a 500,– für die beiden
nachfolgend Platzierten. Der Award wird anlässlich
der Jahrestagung des europäischen Chapters in Salz-
burg überreicht. Diese wird vom 22. 5. 2013 bis
26. 5. 2013 in Salzburg, Österreich, stattfinden. Der
Gewinner wird etwa zwei Monate vor diesem Treffen
bekanntgegeben. Er wird einen weiteren Betrag von
bis zu a 2.000,– erhalten, um an dem Treffen teilzu-
nehmen und seine Fahrtkosten abzudecken.
Auswahlverfahren: Der beste Aufsatz und auch die

zwei weiteren besten Aufsätze werden von einem Pa-
nel, das aus Mitgliedern des European Chapters aus

verschiedenen Rechtsordnungen besteht, ausgewählt.
Die Kriterien für die Auswahl werden Einfallsreich-
tum, Bedeutung und Schwierigkeit der rechtlichen
Sachfragen, die Bedeutung des Themas für die IAML,
Forschung und Struktur, Schreibstil und Präsentation
sein.

Der Titel des diesjährigen Aufsatzes lautet: Ist es
möglich, einen Ehevertrag auszuarbeiten, der in ganz
Europa wirksam ist – Chancen und Risiken.
Thema: Das diesjährige Thema erfordert eine Ana-

lyse der technischen Probleme und fordert Vorschläge
für mögliche Lösungen im Hinblick auf das Entwerfen
internationaler Eheverträge und vorehelicher Verträge.
Läuft von ihrem nationalen Standpunkt aus das europä-
ische Familienrecht im Moment zusammen oder ausei-
nander, welche Mindeststandards würden sie für einen
wirksamen internationalen vorehelichen Vertrag festle-
gen? Sie sollten Beispiele in Form von Bestimmungen
beifügen, die sie für generell akzeptabel und wün-
schenswert halten.

Der Aufsatz sollte nicht weniger als 2.000 und nicht
mehr als 3.000 Worte ausschließlich der Fußnoten ha-
ben. Obwohl innerhalb der Akademietreffen die Fach-
sprache englisch ist, kann dieser Aufsatz gern in jeder
Sprache verfasst werden.
Auswahlkriterien: Die Teilnehmer müssen qualifi-

zierte und praktizierende Familienrechtler mit bis zu

Chronik
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zehn Jahren Berufserfahrung sein und in Europa woh-
nen und arbeiten.
Veröffentlichung: Der beste Aufsatz wird auf der

IAML-Website und im IAML-Newsletter veröffent-
licht. Der Aufsatz sollte noch nicht publiziert sein und
auch nicht zur Publikation anstehen, kann aber selbst-
verständlich im Nachhinein unter Hinweis auf die
IAML veröffentlicht werden. Die Ausschreibung wird

auf der IAML-Website veröffentlicht und alle Mitglie-
der des European Chapters werden darum gebeten, in
ihrer jeweiligen Rechtsordnung Details und Highlights
des Awards zu verbreiten.
Deadline: Aufsätze für den dritten jährlichen Award

sollten spätestens am 31. 1. 2013 elektronisch an Donna
Goddard, IAML, unter donna.goddard@iaml.org ge-
sandt werden. RA Dr. Alfred Kriegler

Maria Anna von Ertl’sche Stiftung

D ie Maria Anna von Ertl’sche Stiftung verleiht auch
für das Jahr 2012 Stipendien an Rechtsanwälte.

Anträge auf Gewährung der Stipendien können von
Rechtsanwälten spätestens innerhalb von drei Kalen-
derjahren nach der erstmaligen (berufsbegründenden)
Eintragung als Rechtsanwalt in die Liste der Rechtsan-
waltskammer Wien gestellt werden, wobei das Jahr der
Eintragung selbst nicht mitgerechnet wird. Die erstma-
lige Eintragung in einer anderen Rechtsanwaltskammer
erfüllt nicht die Antragsvoraussetzungen.

Anträge können daher von allen jenen Rechtsanwäl-
ten gestellt werden, die im Jahre 2009 oder danach, spä-
testens jedoch mit Ablauf des Jahres 2012, erstmals als
Rechtsanwalt in die Liste der Rechtsanwaltskammer
Wien eingetragen wurden und noch eingetragen sind.

Ein Bewerbungsansuchen kann nur einmal gestellt
werden.

Anlässlich der Antragstellung hat der Antragswerber
die Absicht der unmittelbar bevorstehenden Gründung
oder Mitbegründung einer Rechtsanwaltskanzlei oder
der Beteiligung an einer Rechtsanwaltskanzlei sowie
die ihm dadurch entstehenden einmaligen und danach
laufenden Kosten darzutun und glaubhaft zu machen
und dem eine Einnahmenschätzung gegenüberzustel-
len (Businesscase).

Die Gründung, Mitbegründung oder Beteiligung ist
ohne Verzug nachzuweisen, erforderliche Unterlagen
sind auf Verlangen vorzulegen.

Der Punkt Zweitens erster Absatz des Stiftbriefes
lautet:

„Diese Stiftung soll angehenden Rechtsanwälten männli-
chen und weiblichen Geschlechtes, dh solchen, bei welchen be-
reits die Voraussetzungen für die Ausübung der Rechtsan-
waltschaft in Wien gegeben sind, verliehen werden, welche
ferner unbemittelt sind, von Sitten, Rechtschaffenheit und
christkatholischer Religion echte Beweise abstatten und zu-
gleich den Nachweis der mindestens mit sehr gutem Erfolge
abgelegten Rechtsanwaltsprüfung erbringen.“

Der Punkt Viertens erster und zweiter Absatz des
Stiftbriefes lautet:

„Diejenigen, welchen diese Stiftung verliehen wird, erhal-
ten im Rahmen der von ihnen dargetanen Kosten einen Stif-
tungsbetrag von insgesamt bis zu EUR 80.800,–, wobei für
die Kosten der Gründung, Mitbegründung oder Beteiligung
sogleich ein Betrag von EUR 26.800,– in bar und zur teil-
weisen Deckung der laufenden Kosten des Kanzleibetriebes
durch fünf nacheinander folgende Jahre jedes Jahr ein Be-
trag von EUR 5.400,– in halbjährigen Raten auszubezah-
len sind.

Die Auszahlung erfolgt insoweit die liquiden Mittel der
Stiftung reichen. Eine Stiftung kann auch zwischen Stif-
tungswerbern geteilt werden.“

In den Stiftbrief kann in der Bibliothek der Rechtsan-
waltskammerWien sowie im InternenBereich vonwww.
rechtsanwaelte.at (Punkt 4.) Einsicht genommen wer-
den. Ferner sind im Internen Bereich ein Merkblatt
und ein Fragebogen dazu abrufbar.

Ansuchen mit allen Unterlagen um Verleihung der
Stiftung sind bis spätestens 31. Januar 2013 beim Präsi-
denten der Rechtsanwaltskammer Wien zu stellen.
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Rechtsprechung

Disziplinarrecht

§ 3 DSt – Mangelnde Beschwer durch Freispruch

Ein DB ist durch einen auf § 3 DSt gestützten Freispruch nicht beschwert.

OBDK 23. 7. 2012, 15 Bkd 4/12

Aus den Gründen:

Mit dem angefochtenen Erk wurde der DB von mehr-
fachen Vorwürfen des Verstoßes gegen Berufspflich-
ten sowie gegen Ehre und Ansehen des Standes frei-
gesprochen. Vom weiteren Vorwurf, er habe dadurch,
dass er ein Schreiben an das Landesvermessungsamt
unter Beilage eines vom Bürgermeister dem DB per
Mail übersandten Planes übermittelt und im Schrei-
ben ausgeführt habe, dass in einem anhängigen Ver-
fahren mehrere Grenzvarianten von Interesse seien,
gegen die Verschwiegenheitspflicht gem § 9 RAO
verstoßen, erfolgte ein auf § 3 DSt gestützter Frei-
spruch.

Die allein gegen Letzteren gerichtete, eine Ausschal-
tung des Hinweises auf § 3 DSt anstrebende Berufung
des DB ist unzulässig.

§ 3 DSt ist eine nach dem ausdrücklichen Willen des
Gesetzgebers dem (am 31. 12. 2007 außer Kraft getre-
tenen) § 42 StGB nachgebildete Regelung, die einen
besonderen Strafausschließungsgrund normiert (RIS-
Justiz RS0113027).

Bereits zu 13 Os 16/80 EvBl 1980/135 hat der OGH
klargestellt, dass eine Beendigung des Verfahrens nach
§ 42 StGB den Betroffenen nicht schlechter stellt als
eine Einstellung oder ein Freispruch aus anderen
Gründen.

Wie immer die Begründung eines materiellrechtlich
auf der Bestimmung des § 42 StGB beruhenden Frei-
spruchs gefasst ist, liegt (schon entsprechend der Na-
tur der Sache) in keinem Fall ein einem Schulder-
kenntnis gleichkommender Ausspruch vor, mag auch
der DR teils missverständlich im Indikativ formulierte
Konstatierungen getroffen haben, anstelle den für die
Prüfung nach § 3 DSt erforderlichen Sachverhalt nur
hypothetisch zugrunde zu legen (vgl Schroll, WK-
StPO § 191 Rz 24).

Aber auch die in der Äußerung zur Stellungnahme
der GenProk angesprochene Verletzung des Art 6
Abs 2 MRK liegt nicht vor. Nach stRsp des EGMR
ist nicht die exakte Wortwahl, sondern der Sinngehalt
der in Rede stehenden Formulierungen relevant (vgl
14 Os 25/09 x und die dort angeführte Rsp).

Somit ist der DB durch den auf § 3 DSt gestützten
Freispruch nicht beschwert, weshalb seine Berufung
gem § 50 Abs 1 DSt zurückzuweisen war.

Anmerkung:
Nach der Rsp des EGMR verletzt die dem § 42 StGB nachge-
bildete Bestimmung des § 3 DSt nicht die Unschuldsvermu-
tung. Ein DB ist daher durch eine Verfahrensbeendigung
gem § 3 DSt nicht beschwert und fehlt ihm diesbezüglich die
Rechtsmittelbefugnis.

Klingsbigl

Gebühren- und Steuerrecht

§ 103 Abs 2 BAO – Verspätete Beschwerde wegen Unwirksamkeit von eingeschränkten Zustell-
bevollmächtigungen in Abgabensachen

1. Nach stRsp des VwGH umfasst eine allgemeine Vollmacht auch die Zustellungsbevollmächtigung.

2. Eine Zustellungsbevollmächtigung ist Abgabenbehörden gegenüber gem § 103 Abs 2 BAO jedoch
unwirksam, wenn sie entweder ausdrücklich auf nur einige dem Vollmachtgeber zugedachte Erledi-
gungen eingeschränkt ist, die im Zuge eines Verfahrens ergehen (lit a), oder ausdrücklich auf nur ei-
nige jener Abgaben eingeschränkt ist, deren Gebarung gem § 213 zusammengefasst verbucht wird
(lit b).

3. Eine „wiederkehrend zu erhebende Abgabe“ iSd § 213 BAO ist eine Abgabe, der eine laufende Tätig-
keit des AbgPfl zu Grunde liegt, die gleichsam ein „abgabenrechtliches Dauerschuldverhältnis“ hin-
sichtlich der betroffenen Abgaben begründet, wobei eine nach § 2 BAO sinngemäße Anwendung
von § 213 Abs 1 BAO auch die Energieabgabenvergütung erfasst.

VwGH 20. 6. 2012, 2010/17/0215

Sachverhalt:
Die angef B vom 11. 6. 2010 wurden der Bf nach den
vorliegenden Rückscheinen am 14. bzw am 15. 6.

2010 zugestellt. Mit Eingabe vom 30. 8. 2010 begehrte
die Bf hinsichtlich dieser Berufungsentscheidungen
eine (neuerliche) Bescheidzustellung an ihren steuerli-
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chen Vertreter. Dieser sei aus dem Deckblatt jeder Be-
rufung als steuerlicher Vertreter erkennbar gewesen.
Zudem sei mit Eingabe vom 29. 9. 2009 zum Vorlage-
bericht des FA eine unrichtige Angabe zum steuerli-
chen Vertreter ausdrücklich richtiggestellt worden.
Schließlich sei die steuerliche Vertretung auch bei der
mündlichen Berufungsverhandlung anwesend gewesen.
Da eine Prozessvollmacht auch eine Zustellbe-
vollmächtigung beinhalte, beantrage die Bf eine ord-
nungsgemäße Zustellung an die steuerliche Vertretung,
um Fristen für weitere Schritte zu wahren. Die dem
steuerlichen Vertreter von der Bf eingeräumte, in
den Verwaltungsakten einliegende Vollmacht lautete:
„Vollmacht, mit welcher Herrn XY der […] Steuerbe-
ratungsgmbH Prozessvollmacht erteilt wird, die P,
(Postanschrift), bezüglich des Verfahrens über die
Energieabgabenvergütung für die Kalenderjahre 2002
und 2003 für die eigenen Einrichtungen vor dem unab-
hängigen Finanzsenat zu vertreten. Wien, am 23. 7.
2009 (Unterschrift) P“. Mit gesondertem Schreiben
vom 12. 10. 2010, hg eingebracht am 15. 10 2010, er-
hob die Bf schließlich Beschwerden gegen die angef B.

Spruch:

Zurückweisung der Beschwerden als verspätet.

Aus den Gründen:

Gem § 9 ZustellG können – soweit die Verfahrens-
vorschriften nicht anderes bestimmen – die Parteien
und Beteiligten andere natürliche oder juristische Per-
sonen gegenüber der Behörde zur Empfangnahme von
Dokumenten bevollmächtigen (Zustellungsvollmacht).
Nach stRsp des VwGH umfasst eine allgemeine Voll-
macht auch die Zustellungsbevollmächtigung (vgl etwa
VwGH v 22. 11. 1999, 1999/17/0423 und v 12. 9. 2002,
2001/15/0158). Allerdings ist eine Zustellungsbe-
vollmächtigung Abgbeh gegenüber gem § 103 Abs 2
BAO unwirksam, wenn sie entweder ausdrücklich auf
nur einige dem Vollmachtgeber zugedachte Erledigun-
gen eingeschränkt ist, die im Zuge eines Verfahrens er-
gehen (lit a), oder ausdrücklich auf nur einige jener Ab-
gaben eingeschränkt ist, deren Gebarung gem § 213
zusammengefasst verbucht wird (lit b). Gem § 213
Abs 1 BAO ist „bei den von derselben Abgabenbehörde
wiederkehrend zu erhebenden Abgaben und den zu
diesen Abgaben zu erhebenden Nebenansprüchen, so-
weit im folgenden nicht anderes bestimmt ist, für jeden
Abgabepflichtigen […] die Gebarung (Lastschriften,
Zahlungen und alle sonstigen ohne Rücksicht aus wel-
chem Anlaß entstandenen Gutschriften) in laufender
Rechnung zusammengefaßt zu verbuchen“. Gem § 2
lit a Z 2 BAO gelten die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes sinngemäß in Angelegenheiten der von den
Abgbeh des Bundes zuzuerkennenden oder rückzufor-
dernden bundesrechtlich geregelten Vergütungen.

Für die Beschwerdefälle ist damit nun entscheidend,
ob die Energieabgabenvergütung als eine „wiederkeh-
rend zu erhebende Abgabe“ iSd § 213 BAO zu qualifi-
zieren ist. Unter wiederkehrend zu erhebenden Abga-
ben werden „periodisch festzusetzende Abgaben“, wie
zB veranlagte ESt, veranlagte KSt, USt und Selbstbe-
messungsabgaben wie zB USt-Vorauszahlung oder
Lohnsteuer verstanden (Ellinger/Bibus/Ottinger, Abga-
beneinhebung durch die Finanzämter [1996] § 213
Rz 4). Gemeinsam ist diesen Abgaben, dass ihnen eine
laufende Tätigkeit des AbgPfl zu Grunde liegt, die
gleichsam ein „abgabenrechtliches Dauerschuldver-
hältnis“ hinsichtlich der betroffenen Abgaben begrün-
det. Beispiele für nicht wiederkehrend zu erhebende
Abgaben sind demgegenüber Grunderwerbsteuer, Erb-
schafts- und Schenkungssteuer oder Rechtsgebühren.
Eine nach § 2 BAO sinngemäße Anwendung von
§ 213 Abs 1 BAO für Vergütungen wird den Begriff
der „wiederkehrend zu erhebende Abgabe“ als „wieder-
kehrend zu gewährende Vergütung“ verstehen müssen.
Die Energieabgabenvergütung ist dabei als eine solche
zu qualifizieren. So zeigt schon § 1 EAVG den periodi-
schen Charakter der Energieabgabenvergütung, wenn
er davon spricht, die entrichteten Energieabgaben seien
jeweils „für ein Kalenderjahr (Wirtschaftsjahr)“ zu ver-
güten. Das Gleiche gilt für § 2 Abs 2 Z 1 EAVG hin-
sichtlich der diesbezüglichen Antragstellung („je Ka-
lenderjahr [Wirtschaftjahr]“). Gem § 2 Abs 4 EAVG
obliegt die Vergütung dem für die Erhebung der Um-
satzsteuer zuständigen FA, sodass insb eine zusammen-
gefasste Verbuchung mit der Umsatzsteuer des Vergü-
tungsberechtigten zu erfolgen hat.

Da die Vollmacht des steuerlichen Vertreters auf
das „Verfahren über die Energieabgabenvergütung
für die Kalenderjahre 2002 und 2003 für die eigenen
Einrichtungen vor dem unabhängigen Finanzsenat“
und somit iSd § 103 Abs 2 lit b BAO auf nur einige
der zusammengefasst zu verbuchenden Abgaben ein-
geschränkt war, lag jedenfalls keine wirksame Zustel-
lungsbevollmächtigung vor. Die bel Beh hat sohin
die angef B zu Recht an die Bf selbst zugestellt, wobei
diese Zustellungen am 14. und 15. 6. 2010 die Be-
schwerdefrist nach § 26 VwGG ausgelöst haben. Die
am 15. 10. 2010 hg eingebrachten Beschwerden waren
damit verspätet.

Anmerkung:
1. Oft werden RA oder StB/WP mit der Vertretung in ei-
nem einzelnen Abgabenverfahren betraut, das spezifische
Rechtsfragen aufwirft, ohne dass damit gleich die gesamte steu-
erliche Vertretung des Mandanten übernommen werden soll.
So dürfte es auch im vorliegenden Fall gewesen sein, wo die er-
teilte Vollmacht das „Verfahren über die Energieabgabenver-
gütung für die Kalenderjahre 2002 und 2003“ betraf.

2. Aus dieser Form der „Einzel-Bevollmächtigung“ er-
geben sich aber spezifische Zustellrisken in Abgabensa-
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Persönlichkeitsrechtsschutz 2.0 – Internationale Zuständigkeit und anwendbares Recht (Thomas Thiede),
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Durch regulierte Selbstregulierung zu einer Kultur der Selbstverantwortung (Otfried Jarren/Christian Wassmer)
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Berka ∙ Grabenwarter ∙ Holoubek (Hrsg)

Persönlichkeitsschutz in elektro-
nischen Massenmedien Siebentes Rundfunkforum

Reihe Recht der elektronischen Massenmedien (REM) Band 9

chen. Zwar leitete der VwGH aus der gewählten Formulie-
rung der Bevollmächtigung auch eine Zustellvollmacht ab.
Aufgrund der sachlich eingeschränkten Bevollmächtigung auf
ein einzelnes Abgabenverfahren bzw eine einzelne Abgabenart
war diese jedoch im Abgabenverfahren unwirksam, weshalb
der UFS seine Berufungsentscheidungen der Beschwerdeführe-
rin selbst und nicht ihrem Vertreter zustellte. Als der Vertreter
die Berufungsentscheidung erhielt, war die Beschwerdefrist
dann offenbar schon abgelaufen. § 103 Abs 2 BAO erklärt
nämlich als abgabenverfahrensrechtliche Sondernorm Zustell-
bevollmächtigungen für unwirksam, wenn sie nicht alle auf

einem Abgabenkonto zusammengefasst verbuchten Ab-
gaben erfassen. Dies dient offenbar der Reduktion der mögli-
chen Ansprechpartner im Abgabenverfahren und verhindert
„konkurrierende“ Zugriffe auf ein Abgabenkonto.

3. Entsprechende Sensibilität ist vor diesem Hintergrund al-
lerdings angezeigt. Wird daher nicht standardmäßig Vorsorge
dafür getroffen, dass dem Vertreter alle behördlichen Schrift-
stücke betreffend das von ihm betreute Verfahren unmittelbar
weitergeleitet werden, entsteht ein hohes Fristenrisiko mit
der Gefahr verspäteter Eingaben.

Franz Philipp Sutter
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" Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
6 | 271 Moser, Gerald: Neue Bestimmungen für Vor-

stand und Aufsichtsrat im AktG und im UGB
280 Warto, Patrick: GmbH-Geschäftsführer und

Dienstnehmerhaftpflichtgesetz
289 Nill, Philipp: Das Protokoll der Generalver-

sammlung

" Zeitschrift für Vergaberecht
4 | 189 Kolar, Julia: Eignungsnachweis durch Eigener-

klärung – vereinfachte Eignungsprüfung zwi-
schen Anspruch und Wirklichkeit

" Zivilrecht aktuell
14 | 263 Blaschitz, Nicole: Kirchliches Vermögen im

Rechtsverkehr. Besonderheiten beim Mietver-
tragsabschluss mit kirchlichen juristischen Per-
sonen

266 Garber, Thomas: Zur Auslegung des Begriffs
„reale Verknüpfung“ iSd Rsp des EuGH zu
Art 31 EuGVVO. Zu 4 Ob 2/12 s = Zak 2012/
533, 279
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»… Meisterwerk des Markenrechts.«
Prof. Dr. Thomas Hoeren zur 1. A., in: MMR 1/2008

Das Handbuch 
bietet eine umfassende Gesamt-

darstellung des deutschen, 

euro päischen und internationalen 

Markenverfahrensrechts und 

Markenvertragsrechts. Die gründ-

lich aktualisierte Neuauflage 

erscheint in einem einzigen Band. 

Neu aufgenommen wurde ein 

neuer Abschnitt zur monetären 

Markenbewertung.

Markenverfahrensrecht
  Markenverfahren vor dem 

DPMA

  Markenbeschwerdeverfahren 

vor dem BPatG

  Gemeinschaftsmarkenverfah-

ren vor dem HABM

  Rechtsmittelverfahren vor  

den Beschwerdekammern  

des HABM sowie vor dem  

EuG/EuGH

 IR-Markenverfahren

 Markenverletzungsverfahren

Markenvertragsrecht
Enthalten sind kommentierte Ver-

träge mit Texten auf deutsch und 

englisch. Die Verträge sind auf 

einer beiliegenden CD-Rom zur 

Vertragsgestaltung gespeichert:

  Markenlizenz (u. a. Exklusiv-

lizenz, Nießbrauch, Steuerrecht)

  Markenübertragung  

(u. a. Unternehmenskauf)

  Markenverwertung 

  Markensicherung

  Markenkreation und Marken-

recherche (mit Darstellung der 

anwaltlichen Haftungsrisiken)

Herausgegeben von 
Prof. Dr. Karl-Heinz Fezer, Ordinarius an der Univer-

sität Konstanz, Honorarprofessor an der Universität 

Leipzig und Richter am OLG Stuttgart. Bearbeitet von 

Ch. Aide, A. Bender, Dr. S. Bingener, Dr. M. Fammler,  

Prof. Dr. K.-H. Fezer, Dr. K. Fischer, Dr. J.-Ch. Gaedertz, 

M. Grabrucker, Dr. M. Grundmann, Dr. M. Hirsch,  

Ph. von Kapff, Dr. J. Menninger und Dr. R. Niebel
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Fezer, Handbuch der Markenpraxis
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beck-shop.de 
Fax: 089/38189-402

erstmals kommentiert 

Monetäre Markenbewertung 

DIN ISO 10668 (neu) 

Rechtsberatung – Wirtschaftsprüfung

Bei schriftlicher oder telefonischer Bestellung haben Sie das Recht, Ihre Bestellung innerhalb 
von 2 Wochen nach Absendung ohne Begründung in Textform (z.B. Brief, Fax, Email) zu widerru-
fen. Die rechtzeitige Absendung des Widerrufs innerhalb dieser Frist genügt. Die Frist beginnt 

c/o Nördlinger Verlags auslieferung, Augsburger Str. 67a, 
86720 Nördlingen).  
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Edikte schnell finden
Kosten vermeiden

Insolvenzcheck

Der ADVOKAT Insolvenzcheck:
k sucht aktbeteiligte Personen in tausenden Edikten in Sekunden 
k warnt vor gerichtlichen Schritten gegen eine insolvente Person 
k präsentiert eine übersichtliche Trefferliste
k speichert die Daten im elektronischen Akt
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k vermeidet aufwändige Doppelchecks



Recht einfach. Links klicken.
Tarife. Leistungen. Honorarnoten.

Die neue Offi ce-Lösung für Rechtsanwaltskanzleien.

Leistungen erfassen, Honorarnoten erstellen, elektronischer Rechtsverkehr.
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Für Sie gelesen
" Wohnrecht Kurzkommentar. Von Alexander Illedits/Otto Reich-

Rohrwig (Hrsg). Verlag LexisNexis Österreich,Wien 2011, 872 Sei-
ten, fester Einband, a 168,–.

Der vorliegende Kurzkommentar stellt eine
optimale Ergänzung zu den bestehenden
Werken auf dem Gebiet des Miet- und
Wohnrechts dar. Sowohl nicht ganz so ver-
sierte Kollegen auf diesem Rechtsgebiet als
auch Profis werden die umfangreiche, aber
gleichzeitig kompakte Zusammenfassung
der einschlägigen wohnrechtlichen Gesetze
(MRG, WEG, WGG, HeizKG, EAVG) zu
schätzen wissen. Der Schwerpunkt des Bu-

ches liegt zweifellos auf der aktuellen Judikatur, wobei aller-
dings auch Lehrmeinungen insbesondere dort nicht zu kurz
kommen, wo noch keine gefestigte Judikatur vorliegt. Er-
freulich ist, dass auch sonst eher stiefmütterlich behandelte
„Nebengesetze“ wie das WGG bzw das HeizKG (obwohl
diesen in der Praxis große Bedeutung zukommt) nicht zu
kurz kommen und ausführlich behandelt werden. Der An-
wender erhält somit mit dem vorliegenden Werk einen wei-
teren effektiven Arbeitsbehelf zur Lösung der in der Praxis
anfallenden wohnrechtlichen Probleme. Gerade in den letz-
ten Jahren wurde die Rechtslage in Kernbereichen des Miet-
und Wohnrechtes, nicht zuletzt durch die „Klauselentschei-
dungen“ des OGH, immer unübersichtlicher. Letztere ha-
ben teilweise eher Verunsicherung beim Rechtsanwender
ausgelöst, als dass sie klare Lösungen geboten haben. Insbe-
sondere die komplexen Regelungen zur Erhaltungspflicht
sind für den Laien kaum noch durchschaubar und stellen
wohl auch für so manchen Rechtsanwalt eine Herausforde-
rung dar. Nicht zuletzt in diesem Teilbereich gibt das Werk
einen guten Leitfaden durch den „Judikatdschungel“ der
letzten Jahre. Nur am Rande sei erwähnt, dass der OGH
in seiner jüngsten E v 27. 2. 2012 zu 2 Ob 215/10x zumin-
dest zur Frage der Endrenovierung (Ausmalverpflichtung)
auch in Verträgen, welche nicht dem Vollanwendungsbe-
reich des MRG unterliegen, wohl einen (vorläufigen) End-
punkt gesetzt hat. Darin hält das Höchstgericht eine Miet-
vertragsklausel, wonach der Mieter bei Beendigung des
Mietverhältnisses das Mietobjekt ordnungsgemäß in weißer
Farbe ausgemalt zurückzustellen hat, für gröblich benachtei-
ligend iSd § 879 Abs 3 ABGB und daher sittenwidrig.

Zurück zum vorliegenden Buch. Ein guter Kommentar
zeichnet sich nicht nur dadurch aus, dass er sämtliche vom
Leser benötigten Informationen enthält, sondern dass man
diese auch rasch auffindet. Dies ist den Autoren vorbildhaft
gelungen. Zu den einzelnen Paragrafen gibt es jeweils ein
stichwortartiges Inhaltsverzeichnis mit Verweis auf die je-
weils relevanten Randzahlen. Dies ermöglicht dem Anwen-
der ein rasches Auffinden der benötigten Judikatur bzw Lite-
ratur. Ein lebendiger Autorenmix aus Praktikern und Leh-

renden sorgt dafür, dass ein gut strukturiertes, aber va auch
umfassendes Werk entstanden ist, welches in der Bibliothek
eines jeden Rechtsanwenders, welcher sich mit der einschlä-
gigen Materie beschäftigt, nicht fehlen sollte.

Robert Steinacher

" Poker und Pokerspielsalons in der Glücksspielgesetzgebung.
Von Günther Winkler. Springer Verlag, Wien 2011, 389 Seiten, br,
a 79,95.

Der Autor spart beim hier vorliegenden
Werk nicht mit Kritik am Gesetzgeber zur
Glücksspielgesetzgebung. Das Buch eignet
sich als gute Argumentationshilfe für die be-
kannten Pokersalonbetreiber, insbesondere
Herrn Zanoni mit seinen Concord Card Ca-
sinos. Dem Gesetzgeber sind offenbar diese
Casinos ein Dorn im Auge. Poker wurde
per Gesetz zum Glücksspiel erklärt. Span-
nend bleibt, wer die einzige Pokerlizenz in

Österreich erhält. Offen bleibt, was mit den zahlreichen Po-
kersalons passiert, ob diese sohin zusperren müssen.

Das hier rezensierte Werk bietet viel Material für eine An-
fechtung des Glücksspielgesetzes beim VfGH. Der Autor
führt aus, dass der Gesetzgeber als oberste Zielsetzung den
Schutz des einzelnen Spielers vor Augen haben müsste. Ob
das erreicht wird durch eineMonopolisierung, durch eine Li-
zenz und durch Schließung der Pokersalons, die immerhin
gültigeGewerbeberechtigungen haben, bleibt offen. Der Au-
tor führt aus, wie in Österreich Gesetze zustande kommen,
nämlich aus Zusammenarbeit der Bundesminister mit der
Bundesregierung, die mit den Verwaltungsbeamten als mate-
rielle Gesetzgeber fungieren. Formell wird dann das Parla-
ment eingeschaltet und erteilt dann den Gesetzesbefehl.

Das Glücksspielgesetz ist genauso wie dieses Buch schwer
zu lesen aufgrund der Komplexität der Materie. In den
dankenswerterweise erfolgten Zusammenfassungen und
Schlussfolgerungen werden dann die Überlegungen des Au-
tors prägnant hervorgehoben. Univ.-Prof. Dr. Winkler weist
darauf hin, dass erhebliche Unterschiede bestehen zwischen
dem Betreiben von Poker in Pokersalons und dem anderen
Glücksspielgeschäft. Die Gewinne gehören nämlich den ein-
zelnen Spielern und keinesfalls den gewerblichen Unterneh-
mern eines Pokerspielsalons.

Abschließend meint der Autor, dass die Gücksspielgesetz-
novelle zu überarbeiten wäre, um einen verfassungskonfor-
men Zustand herzustellen. Der Autor empfiehlt den Rück-
griff auf das Gewerberecht zur Regelung der inneren Ord-
nung der traditionellen Kartenspiele, insbesondere des Po-
kers in freigewerblichen Pokerspielsalons. Die Materie
Glücksspielgesetz im Zusammenhang mit Pokerclubs wird
weiterhin spannend bleiben und sicherlich Thema vieler Ge-
richtsverfahren. Ob das im Sinne des Gesetzgebers ist, darf
bezweifelt werden.

Gerold Beneder
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" ABGB Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch Kommentar. Von
Helmut Koziol/Peter Bydlinski/Raimund Bollenberger (Hrsg). 3. Auf-
lage, Verlag Springer, Wien 2010, 2.500 Seiten, Ln, a 299,–.

Schon mit der 1. Auflage setzten sich die
Autoren zum Ziel, einen Kurzkommentar
zum ABGB zu verfassen, der zum einen
handlich ist und von seinem Benutzer leicht
mitgenommen werden kann, und zum ande-
ren rasch und in geringen Zeitabständen ak-
tualisiert wird, damit der Kommentar auf
dem neuesten Stand bleibt. So erschien die
vorliegende 3. Auflage drei Jahre nach der
2. Auflage. Der Kommentar hat sich zum

Ziel gesetzt (s Vorwort zur 1. Auflage), dem Praktiker, aber
auch dem, fortgeschrittenen Studenten systematische und
aktuelle Erstinformation zu verschaffen. Dies gelingt seit
der 1. Auflage hervorragend. Die Mischung aus nötiger
Länge und Genauigkeit bei überschaubarem Umfang ist
im Bereich der Kommentare zum Bürgerlichen Gesetzbuch
beispiellos.

Der Kommentar befindet sich auf dem Gesetzesstand
vom 1. 8. 2010. Er beinhaltet die Kommentierungen zum
ABGB, zum Ehegesetz, zum Konsumentenschutzgesetz,
zum IPRG, zur Rom I-VO und zur Rom II-VO. Die
Kommentierungen der zwei Rom-Verordnungen (also
der Verordnung über das auf vertragliche Schuldverhält-
nisse anzuwendende Recht – Rom I und der Verordnung
über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzu-
wendende Recht – Rom II) sind im Vergleich zur 2. Auf-
lage neu hinzugekommen und wurden von Musger und
Neumayr bearbeitet.

Nach Wiedergabe der jeweiligen Norm ist ein Litera-
turverzeichnis abgedruckt und danach die jeweilige Kom-
mentierung. Dort, wo die Kommentierungen lang werden
(zB § 94 Ehegesetz – Ehegattenunterhalt, § 879 oder
§§ 932 f ABGB – um nur einige Beispiele zu nennen), er-
leichtert ein Inhaltsverzeichnis mit dazugehörigen Über-
schriften das didaktische Verständnis einerseits und das
schnelle Zurechtfinden bei einer konkreten Fragestellung
andererseits.

Der „KBB“ ist zu Recht ein va von Praktikern sehr ge-
schätzter Kommentar zum ABGB (plus Nebengesetzen).
Er deckt ein großes Rechtsgebiet ab und vernachlässigt dabei
trotz Kürze nicht den Inhalt. Will der Benutzer ein Rechts-
gebiet weiter erarbeiten, liefert der Kommentar zahlreiche
Literaturhinweise, aber va umfangreiche und wesentliche Ju-
dikaturhinweise.

Weiters hervorzuheben ist das mit 85 Seiten äußerst um-
fangreiche Inhaltsverzeichnis, welches wiederum das Ziel des
Kommentars darstellt: rasches, effektives, aber dennoch um-
fangreiches Nachschlagen.

Jakob Hütthaler

" Die Grundrechte des Wirtschaftslebens nach dem Vertrag von
Lissabon. Von Christoph Grabenwarter/Winfried Pöcherstorfer/
Claudia Rosenmayr-Klemenz (Hrsg). Jahn Sramek Verlag KG, Wien
2012, XIV und 173 Seiten, br, a 39,90.

Mit dem am 1. 12. 2009 in Kraft getretenen
Vertrag von Lissabon wurde für den Grund-
rechtsschutz in der EU eine neue Ära ein-
geleitet. Seit der als „Meilenstein“ in der
Entwicklung der Grundrechte bezeichneten
Entscheidung des VfGH v 14. 3. 2012
(U 466/11–18 und U 1836/11–13) ist evi-
dent, dass auch im Grundrechtsschutz in Ös-
terreich eine neue Ära begonnen hat. Durch
Art 6 Abs 1 EUV werden die Rechte, Frei-

heiten, und Grundsätze der Charta der Grundrechte in der
EU anerkannt und im Rang den europäischen Verträgen
gleichgestellt. Sie sind daher Teil des Primärrechts der EU
und für die Mitgliedstaaten bei der Durchführung des
Rechts der EU unmittelbar anwendbar (s auch Art 51 der
Grundrechte-Charta). In „Durchführung des Rechts der
EU“ handeln die Organe (einschließlich Gerichte und Ver-
waltungsbehörden) der Mitgliedstaaten aber nicht nur bei
der Vollziehung unmittelbar wirksamen Unionsrechts, son-
dern auch bei der Vollziehung von mitgliedstaatlichen Um-
setzungsvorschriften. Damit kommt die Grundrechte-
Charta bspw in den Bereichen des Asyl- und Aufenthalts-
rechtes, aber auch im Kapitalgesellschaftsrecht, dem Steuer-
recht, Wettbewerbs- und Beihilfenrecht oder dem Finanz-
marktrecht auf mitgliedstaatlicher Vollziehungsebene zur
Anwendung. Im Rahmen einer gemeinsamen wissenschaftli-
chen Fachtagung haben die Abteilung für Rechtspolitik der
Wirtschaftskammer Österreich und das Institut für Österrei-
chisches und Europäisches Öffentliches Recht an der Wirt-
schaftsuniversität Wien eine Bestandsaufnahme mit beson-
derem Blick auf „Grundrechte des Wirtschaftslebens“ im
weitesten Sinne vorgenommen.

In dem von Christoph Grabenwarter, WU Wien, sowie
Winfried Pöcherstorfer und Claudia Rosenmayr-Klemenz, beide
tätig in der Abteilung für Rechtspolitik der WKÖ, herausge-
gebenen Band finden sich insgesamt acht Beiträge. Den An-
fang macht Michael Potacs, WU Wien, mit einer Darstellung
der Systematik und Durchsetzung des Grundrechtsschutzes
in der EU und ihren Mitgliedstaaten. Als Konsequenz für
den mitgliedstaatlichen Vollzug wird für Gerichte und Ver-
waltungsbehörden, soweit sie im Anwendungsbereich des
EU-Rechts zu entscheiden haben, folgendes Ergebnis he-
rausgearbeitet: „Gewährleisten die EU-Grundrechte einen
weitergehenden Grundrechtsschutz wie staatliche Grund-
rechte, dann sind grundrechtswidrige generelle Normen
im staatlichen Recht unangewendet zu lassen und grund-
rechtswidrige individuelle Rechtsakte aufzuheben. Ist dage-
gen der staatliche Grundrechtsschutz gegenüber jenem der
EU weitergehender, dann kommt das innerstaatliche
Rechtsschutzsystem voll zum Tragen.“

Im Anschluss analysiert Christoph Grabenwarter, WU
Wien, die Gewährleistung von Unternehmertum und unter-
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nehmerischer Freiheit (Art 15 und 16 der Grundrechte-
Charta), einschließlich ihrer Ausprägungen in Form der
Vertragsfreiheit und der Wettbewerbsfreiheit. Die vorma-
lige Präsidentin des OGH, Irmgard Griss, befasst sich mit
dem Grundrechtsschutz von Eigentum und geistigem Ei-
gentum und kommt zum Ergebnis, dass in allen drei Berei-
chen des Schutzes geistigen Eigentums, nämlich dem Mar-
kenrecht, dem Urheberrecht und – zumindest betreffend
den Schutz biotechnologischer Erfindungen – dem Patent-
recht, durch Art 17 der Grundrechte-Charta der Eigentums-
schutz bekräftigt wird. Den Neuerungen bei den Grund-
rechten des Arbeitslebens widmet sich Mathis Fister, WU
Wien. Primär erwartet er den Einfluss der sozialen Grund-
rechte des Arbeitslebens mittelbar, nämlich auf der Ebene
der Interpretation.

Dem Datenschutz und der Privatsphäre widmet sich Diet-
mar Jahnel von der Universität Salzburg. Stichworte wie In-
ternetsperren oder Vorratsdatenspeicherung zeigen die be-
sondere Aktualität datenschutzrechtlicher Themen. Auch
der OGH hatte sich bereits mit dem Verhältnis zwischen
dem durch Art 8 der Grundrechte-Charta gewährleisteten
Recht auf Datenschutz und der gesellschaftsrechtlichen Ver-
pflichtung der Bilanzveröffentlichung zu befassen (Beschluss
v 14. 9. 2011, 6 Ob 63/11z).Über eineBestandsaufnahme hi-
naus legt Jahnel auch dar, wo sich das europäische Daten-
schutzrecht hin entwickeln sollte, um der rasanten techni-
schen Entwicklung Rechnung zu tragen. Unter dem Titel
„Das Recht auf eine gute Verwaltung“ untersucht Ulrich
Zellenberg von der WKÖ die Entstehungsgeschichte des
Art 41 der Grundrechte-Charta, seinen Anwendungsbereich
und verschiedene Ausformungen (wie bspwUnparteilichkeit,
gerechte Behandlung, Behandlung in angemessener Frist etc)
sowie die Auswirkungen auf das österreichischeVerwaltungs-
handeln und die österreichischenVerwaltungsverfahrensvor-
schriften. Dem in Art 36 der Grundrechte-Charta anerkann-
ten Zugang zuDienstleistungen von allgemeinemwirtschaft-
lichem Interesse widmet sich Winfried Pöcherstorfer von der
WKÖ.Abgeschlossenwird der Bandmit einerUntersuchung
von Katharina Pabel über das Recht auf einen wirksamen
Rechtsbehelf und ein abhängiges Gericht (Art 47 Grund-
rechte-Charta). Die Autorin prognostiziert, dass trotz der
dem Wortlaut nach unterschiedlichen Schrankenregelungen
im Ergebnis kein Unterschied im Schutzumfang zwischen
den einander entsprechenden Garantien des Art 47 Grund-
rechte-Charta und Art 6 bzw 13 EMRK entstehen wird.

Der vorliegende Tagungsband bietet eine äußerst gelun-
gene Sammlung von Beiträgen über den Stand ausgewählter
Grundrechte des Wirtschaftslebens in der EU. Zahlreiche
Fragen harren noch einer Behandlung durch die Gerichte.
Schon jetzt hat die Grundrechte-Charta die Rsp des EuGH
beeinflusst (beispielsweise EuGH v 1. 3. 2011, C-236/09 be-
treffend geschlechtsbezogene Ungleichbehandlungen in
Versicherungsverträgen; EuGH v 24. 11. 2011, C-70/10 be-
treffend Sperrverfügungen gegen Internet Provider; EuGH
vom 21. 12. 2011, verb Rs C-411/10 und C-493/10 betref-
fend die Rückführung von Asylwerbern nach Griechenland).

Die Auswirkungen der Grundrechte-Charta – und in Zu-
kunft einmal des Beitritts der EU zur EMRK selbst – lassen
sich wahrscheinlich noch gar nicht annähernd abschätzen.
Für den Praktiker sind sie von erheblicher Bedeutung, wie
das schon erwähnte Erk des VfGH v 14. 3. 2012 glasklar
zeigt. Das vorliegende Buch kann daher als gelungener Ein-
stieg in die Materie wärmstens empfohlen werden.

Markus Heidinger

" Yearbook on International Arbitration. Von Marianne Roth/
Michael Geistlinger (Hrsg). Volume I, Neuer Wissenschaftlicher
Verlag, Wien-Graz 2010, 365 Seiten, br, a 58,–.

Dieser von Marianne Roth und Michael Geist-
linger, beides Professoren an der Universität
Salzburg, herausgegebene Band enthält eine
Fülle wertvoller Informationen zu verschie-
densten schiedsrechtlichen Themen. Die
Bandbreite ist groß. Nicht nur hauptberufli-
che Schiedsrechtler kommen auf ihre Rech-
nung, auch jene, die vielleicht nur gelegent-
lich mit schiedsrechtlichen Fragen befasst
sind.

Die meisten Themen sind stark praxisbezogen, beginnend
mit Fragen zur Abfassung von Streitschlichtungsklauseln
(Einzelschiedsrichter oder drei Schiedsrichter; mehrstufige
Streitschlichtungsklauseln), über das klassische Thema der
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit von Schiedsrichtern,
ein Thema, das gerade in Österreich nicht immer und nicht
von allen in seiner Bedeutung erkannt wird, bis hin zur Voll-
streckung von Schiedssprüchen und praktischen Schwierig-
keiten, die sich aus Artikel IV des New Yorker Übereinkom-
mens ergeben.

Es geht in diesem Band nicht nur um allgemeine, klassi-
sche Wirtschaftsschiedsgerichtsbarkeit. Der Band enthält
auch wertvolle Beiträge zur Streiterledigung vor der WTO
zur Sportsschiedsgerichtsbarkeit (Prof. Geistlinger ist laufend
als Schiedsrichter beim CAS in Lausanne tätig), zur Rege-
lung von Domain-Streitigkeiten und zum Konfliktmanage-
ment allgemein.

Viele Beiträge sind von besonderer Aktualität. Das gilt
nicht nur für den Aufsatz von Marianne Roth zur Revision
der UNCITRAL-Schiedsregeln, sondern auch für die Bei-
träge zu den Themen Insolvenz- und Schiedsverfahren, Re-
formbedürftigkeit der internationalen Schiedsgerichtsbar-
keit, bestens bekannt unter dem Stichwort „time and cost“,
sowie zum Thema anti-suit injunctions.

Fast alle Beiträge haben entweder eine internationale Di-
mension oder behandeln schiedsrechtliche Fragen in ver-
schiedensten ausländischen Rechtsordnungen, unter denen
an prominenter Stelle Russland und China zu finden sind.

Man kann diesen Band nur allen Schiedsrechtsinteressier-
ten und denen, die es noch werden wollen, wärmstens emp-
fehlen.

Andreas Reiner
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" Umsatzsteuer-Handbuch 2012. UStG 1994/USt-Richtlinien
2000, Verordnungen und Erlässe zum UStG 1994, Judikatur von
VwGH und EuGH, EG-Mehrwertsteuer-Richtlinien. Von Stefan
Melhardt. Linde Verlag, Wien 2012, geb, 1.128 Seiten, a 124,–.

Im Umsatzsteuer-Handbuch werden sämtli-
che relevanten umsatzsteuerrechtlichen Vor-
schriften übersichtlich wiedergegeben, wobei
jeder Bestimmung des Umsatzsteuergesetzes
die entsprechenden ergänzenden Vorschrif-
ten der Umsatzsteuerrichtlinien sowie allfäl-
lige ergänzende Bestimmungen in Verord-
nungen zugeordnet werden. Sämtliche im
Jahr 2011 eingetretenen Rechtsänderungen
sind übersichtlich durch entsprechende

Markierungen besonders hervorgehoben und ermöglichen
somit das schnelle Auffinden und einen raschen Überblick.
Die einschlägigen EU-Richtlinien und Verordnungen auf
dem Gebiet der Mehrwertsteuer runden dieses Umsatzsteu-
erhandbuch ab. Zusammen mit den Hinweisen (Leitsätzen)
auf die wichtigsten Entscheidungen des VwGH und des
EuGH beinhaltet daher das Umsatzsteuer-Handbuch 2012
eine vollständige Sammlung des aktuellen Rechtsbestands
zum 1. 1. 2012; die seither eingetretenen Änderungen, ins-
besondere durch das Stabilitätsgesetz, sind naturgemäß noch
nicht enthalten.

Peter Csoklich

Jahresabonnement 2012: EUR 223,– (inkl. Versand in Österreich)
Erscheint 2012 im 57. Jahrgang. Jährlich 11 Hefte (eine Doppelnummer)

Schwerpunkt: Klettern

ZVR – Zeitschrift für
Verkehrsrecht

Klettern mit Jugendlichen: Sorgfaltsmaßstab von und gegenüber Jugendlichen
Klettergärten: Was ist ein Weg iSd § 1319a ABGB?
Außerdem: Brauchen wir führerscheinrechtliche Maßnahmen für ältere Pkw-Lenker?

Lesen Sie Näheres dazu in der ZVR 6/2012
Einzelheft EUR 24,30. Kennenlern-Abonnement 2012: 3 Hefte EUR 15,–

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Rezensionen



  2012. XXII, 298 Seiten.
Br. EUR 48,50
ISBN 978-3-214-00657-0 
Mit Hörerschein für Studierende EUR 38,80

Hengstschläger · Leeb

Grundrechte

Ideale Prüfungsvorbereitung
zum Thema Grundrechte

In diesem neuen Lehrbuch werden nach einer kurzen historischen Einführung die allgemeinen Grund-
rechtslehren erläutert. Darauf folgt eine prägnante Darstellung der wichtigsten verfassungsgesetz-
lich gewährleisteten Grundrechte österreichischer sowie internationaler Herkunft. Auf die einschlägi-
gen Bestimmungen der Grundrechtecharta wird laufend Bezug genommen.

Ideal zur Prüfungsvorbereitung aufgrund der pointierten Auf bereitung mit zahlreichen Hervorhebun-
gen sowie den wichtigsten Judikaten und Beispielen zum Grundrechtsschutz!

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

2012. 128 Seiten.
Br. EUR 32,–
ISBN 978-3-214-00451-4

Schuschnigg

Lobbyingrecht

Der erste Leitfaden zum
neuen Gesetz!

Der Leitfaden zum Lobbyingrecht stellt die neue, ab 1. 1. 2013 geltende Rechtslage und den komplizierten 
Zusammenhang von weitem Anwendungsbereich und zahlreichen persönlichen bzw sachlichen Ausnahmen 
übersichtlich und systematisch dar:
• Anwendungsbereich und Ausnahmen 
• Begriffe 
• Registrierungs- und Verhaltenspf lichten 
• Sanktionen uvm

Mit Beispielen, Praxishinweisen und Gesetzestext samt Materialien!

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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Indexzahlen 2012: Juli August*)
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 105,5 105,8*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110,2 112,3*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 115,5 115,9*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 127,8 128,1*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 134,4 134,8*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 175,8 176,3*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 273,2 274,0*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 479,5 480,9*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 611,0 612,7*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 613,0 614,7*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5368,4 5383,6*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4626,7 4639,9*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 122,1 124,4*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 134,4 137,0*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 138,4 141,0*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 144,4 147,1*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 192,2 195,9*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 320,0 326,1*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3121,7 3181,2*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

2. Auf lage 2012. XII, 108 Seiten.
Br. EUR 28,–
ISBN 978-3-214-00554-2

Vorsorgewohnungen stellen eine wertbeständige und langfristige Sicherheit garantierende Investition dar – 
auch in wirtschaftlich nicht so stabilen Zeiten.

Das Buch stellt das Konzept der Vorsorgewohnungen vor und widmet sich ausführlich den rechtlichen und 
steuerlichen Aspekten, die beim Kauf einer Vorsorgewohnung berücksichtigt werden müssen.

Aus dem Inhalt:
• Überblick über das Konzept der Vorsorgewohnung
• Der Weg zur Vorsorgewohnung
• Rechtliche Aspekte
• Steuerliche Behandlung der Vorsorgewohnung

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at

Bauernfeind · Fuhrmann · Pirker · Verweijen

Vorsorgewohnungen 2. Auf lage

Indexzahlen



Inserate

Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und (01)
712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33-74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33, E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34,
Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und
Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10,
1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt
Substitutionen, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen
und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekuti-
onssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte
Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffen-
stuhl, Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien
(nächst Justizzentrum Wien-Mitte).
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
(auch Verfahrenshilfe) in Wien und Umgebung und
steht auch für die Verfassung von Rechtsmitteln zur
Verfügung. Jederzeit auch außerhalb der Bürozeiten
erreichbar. Telefon (01) 712 55 20 und
(0664) 144 79 00, Telefax (01) 712 55 20-20,
E-Mail: iro@aon.at

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5-7, Tür 6+7, vis-à-vis JustizzentrumWien-
Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und Um-
gebung, insbesondere auch vor dem BG I,
BG für Handelssachen Wien und dem Handels-
gericht Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in
Zivil- und Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei
Dr. Gerhard Huber – Dr. Michael Sych, 1080 Wien,
Laudongasse 25, Telefon (01) 405 25 55,
Telefax (01) 405 25 55-24,
E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Rechtsanwaltskanzlei Haase übernimmt Substituti-
onen in Zivil-, Straf- und Verwaltungsangelegenhei-
ten, kurzfristig, Wien und Umgebung.
Telefon (0676) 528 3114 oder
Telefon/Telefax (01) 888 24 71,
E-Mail: irenehaase@A1.net, durchgehend erreichbar.

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien über-
nimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57-59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Übernehme (auch kurzfristig) Substitutionen in Zi-
vilsachen, insbesondere vor dem BG I, BG HS, HG, BG
Döbling und Hernals sowie auch die Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. RA Mag. Birgit Noha, LLM, Ge-
blergasse 93, 1170 Wien. Auch außerhalb der Büro-
zeiten erreichbar. Telefon (0 664) 312 13 20,
Telefax (01) 90 680–618, E-Mail: office@laws.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Oberösterreich

Rechtsanwalt Mag. Benedikt Geusau, 4320 Perg,
Hauptplatz 9, übernimmt Substitutionen in Linz und
Umgebung sowie vor den Bezirksgerichten Perg,
Mauthausen und Pregarten.
Telefon (072 62) 53 50 30, Telefax (072 62) 53 50 34,
E-Mail: office@geusau.com

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22-0,
Telefax (0662) 84 12 22-6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichtsge-
bäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitutio-
nen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55,
5020 Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Salzburg und
Umgebung. Telefon (0662) 84 38 52,
Telefax (0662) 84 04 94,
E-Mail: ra-meisthuber@aon.at

Bezirksgericht St. Johann im Pongau: Wir über-
nehmen Substitutionen vor dem BG St. Johann im
Pongau sowie im gesamten Sprengel (auch
Exekutions-Interventionen) zu den üblichen
kollegialen Konditionen. Kreuzberger und Stranimaier
OEG, Moßhammerplatz 14, 5500 Bischofshofen,
Telefon (064 62) 41 81, Telefax (064 62) 41 81 20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

International

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwälte München/
Berlin, Mitglied RAK Berlin und RAK Tirol, übernimmt
Mandate/Substitutionen/Zwangsvollstreckungen in
Deutschland und Vertretungen in Kitzbühel/Tirol.
München: Sonnenstraße 2, 80331 München;
Telefon 0049/89/80 90 90 590;
Telefax 0049/89/80 90 90 595.
Berlin: Wittestraße 30 K, 13509 Berlin;
Telefon 0049/30/435 72 573;
Telefax 0049/30/435 72 574.
www.feuerberg.com, office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München über-
nimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in Deutsch-
land. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung garan-
tiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße 21,
80538 München, Telefon (0049-89) 552 999 50,
Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Finnland: Unsere Rechtsanwälte in Helsinki über-
nehmen Mandate/Substitutionen in ganz Finnland:
internationale Transaktionen, Wirtschaftsrecht,
Schiedsverfahren und Prozesse. BJL Bergmann
Attorneys at Law, Ansprechpartner:
RA Dr. Hans Bergmann, Eteläranta 4 B 9,
00130 Helsinki, Telefon (+358 9) 696 207-0,
Telefax (+358 9) 696 207-10,
E-Mail: hans.bergmann@bjl-legal.com,
www.bjl-legal.com

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland (Athen) zugelassen, vertritt vor
griechischen Gerichten und Behörden und steht ös-
terreichischen Kollegen für Fragen zum griechischen
Recht zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen,
Telefon (01) 713 14 25, Telefax DW 17,
E-Mail: office@diamanti.at
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Italien: RA Avv. Dr. Ulrike Christine Walter,
in Österreich und Italien zugelassene Rechtsanwältin,
Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Viale Venezia 2,
Italien, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und staatenübergreifende Substitutio-
nen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: walter@avvocatinordest.it;
www.walter-ra.eu, www.avvocatinordest.it

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht &
Rottensteiner, Hörtenbergstraße 1/B, I-39100 Bozen,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Croon Davidovich
aus Amsterdam mit Zweigstelle in Österreich steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen
und bei grenzüberschreitenden Angelegenheiten
gerne zur Verfügung. Bei Fragen zum Niederländi-
schen Wirtschaftsrecht, Urheberrecht und Allgemei-
nen Zivilrecht kontaktieren Sie RA Mag. J. Menno
Schmidt (M: +43 (0)680 118 1515). Amsterdam,
Herengracht 420, NL-1017 BZ,
Telefon +31 (0)20 535 33 70,
E-Mail: menno@croondavidovich.nl,
www.croondavidovich.nl

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht
österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Schloss Schönbrunn,
Kavalierstrakt 126, 1130 Wien,
Telefon (01) 355 20 95, Telefax (01) 355 20 95-99,
Homepage: www.blasoni-gaj.com,
E-Mail: office@tomaszgaj.com

Schweiz: Rechtsanwalt Fürsprecher Roland Padrutt,
Argentinierstraße 21, Top 9, A-1040 Wien (nieder-
gelassener europ RA/RAK Wien), mit Hauptsitz
Schweiz, Schützenmattstraße 7, CH-5600 Lenzburg 1,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-
men in der Schweiz und cross-border-Rechtssachen
aller Art zur Verfügung. Kontakt:
Telefon Wien +43 (1) 504 73 22,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.at,
Telefon Schweiz +41 (62) 886 97 70,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.ch

Schweiz: Rechtsanwalt Mag. Ernst Michael Lang,
Bachmähdle 10, A-6850 Dornbirn, niedergelassener
EU/EFTA-RA in der Schweiz, Partner im Anwaltsbüro
Mérillat & Partner, Gupfengasse 1, CH-9230 Flawil,

steht für Mandatsübernahmen und Fiskalvertretungen
zur Verfügung. Telefon Dornbirn:
+43 (0)5572 20 89 99, E-Mail: lang@ra-lang.at,
www.ra-lang.at; Telefon Schweiz:
+41 (0)71 394 02 22,
E-Mail: lang.anwalt@merillat.ch, www.merillat.ch

Serbien: Rechtsanwälte Janjic/Tesmanovic/Protic,
Gracanicka 7, 11000 Beograd, stehen österreichischen
Kollegen für Mandatsübernahmen besonders im
Verkehrsunfallrecht, Versicherungsrecht und
Internationalen Recht zur Verfügung.
Telefon +381 (11) 262 04 02,
Telefax +381 (11) 263 34 52,
E-Mail: office@janjic.co.rs, www.advokatijtp.rs

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –
Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Dr.Mirko Silvo Tischler, Trdinova
5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt der
Österreichischen Botschaft, steht sämtlichen
Kolleginnen und Kollegen für cross-border-Mandats-
übernahmen in diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +384 (0)1 432 02 87,
E-Mail: info@eu-rechtsanwalt.si,
Web: www.eu-rechtsanwalt.si

Ungarn: Die Rechtsanwaltskanzlei Noll, Podmanizky
str. 33, H-1067 Budapest, steht österreichischen Kol-
legen für Mandatsübernahmen und cross-border-
Rechtssachen aller Art zur Verfügung.
RA Dr. Bálint Noll, Fachanwalt für Gesellschaftsrecht
und Insolvenzrecht. Telefon +36 (1) 600 11 50,
Mobil +36 (20) 92 40 172, Telefax +36 (1) 998 04 45,
E-Mail: balint.noll@nolliroda.hu, www.nolliroda.hu

Stellenangebot

International

Internationale Anwaltskanzlei sucht deutschsprachige
Juristen mit exzellenten legal English Kenntnissen
und Erfahrung im Wirtschaftsrecht zum sofortigen
Eintritt. Einsatzort: zunächst Emirate, dann auch Qa-
tar und Myanmar, Singapur. Partnerschaft möglich.
Bewerbung mit CV an tstrohal@advocates.cc

Partner

Wien

Rechtsanwaltspartnerschaft mit 3 Anwälten in 1010
Wien Nähe Stephansplatz bietet Kollegen/in in re-
präsentativen Räumlichkeiten einer Altbaukanzlei mit
topausgestatteter Infrastruktur einen Raum (ca 30m2)
und die Mitbenützung der gesamten Kanzleiinfra-

struktur/Sekretariat mit 4 Angestellten, EDV,
Telefonanlage, Bibliothek/Konferenzraum) gegen
monatliche Regiekostenpauschale an.
Kontakt: office@ra-kmem.at, Telefon (01) 512 81 52.

Regiegemeinschaft Nähe Justizpalast, beste Infra-
struktur, repräsentative Kanzlei bietet Kollegen/in
Büroraum und Mitbenützung der gesamten Infra-
struktur samt Sekretariat.
Kontakt: markus.bernhauser@aon.at,
Telefon (01) 402 12 27.

Kanzleiabgabe

Wien

Rechtsanwaltskanzlei (Eigentumswohnung) unmittel-
bar neben dem Bezirksgericht Liesing zu verkaufen. RA
Dr. Karl Zach, Telefon (01) 865 99 06 0.

Immobilien

Wien

Nachmieter gesucht: Büro Rotenturmstraße 29/
Top 9. Das repräsentative Altbaubüro wurde 2010
komplett saniert und bietet modernsten Office-
Standard. Es besteht aus 6 Räumen, Küche, 2 WC,
2 Abstellräume, Etagenheizung. Nutzfläche:
208,41m2. Bei Interesse bitte Frau Scheiner,
scheiner@lansky.at kontaktieren.

RA-Büro: 64m2, Seitengasse Tuchlauben, Altbau,
trotzdem hipp. a 985,–/Monat zzgl. BK und USt.
Telefon (01) 535 51 54 oder
E-Mail: karl.newole@newole.at

Repräsentative Altbaukanzlei in 1010 Wien mit drei
Rechtsanwälten bietet per sofort zwei Büroräume
samt Möglichkeit zur Mitbenützung von Sekretariat,
Besprechungsraum, Bibliothek und Büroinfrastruktur
an. Die beiden Räume können auch einzeln ange-
mietet werden. Zuschriften bitte an: jcr@chello.at

Diverses

(Gebrauchte) Büroeinrichtung, Bestzustand – halb-
kreisförmige Schreibtischkombination mit mehreren
Arbeitsstationen, Ladencontainer, zwei Akten-
schränke, Sideboard, Halbkasten, – alles zum Teil
Echtholz Kirsch furniert, zusätzlich ein großes Side-
board, Echtholz Nuss furniert: Kaufpreis EUR 3.500,–.
Kontakt: RA Dr. Michael Brunner,
Telefon (01) 513 31 48.

Inserate



Finanzkrise, Wirtschaftskrise, volatile Märkte: Immer mehr Anwartschafts- und Leistungsbe-
rechtigte von Pensionskassen mussten zuletzt aufgrund der anhaltenden Schwankungen an
den Börsen Kürzungen ihrer erworbenen Ansprüche oder ausgezahlten Pensionsleistungen
in Kauf nehmen. Mit der Pensionskassenreform, die mit 1.1.2013 in Kraft tritt, wird 
nun Abhilfe geschaffen. 

Eine der wesentlichsten Änderungen der gesetzlichen Grundlagen besteht in der Erweite-
rung der individuellen Wechselmöglichkeiten von einer Pensionskasse zu einer Betriebli-
chen Kollektivversicherung und umgekehrt. Dazu Mag. Wilhelm Rost, Leiter Betriebliche

Vorsorge bei der BAWAG P.S.K. Versicherung, im Gespräch.

Die Pensionskassennovelle bietet Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie Gesellschafter-
Geschäftsführern von Kapitalgesellschaften die Möglichkeit, von einer bestehenden Pensi-
onskasse in die Betriebliche Kollektivversicherung, kurz BKV, zu wechseln. Sie profitieren
damit von einem Höchstmaß an Sicherheit durch eine klassische Veranlagung mit garantier-
ter Verzinsung und einer lebenslangen Zusatz pension in garantierter Höhe inklusive Hinter-
bliebenenvorsorge. Außerdem ist die begünstigte Einzahlung von Eigenbeträgen möglich. 

Die BKV ist weniger von den Wechselwirkungen des Kapitalmarktes abhängig. Schon beim
Einstieg in die BKV wird die Mindesthöhe der späteren Rente garantiert. Ebenso ist der 
Gewinnanteil ab Zuweisung garantiert, das heißt, dass sich das angesammelte Kapital nicht
verringern kann. Die flüssige Rente steigt durch die Gewinnzuweisungen und liegt immer
mindestens auf dem Niveau des Vorjahreswertes.

Mit Vollendung des 55. Lebensjahres können Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von einer
Pensionskasse in die BKV wechseln. Die Voraussetzung dazu ist der Abschluss einer BKV-
Rahmenvereinbarung mit einer Versicherung – zum Beispiel der BAWAG P.S.K. Versicherung.

Der Abschluss des Rahmenvertrages schafft Möglichkeiten, die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sonst nicht hätten. Er verpflichtet nicht, von der BKV-Option Gebrauch zu ma-
chen. Die Rahmenvereinbarung hat den Vorteil, dass neue Mitarbeiterinnen und Mit arbeiter
gleich von Anfang an zwischen Pensionskasse und Betrieblicher Kollektivversicherung wäh-
len können. Arbeitgeber können damit ein breiteres Spektrum an Vergünstigungen bieten,
die sich positiv auf die Bindung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an das Unternehmen
auswirken.

BKV-Prämien sind als Betriebsausgaben absetzbar. Durch die Befreiung von Sozialabgaben
und sonstigen Lohnnebenkosten sind sie wesentlich kostengünstiger als eine Gehaltserhö-
hung. Außerdem fördert ein langfristig angelegtes Pensionsschema das Zugehörigkeitsgefühl
zum Unternehmen, reduziert die Fluktuation und damit ebenfalls Kosten.

KOLLEKTIVE VORSORGE

Herr Mag. Rost, was ändert

sich konkret mit 1.1.2013

bei der betrieblichen 

Pensionsvorsorge?

Was heißt „Höchstmaß 

an Sicherheit“?

Ab wann ist der Wechsel in

die BKV möglich?

Wozu verpflichtet sich ein

Arbeitgeber beim 

Abschluss einer solchen

Rahmenvereinbarung?

Warum kann es unterm

Strich günstiger sein, Mitar-

beiterInnen in eine BKV

einzubinden, als ihnen eine

Gehaltserhöhung zu zahlen?
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Mit 1. Jänner 2013 treten neue Regelungen zur betrieblichen Pensions vorsorge in Kraft. Die Betriebliche
Kollektivversicherung rückt damit als besonders attraktive Option in den Vordergrund. Sie sorgt nicht nur
für eine garantierte Zusatzpension ohne Lohnnebenkosten, sondern fördert auch die Mitarbeitermotivation.

TIPP: Wenn Sie noch heuer vor dem 21.12.2012 eine Betriebliche Kollektivversiche-
rung abschließen, profitieren Sie von einem höheren garantierten Rechnungszins.

Für nähere Informationen sowie eine ausführliche persönliche 
Beratung in Kooperation mit den Experten der BAWAG P.S.K. 
Versicherung wenden Sie sich bitte an Ihren BAWAG P.S.K.-
Geschäftskundenbetreuer bzw. direkt an 
Mag. Wilhelm Rost, Tel. 01/54616 DW 74525, 
wilhelm.rost@bawagpsk-versicherung.at. 



Sandbichler · Galla (Hrsg)

PR für Anwälte
Ein Handbuch mit Praxistipps für den Umgang mit
den Medien

Der richtige
Umgang
mit Medien!

2012. XII, 112 Seiten.
Br. EUR 28,–
ISBN 978-3-214-03940-0

Die Autoren und Herausgeber dieses Sammelbandes haben PR aus unter-
schiedlichen Blickwinkeln betrachtet.
•  Was ist standesrechtlich erlaubt und welche rechtlichen Rahmenbedin-

gungen gibt es?
•  Wie verhalte ich mich als Rechtsanwalt, wenn mich Journalisten kontak-

tieren?
• Was kann ich selbst tun, um medial wahrgenommen zu werden?
•  Welche Informationen sind für Medien bedeutsam und wie formuliere ich 

sie richtig?
•  Welchen Nutzen hat Berichterstattung über eine Causa für mich und mei-

ne Klienten?

Mit einem Verzeichnis der wichtigsten österreichischen Medien!

Die Herausgeber:
Mag. Elisabeth Sandbichler ist für Unternehmen und Agenturen freiberuf-
lich tätig und war Referentin für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit in der 
Tiroler Rechtsanwaltskammer. 
Mag. Franz Galla ist Rechtsanwalt in Wien.

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at
Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at


